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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

In der Anlage erlaube ich mir, Ihnen den Jahresbericht 1959, 

den ich dein Bundestag gemäß § 2 Abs. 3 des Gesetzes über 

den Wehrbeauftragten des Bundestages vom 26. Juni 1957 zu 

erstatten habe, ergebenst vorzulegen. 

v. Grolman 
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A. Vorbemerkungen 

Der erste Wehrbeauftragte des Bundestages ist 
am 19. Februar 1959 durch den Deutschen Bundestag 
gewählt und am 20. März 1959 vor dem Plenum 
durch den Präsidenten des Bundestages vereidigt 
worden. Sein Amt hat er am 3. April 1959, ange-
treten. Die Einrichtung der Dienststelle und die 
Einstellung des notwendigen Personals waren am 
1. Juni 1959 in einem vorläufigen Umfange soweit 
gediehen, daß die Arbeit aufgenommen werden 
konnte. So umschließt dieser erste Bericht einen 
Zeitraum praktischer Arbeit von lediglich sieben 
Monaten. 

Schwierigkeiten bei der Auswahl und der Beru-
fung von Mitarbeitern sowie zum Teil langwierige 
Erkrankungen führten dazu, daß dem Wehrbeauf-
tragten im Berichtszeitraum einige Monate nur ein 
Beamter des höheren Dienstes zur Seite stand. 
Zunächst konnte daher nur das dringendste getan 
werden. Namentlich mußten die unerwartet zahl-
reichen Eingaben vordringlich bearbeitet werden. 
Truppenbesuche ließen sich aus diesem Grunde erst 
in verhältnismäßig geringem Umfange durchführen. 
Auch die Beobachtung der Ausübung der Disziplinar-
gewalt und der Strafrechtspflege mußte zunächst 
hinter die dringenderen Aufgaben zurückgestellt 
werden. 

Es liegt auf der Hand, daß der Bericht über die 
Tätigkeit im ersten halben Jahr noch keine allge-
meingültigen Eindrücke und Urteile zu vermitteln 
vermag. Zudem steht die Bundeswehr noch in jeder 
Hinsicht in der Entwicklung; sie hat naturgemäß 
infolge ständiger Neuaufstellungen und gleichzeiti-
ger Umorganisation ihre endgültige einheitliche 
Linie noch nicht gefunden. Das innere Gefüge ihrer 
Verbände weist noch große Unterschiede auf. Selbst 
der mit den Grundlagen und der Eigengesetzlichkeit 
einer Wehrmacht vertraute Beobachter wird daher 
längere Zeit benötigen, ehe sich Allgemeingültiges 
sagen läßt. So haftet allem Urteil der Charakter des 
Vorläufigen an. Auf der anderen Seite gaben die 
ersten Monate der Tätigkeit dem Wehrbauftragten 
mannigfache Hinweise für gewisse Erscheinungen 
und Entwicklungstendenzen in dem inneren Gefüge 
der Bundeswehr, die je nach ihrer Eigenart beson-
derer Beobachtung, Förderung oder Gegenwirkung 
bedürfen. Der nachstehende Bericht soll in seiner 
Gliederung und den angesprochenen Problemen 
aufzeigen, welche Gebiete je nach dem Fortgang 
der Erfahrungen und Erkenntnisse in den künftigen 
Jahresberichten behandelt werden sollen. 

B. Vorgeschichte 

Der Gedanke, in Deutschland die bisher unbe-
kannte Einrichtung eines Wehrbeauftragten zur 
Verstärkung der parlamentarischen Kontrolle über 

die bewaffnete Macht zu schaffen, entstand im Zu-
sammenhang mit der gesetzgeberischen Vorberei-
tung des Wiederaufbaus der Streitkräfte. Abgeord-
neter Ernst Paul, der während der nationalsozialisti-
schen Gewaltherrschaft Deutschland verlassen mußte 
und in Schweden eine Exilheimat fand, lernte im 
Gastland die Einrichtung des schwedischen Reichs-
bevollmächtigten für das Militärwesen kennen. 

Er schlug als Mitglied des damaligen Bundestags-
ausschusses für Fragen der europäischen Sicherheit 
(seit dem 10. Januar 1956 „Ausschuß für Verteidi-
gung") erstmals Ende 1952 eine entsprechende Ein-
richtung für Deutschland vor. Der Gedanke wurde 
vom Ausschuß aufgegriffen und besonders von 
seinem Vorsitzenden, Vizepräsident Dr. Richard 
Jaeger, und dem stellvertretenden Vorsitzenden, 
Abgeordneter Fritz Erler, tatkräftig gefördert. In 
der Sitzung am 11. Dezember 1953 beschloß der 
Ausschuß, eine Kommission von zwei Abgeordneten 
nach Schweden zu entsenden mit dem Auftrag, Ein-
richtungen des schwedischen Wehrwesens zu studie-
ren und dadurch Anregungen für die innere Füh-
rung einer künftigen deutschen Armee zu gewinnen. 
Hierbei sollte besonders die Einrichtung ,des Militär-
bevollmächtigten berücksichtigt werden. Die Stu-
dienreise fand im Januar 1954 statt; die gemachten 
Erfahrungen wurden in einem Bericht vom 11. Fe-
bruar 1954 festgehalten. Der Gedanke, einen Wehr-
beauftragten zu schaffen, setzte sich in der Folge-
zeit durch und hat bei der Grundgesetz-Ergänzung 
vom 19. März 1956 (BGBl. I S. 111) zur Einfügung 
des Artikels 45b geführt, der die Berufung des Wehr-
beauftragten „zum Schutz der Grundrechte und als 
Hilfsorgan des Bundestages bei ,der Ausübung der 
parlamentarischen Kontrolle" vorsieht und die 
nähere Regelung einem Ausführungsgesetz über-
läßt. Dieses Gesetz ist in Form des Gesetzes über 
den Wehrbeauftragten des Bundestages vom 26. 
Juni 1957 (BGBl. I S. 652) erlassen worden, das den 
Aufgabenkreis, die Befugnisse und die Rechtsstel-
lung des Wehrbeauftragten regelt. 

C. Aufbau der Dienststelle 

Der Wehrbeauftragte stand nach seiner Berufunç 
zunächst vor der Aufgabe, seine Dienststelle aufzu-
bauen, um seine Arbeit aufnehmen zu können. Er 
ließ sich von dem selbstverständlichen Gedanken 
leiten, die Dienststelle so klein wie möglich zu hal-
ten. Es mußte vermieden werden, eine neue Büro-
kratie entstehen zu lassen; vielmehr sollten Organi-
sation,  Umfang und Arbeitsweise der Dienststelle 

dem Beauftragten des Parlaments einen lebendiger 
Kontakt mit der Truppe sowie den verantwortlichen 
Dienststellen der Bundeswehr ermöglichen. Auf dei 
anderen Seite mußte die personelle Ausstattung ein 
sinnvolles, den Aufgaben gerecht werdendes Arbei-
ten gewährleisten. 
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Nach § 16 des Gesetzes sind dem Wehrbeauftrag-
ten die für die Erfüllung seiner Aufgaben erforder-
lichen Hilfskräfte zur Verfügung zu stellen; der 
Haushalt seiner Dienststelle wird beim Haushalt des 
Bundestages veranschlagt. 

Um der vom Gesetzgeber gewünschten und im In-
teresse der Aufgabe notwendigen eigenständigen 
Stellung des Wehrbeauftragten Ausdruck zu verlei-
hen, hat der Bundestag den Haushalt der Dienst-
stelle des Wehrbeauftragten in einem besonderen 
Kapitel (03) in den Einzelplan 02 eingeordnet und 
das Vorwort zum Einzelplan 02 entsprechend ge-
faßt. Alle haushaltsrechtlichen Maßnahmen sind in 
der Folge unter Berücksichtigung dieser Eigenstän-
digkeit getroffen worden. 

Zur Ersparung besonderen Personals für die 
Durchführung der allgemeinen Verwaltungsauf-
gaben ist der Wehrbeauftragte auf die entsprechen-
den Dienststellen der Bundestagsverwaltung ange-
wiesen. Hierbei hat sich eine verständnisvolle und 
gute Zusammenarbeit entwickelt. Die Bundestags-
verwaltung unterstützt die Dienststelle des Wehr-
beauftragten in dankenswerter Weise bei allen 

erwaltungstechnischen Arbeiten und hat ihr in der 
Aufbauzeit bei der besonders hohen Arbeitsbela-
stung mit Personal ausgeholfen. 

Die Aufstellung der Dienststelle begann am 3. 
April 1959 mit der Einrichtung eines Geschäfts-
zimmers im Presseblock des Bundestages. Für die 
vorbereitende Arbeit wurden von der Bundestags-
verwaltung zwei Hilfskräfte zur Verfügung gestellt. 
Zu ihnen trat am 15. April 1959 der büroleitende 
Beamte. Der personelle Aufbau schritt dann soweit 
voran, daß dem Wehrbeauftragten am 1. Juni 1959 
elf Bedienstete — darunter zwei Beamte des höhe-
ren und zwei des gehobenen Dienstes — zur Ver-
fügung standen. Damit war die Aufnahme der Arbeit 
im notwendigen Mindestumfang möglich. Mitte Mai 
konnte die Dienststelle endgültig in dem bundes-
eigenen Gebäude in Bonn, Koblenzer Straße 111, 
untergebracht und nun auch die materielle Ausstat-
tung in begrenztem Rahmen vorgenommen werden. 

Der personelle Aufbau der Dienststelle nahm 
noch längere Zeit in Anspruch. So konnten einige 
Sachbearbeiterstellen erst später, die Planstelle der 
Besoldungsgruppe A 16 erst zum 1. November 1959 
besetzt werden. Am Ende der Berichtszeit betrug 
die Personalstärke einschließlich der Schreibkräfte, 
der Hilfskräfte für Registratur, Statistik und Fern-
sprechdienst, der Kraftfahrer, Pförtner und Boten 
insgesamt 19 Bedienstete, davon drei Beamte des 
höheren und zwei des gehobenen Dienstes. Die Auf-
gabenverteilung ergibt sich im einzelnen aus dem 
beigefügten Organisationsplan (Anlage 1). 

Der Geschäftsgang bei der Dienststelle des Wehr-
beauftragten ist nach den Grundsätzen des Allge-
meinen Teils der „Gemeinsamen Geschäftsordnung 
der Bundesministerien" (GGO I/1958) sowie durch 
Einzelanordnungen geregelt worden. 

Vor dem Amtsantritt des Wehrbeauftragten und 
im Zeitraum bis zur Herstellung der Arbeitsfähig-
keit der Dienststelle am 1. Juni 1959 waren bereits 
zahlreiche Eingaben und Beschwerden angefallen. 

Sie wurden zunächst durch den Verteidigungsaus-
schuß des Bundestages bearbeitet, der in besonders 
dringenden Fällen auch vorsorglich die Überprüfung 
des vorgetragenen Sachverhalts veranlaßte. Die 
Weiterbehandlung der Vorgänge blieb der Dienst-
stelle des Wehrbeauftragten vorbehalten. Infolge 
der unerwartet hohen Zahl der Eingaben bereits 
während des Aufstellungszeitraumes war die Dienst-
stelle bei Aufnahme ihrer Tätigkeit von vornherein 
einer. außerordentlichen Belastung ausgesetzt. Dabei 
ist zu berücksichtigen, daß sich der Wehrbeauftragte 
und sein Personal erst in ihre neuen Aufgaben ein-
arbeiten mußten. Insbesondere hatten sie sich mit 
den einschlägigen Gesetzen, Verordnungen und Er-
lassen vertraut zu machen und die weitverzweigte 
Organisation des Verteidigungsressorts kennenzu-
lernen. Auch die zweckmäßigste Arbeitsmethode 
mußte erst gefunden werden. 

Der Arbeitsanfall von Juni bis Dezember 1959 ist 
in. Anlage 2 dargestellt. Angesichts der anhaltend 
hohen Zahl von Eingaben und Beschwerden hat die 
angespannte Arbeitslage am Ende des Berichtsjah-
res noch angedauert. 

Die mehr als 3300 Eingaben im Berichtszeitraum 
mußten von einem einzigen Referenten bearbeitet 
werden, der zudem den Wehrbeauftragten mehrfach 
bei seinen Truppenbesuchen zu begleiten hatte; hin-
zu kamen umfangreiche vorbereitende Arbeiten für 
den Jahresbericht. Als Hilfskräfte standen diesem 
Referenten nur zwei Sachbearbeiter zur Verfügung. 
Das hat zu einer Überlastung der drei Bediensteten 
geführt, die sich nicht länger verantworten läßt. Im 
Jahre 1960 wird daher ein zweites Eingabenreferat 
geschaffen werden müssen. Ungeachtet der Bela-
stung allein durch die große Zahl der Eingaben wird 
die Bildung eines zweiten Referates für die Ein-
gabenbearbeitung auch dadurch notwendig, daß die 
unterschiedlichen Verhältnisse in der inneren Situa-
tion der einzelnen Teilstreitkräfte wie ihre Beson-
derheiten auf organisatorischen, personellen und 
sonstigen Gebieten eine eingehende Sachkenntnis 
der betreffenden Referenten und ihrer Sachbearbei-
ter verlangen. Die Aufgaben der beiden Referenten 
werden daher so zu verteilen sein, daß der eine die 
Eingaben aus dem Heer und der Territorialen Ver-
teidigung, der andere die aus der Luftwaffe und der 
Marine bearbeitet. Nur dann können beide Referen-
ten und ihre Mitarbeiter die Eingaben sachgemäß 
und gewissenhaft prüfen und bearbeiten und die 
Erfahrungen über Vorgänge in den jeweiligen Teil-
streitkräften aus Eingaben und Truppenbesuchen 
sachdienlich auswerten. Das dient auch einer ra-
tionellen Arbeitsweise. 

D. Der gesetzliche Aufgabenbereich 
des Wehrbeauftragten 

Nach Artikel 45b des Grundgesetzes ist der Wehr-
beauftragte „zum Schutz der Grundrechte und als 
Hilfsorgan des Bundestages bei der Ausübung der 
parlamentarischen Kontrolle" berufen. Dieser Satz 
ist unmittelbar geltendes Recht. § 1 des Gesetzes 
über den Wehrbeauftragten — jenes Bundesgeset- 
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zes, das gemäß Satz 2 des Artikels 45b „das Nähere 
regelt" -- nimmt darauf Bezug, indem er besagt, daß 
der Wehrbeauftragte die Aufgaben aus Artikel 45b 
wahrzunehmen hat. Praktisch umrissen ist das Auf-
gabengebiet des Wehrbeauftragten jedoch in § 2 des 
Gesetzes über den Wehrbeaufragten. 

Nach Absatz 1 dieser Vorschrift wird der Wehr-
beauftragte auf Weisung des Bundestages oder sei-
nes Verteidigungsausschusses zur Prüfung eines be-
stimmten Vorganges tätig. Eine Begrenzung dieser 
Vorgänge nach ihrem Gegenstand läßt das Gesetz 
nicht erkennen; Artikel 45b des Grundgesetzes, der 
schlechthin von der „Ausübung der parlamentari-
schen Kontrolle" spricht, gibt für eine solche Be-
grenzung auch keinen Anhalt. Das Parlament kann 
daher dem Wehrbeauftragten jeden wie immer ge-
arteten Vorgang aus dem Verteidigungsressort zur 
Untersuchung zuweisen. Im übrigen ist der Wehr-
beauftragte gemäß § 5 Abs. 2 von Weisungen frei. 
Demgemäß ist ihm auch die Art der Untersuchung 
freigestellt. Einzelweisungen für das Verfahren sind 
nach dem Gesetz nicht vorgesehen. § 5 Abs. 1 läßt 
den Erlaß von allgemeinen Richtlinien für die Ar-
beit des Wehrbeauftragten durch den Bundestag 
oder seinen Verteidigungsausschuß zu. Von derarti-
gen Richtlinien ist bisher jedoch Abstand genom-
men worden. 

Von dem Recht, bestimmte Vorgänge dem Wehr-
beauftragten zur Prüfung zuzuweisen, haben der 
Bundestag und sein Verteidigungsausschuß im Be-
richtszeitraum keinen Gebrauch gemacht. 

§ 2 Abs. 2 des Gesetzes über den Wehrbeauftrag-
ten umgrenzt den Aufgabenbereich, innerhalb des-
sen der Wehrbeauftragte aus eigenem Antrieb tätig 
wird. Dies ist dann der Fall, wenn „ihm Umstände 
bekanntwerden, die auf eine Verletzung der Grund-
rechte der Soldaten oder der Grundsätze über die 
innere Führung schließen lassen". 

Die Initiative des Wehrbeauftragten hinsichtlich 
dieses Arbeitsgebietes ist somit nach keiner Rich-
tung beschränkt. Ein Tätigwerden in diesem Bereich 
ist ganz seinem „pflichtgemäßen Ermessen" anheim-
gestellt. Aus dem Wortlaut des Gesetzes ergibt sich 
im übrigen, daß nicht der Beweis einer Verletzung 
vorliegen muß, sondern daß der Verdacht einer sol-
chen genügt, um die Initiative des Wehrbeauftrag-
ten zu rechtfertigen. 

Unter den Grundrechten, deren Schutz dem Wehr-
beauftragten obliegt, kommen bei Soldaten beson-
ders in Betracht der Schutz der Menschenwürde, das 
Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit, auf 
Leben, körperliche Unversehrtheit und Freiheit, fer-
ner der Schutz von Ehe und Familie, das Brief-
geheimnis und das Petitionsrecht. Eine Reihe von 
Grundrechten ist bei Soldaten eingeschränkt, dar-
unter die Freizügigkeit und die Versammlungsfrei-
heit. 

Bei den Grundsätzen über die innere Führung 
handelt es sich im wesentlichen um die Auswirkung 
der Grundrechte im militärischen Bereich. Sie haben 
im Wehrrecht mannigfach Niederschlag gefunden. 
Ihre Abgrenzung bei der Wahrnehmung der Auf-
gaben des Wehrbeauftragten ist schwierig. Der Ge

-

setzgeber hat dazu keine Erläuterungen gegeben. 
Allgemein sind darunter die Grundsätze zeitgemäßer 
Menschenführung im militärischen Bereich zu ver-
stehen. 

Als Ergebnis einer langen geistesgeschichtlichen, 
politischen und verfassungsrechtlichen Entwicklung 
ist der Freiheitsraum des einzelnen gegenüber dem 
Staat größer geworden. Neue fortschrittliche For-
men der Menschenführung haben sich herausgebil-
det, die diesen Freiheitsraum respektieren und eine 
Inanspruchnahme des einzelnen für Dienste am 
Staat und an der Allgemeinheit auf das Notwendige 
beschränken. Dementsprechend dürfen auch die 
staatsbürgerlichen Rechte der Soldaten nur einge-
schränkt werden, soweit ihr Dienst und ihre Auf-
gaben dies erfordern. Der Staatsbürger soll Staats-
bürger bleiben, auch wenn er die Uniform des Sol-
daten trägt und seiner soldatischen Aufgabe dient. 

Die Gegner einer modernen inneren Führung 
wenden nicht selten ein, die Armee müsse, wenn 
sie den Staat schützen und damit ihre Aufgabe er-
füllen soll, in erster Linie eine auf bedingungslosem 
Gehorsam begründete Disziplin besitzen; diese 
werde durch allzu große Rücksichtnahme auf staats-
bürgerliche Rechte eher gefährdet als gefördert. 

Eine solche Einstellung verkennt das wesent-
lichste Moment in der gewandelten militärischen 
und politischen Situation. Der Verteidigungsfall 
wird den selbständigen verantwortungsbewußten 
Einzelkämpfer mehr noch verlangen als die bis-
herige Kriegsgeschichte ihn je gekannt und gefor-
dert hat. Mit Ausbildungs- und Erziehungsvorstel-
lungen aus der Vergangenheit ist dieses Ziel, das 
jeden Gedanken an eine drillmäßige Erziehung des 
Soldaten zu einer uniformierten Masse ausschließt, 
nicht mehr zu erreichen. Der einzige Weg ist viel-
mehr eine geistige Erziehung und zeitgemäße Men-
schenführung, die die Einzelpersönlichkeit des Sol-
daten respektieren, ihn zu Selbstverantwortung und 
Eigeninitiative erziehen und zur Selbstzucht befähi-
gen. Dies ist der Sinn der Grundsätze über die 
innere Führung. Sie sind damit die Voraussetzung 
für die Schlagkraft der Truppe. 

Innere Führung hat nichts mit Weichheit oder 
Verweichlichung zu tun. Sie schließt alle Erforder-
nisse ein, die den Soldaten befähigen, seine Auf-
gabe und seine Pflichten im Verteidigungsfall zu er-
füllen. 

Auch die Demokratie braucht eine disziplinierte, 
innerlich gefestigte Armee. Von diesem Grund-
gedanken soll das innere Gefüge der Bundeswehr 
getragen sein. Zu seiner Verwirklichung sind die 
Grundsätze über die innere Führung in Zusammen-
arbeit zwischen Parlament und Exekutive entwickelt 
worden. Sie bestimmen das rechte Verhältnis des 
Vorgesetzten zum Untergebenen und umgekehrt. 

Die Grundsätze über die innere Führung gehen 
jeden an. Sie bestimmen in erster Linie die Aufgabe 
des Vorgesetzten, aber sie schließen auch die Mit-
verantwortung des Untergebenen ein. Sie fordern 
vom Vorgesetzten, daß er seine Befehle in den 
Grenzen seines gesetzlichen Auftrages hält und sich 
dabei der Verantwortung für die ihm unterstellten 
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Soldaten bewußt bleibt. Sie verlangen vom Unter-
gebenen die bestmögliche Pflichterfüllung und ge-
wissenhaften Gehorsam. Dazu gehört auch das Er-
tragen der Härte der Ausbildung, die für den Ver-
teidigungsfall notwendig ist. 

Demgegenüber ist die Forderung nach Gerechtig-
keit des Vorgesetzten keine Besonderheit der 
Grundsätze über die innere Führung. Sie ist ein 
zeitlos sittliches Gebot und damit auch eine unab-
dingbare Voraussetzung jeder soldatischen Men-
schenführung. Im gleichen Sinne gilt die Fürsorge-
pflicht als eine selbstverständliche menschliche For-
derung, insbesondere aber als Verpflichtung für den 
Vorgesetzten, dessen Befehl und Machtbefugnis der 
Untergebene anvertraut ist. Ohne die verantwor-
tungsbewußte Fürsorge des Vorgesetzten für seine 
Soldaten ist das auf Vertrauen begründete innere 
Gefüge einer Armee nicht denkbar. 

Die Grundsätze über die innere Führung sollen 
den Geist der neuen Armee und ihr inneres Gefüge 
bestimmen. Auf diesen Grundlagen hat der Wehr-
beauftragte die in Artikel 45b des Grundgesetzes 
und im Gesetz über den Wehrbeauftragten nieder-
gelegten Aufgaben im Sinne des Gesetzgebers 
wahrzunehmen. 

E. Die innere Situation der Bundeswehr 

Im Rahmen des ersten Berichts kann der Wehr-
beauftragte nicht darauf verzichten, einige Gedan-
ken über die politischen und rechtlichen Grund-
lagen voranzustellen, auf denen die Einordnung 
der Bundeswehr in die rechtsstaatliche Demokratie 
beruht, und die für die innere Situation der Bundes-
wehr bestimmend sind. 

Nach dem letzten Krieg gab es in Deutschland 
zehn Jahre lang keine Soldaten mehr. Dann wurde, 
bedingt durch politische Entscheidungen, der Neu-
aufbau einer Armee notwendig. Dieser Aufbau voll-
zog sich unter außergewöhnlichen Voraussetzun-
gen. 

Der Zusammenbruch nach dem verlorenen Krieg 
hatte das politische Antlitz Deutschlands von Grund 
auf verändert. Als Deutschland seine Eigenstaat-
lichkeit wiederherstellen konnte, war es ihm ver-
wehrt, das ganze Staatsvolk und Staatsgebiet darin 
einzubeziehen. Mittel- und Ostdeutschland blieben 
entgegen dem Willen des Volkes unter fremder 
Herrschaft. Ein gesellschaftlicher Umbruch, der be-
reits nach dem ersten Weltkrieg eingesetzt hatte, 
hat angesichts der Vertreibung von über zehn Mil-
lionen Menschen Ausmaße angenommen, die dem 
Ergebnis großer Revolutionen der Geschichte nicht 
nachstehen. Geistige Grundlagen, auch wenn sie 
nichts mit dem Ungeist der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft zu tun hatten, sind in den Strudel 
der Geschichte geraten und fragwürdig geworden. 
Die Fortentwicklung der Wissenschaften, eine um-
fassende Technisierung und Mechanisierung, der 
Anbruch des Atomzeitalters und die Weltraumfahrt 
bestimmen wesentlich das geistige Gesicht der Zeit. 

In einer derart veränderten politischen und so - 

zialen Umwelt war es eine schwere Aufgabe, die 
Bundeswehr aufzubauen. Die notwendigen psycho-
logischen Voraussetzungen für den Neuaufbau einer 
Armee waren infolge der Belastungen aus der 
jüngsten Vergangenheit weitgehend zerstört. Durch 
politische Willensäußerungen der Alliierten und 
innerdeutsche Auseinandersetzungen war nach dem 
Zusammenbruch eine Wiederbewaffnung Deutsch-
lands in weiten Kreisen der Bevölkerung undenk-
bar geworden. Namentlich die widernatürliche Spal-
tung Deutschlands und die Tatsache, daß die Bun-
desrepublik lediglich ein staatliches Provisorium 
darstellt, haben die Verteidigungsbereitschaft des 
Volkes vor Probleme und Fragen gestellt, mit denen 
sich die innere Führung der Bundeswehr auseinan-
derzusetzen hat. 

Die politischen und rechtlichen Grundlagen der 
Armee hat das Parlament erstmals nach seinem 
Willen und nach den Gesetzen der Demokratie ge-
schaffen. Die negativen Erfahrungen der Vergan-
genheit sind dabei berücksichtigt worden. Es ist 
sichergestellt, daß die Armee nicht mehr in die Lage 
kommen kann, ein politisches Eigenleben innerhalb 
unseres Staatswesens zu führen und — wie man es 
mit einem Schlagwort bezeichnet — zum „Staat im 
Staate" zu werden. Das Primat des Politischen ist 
verfassungsrechtlich verankert. Die Befehls- und 
Kommandogewalt liegt in der Hand des Bundesver-
teidigungsministers als Mitglied der dem Parlament 
verantwortlichen Bundesregierung, während sie im 
Verteidigungsfalle dem Bundeskanzler zusteht. 
Einen selbständigen militärischen Befehlshaber gibt 
es nicht. Die Armee unterliegt darüber hinaus der 
vollen parlamentarischen Kontrolle. Dem Verteidi-
gungsausschuß des Bundestages, einem Verfas-
sungsorgan, sind die Rechte eines Untersuchungs-
ausschusses übertragen. Zum Schutz der Grund-
rechte und als Hilfsorgan des Bundestages bei der 
Ausübung der parlamentarischen Kontrolle ist die 
Institution des Wehrbeauftragten geschaffen. Da-
mit sind alle Voraussetzungen für eine reibungs-
lose Einfügung der Bundeswehr in die freiheitliche 
und rechtsstaatliche Demokratie vorhanden. 

Bei der gegebenen altersmäßigen Schichtung 
hatte sich die Bundeswehr für ihren Aufbau auf 
kriegsgediente Offiziere, Unteroffiziere und Mann-
schaften zu stützen. Diese ehemaligen Soldaten 
waren zehn Jahre lang in den verschiedensten 
Zivilberufen aller sozialen Stufen tätig gewesen 
oder hatten lange Jahre in harter Gefangenschaft 
verbracht. Diese Zeit hat ihr geistiges Blickfeld ge-
weitet — ein Moment, das der inneren Gestaltung 
der aufzubauenden Armee zugute kam. Die Achtung 
vor dem Mitbürger, mit dem man sich im Arbeits-
prozeß auseinandergesetzt, mit dem m an  gelebt 
hatte, ohne über ihn „verfügen" zu können, wurde 
als Bestandteil der Menschenführung übernommen. 
Diese Menschen hatten gelernt, daß der Soldaten-
beruf im Vergleich zu anderen Berufen keine höher-
wertige Lebensaufgabe mit besonderem Standes-
bewußtsein und gesellschaftlichen Vorrechten dar-
stellt, wie es in der Vergangenheit der Fall war. 
Die Nachkriegszeit hat darüber hinaus das ihre ge- 
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tan, jede Überbewertung des soldatischen Lebens-
berufes ein für allemal auszuschalten. 

Für die Auswahl der in die Bundeswehr einzu-
stellenden höheren Offiziere hat das Parlament 
einen Personalgutachterausschuß für die Streit-
kräfte eingesetzt, der aus unabhängigen Persön-
lichkeiten verschiedener -Berufe und politischer 
Richtungen zusammengesetzt — die persönliche 
Eignung der Offiziere vom Oberst an aufwärts zu 
begutachten und die Richtlinien für die Einstellung 
der Offiziere vom Oberstleutnant an abwärts und 
der Unteroffiziere und Mannschaften vorzuschlagen 
hatte. 

Die in die Bundeswehr übernommenen älteren 
Offiziere verfügen nicht nur über eine große Berufs-
erfahrung; sie haben vor allem aus den schweren 
Belastungen der Vergangenheit eine geläuterte Be-
rufsauffassung gewonnen. Ihre leidvollen Erfahrun-
gen und Erkenntnisse aus der Zeit des National-
sozialismus, aus Zusammenbruch und Nachkriegs-
zeit befähigen sie, mit großer Aufgeschlossenheit 
ihre soldatische Aufgabe in einer veränderten Um-
welt wahrzunehmen. 

Die altersmäßige Mittelschicht der Offiziere, etwa 
die Bataillonskommandeure und die älteren Kom-
paniechefs, gehört zu der Generation, die nach dem 
Krieg noch jung genug war, sich einer Berufsaus-
bildung zu unterziehen, die ihnen einen echten 
Neuanfang im zivilen Berufsleben — nicht etwa nur 
im Sinne eines Ausweichberufes — ermöglichte. 
Diese Offiziere haben nicht selten eine gute Stel-
lung im Zivilleben aufgegeben, um sich ihrem ur-
sprünglichen Beruf als Soldat erneut zu widmen. 

Die Führung eines großen Teils der Kompanien 
liegt noch in der Hand von kriegsgedienten Offi-
zieren im Alter zwischen fünfunddreißig und vier-
zig Jahren. Die Schicht der Nachkriegsoffiziere 
wächst erst allmählich in die Stufe der Kompanie-
chefs hinein. Von der inneren Führung her gesehen, 
haben die älteren Offiziere den Vorteil, daß sie 
meist über größere Erfahrungen in der Menschen-
führung verfügen, ein Moment, das gerade in der 
Aufbauzeit bedeutsam ist. Freilich kann dabei nicht 
übersehen werden, daß die Ausbildung dieser Offi-
ziere kriegsbedingt kurz war und sie daher für die 
Wahrnehmung einer friedensmäßigen Erziehung 
und Ausbildung noch sorgsamer Anleitung bedür-
fen. Die jungen Offiziere, unbelastet von der Ver-
gangenheit, nehmen ihre Aufgabe offensichtlich mit 
großer Dienstfreude, hohem Verantwortungsgefühl 
und jugendlichem Elan wahr. Sie sind zum Teil aber 
überfordert und bedürfen naturgemäß noch der An-
leitung und Belehrung. Diese wird ihnen infolge 
Überlastung oder ungenügender Erfahrung ihrer 
nächsten Vorgesetzten häufig noch nicht in ausrei-
chendem Maße zuteil. 

Zusammenfassend wird man sagen dürfen, daß 
sich das Offizierskorps der Bundeswehr mit Ernst 
und Verantwortungsbewußtsein seiner soldatischen 
Aufgabe und der neuartigen Gestaltung des Solda-
tenberufes widmet. 

Das Verhältnis der Bundeswehroffiziere zum 
demokratischen Staat ist — anders als in der Wei-

marer Zeit, in der das Offizierkorps der Reichswehr 
weitgehend kein inneres Verhältnis zur demokra-
tischen Republik hatte finden können — vorbehalt-
los, weil sie die Grundlagen unserer Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und Freiheit, bejahen. Offen-
sichtlich besteht aber noch nicht allgemein die ge-
nügende Vertrautheit mit den Formen der demo-
kratischen Repräsentation und Auseinandersetzung. 
Hier bedürfen die Soldaten eines geduldigen, ver-
trauensvollen Bildungsweges, und man wird der 
Bundeswehr gerechterweise die gleiche Zeit für die 
staatsbürgerliche Bildung zubilligen müssen, wie sie 
in unserem Volke allgemein benötigt wird. Insge-
samt aber darf der Anfang der staatspolitischen Ein-
ordnung der Armee in den demokratischen Staat als 
gelungen angesehen werden. 

Unser freiheitlicher demokratischer Rechtsstaat 
muß — insbesondere in einer Zeit ideologischer 
Auseinandersetzungen zwischen freiheitlichen und 
totalitären Regimen — fordern, daß die Männer, 
die seinen Bestand verteidigen sollen und denen so 
große Machtbefugnisse anvertraut sind, diese 
Staatsform aus innerer Überzeugung bejahen und 
vertreten. Nur dann werden sie auch im soldati-
schen Bereich die freiheitlichen Rechte ihrer Unter-
gebenen anerkennen und die Soldaten in ihrem 
staatsbürgerlichen Bewußtsein fördern. 

Das heutige Unteroffizierkorps ist anders struk-
turiert als das frühere. Etwa 25 v. H. der Unteroffi-
ziere haben die Möglichkeit, den Unteroffizierberuf 
als Lebensberuf zu ergreifen. Die übrigen Unter-
offiziere sind Soldaten auf Zeit, deren Verpflich-
tungszeitraum verschieden lang sein, im Höchstfalle 
jedoch zwölf Jahre betragen kann. 

Der heutige Unteroffizierberuf läßt sich von sei-
nen geistigen und technischen Anforderungen her 
nicht mit dem früheren vergleichen. In einer voll-
kommen technisierten Armee wird vom Unteroffi-
zier hohes technisches Können und damit eine aus-
gebildete Intelligenz verlangt. Die Zeiten, da die 
Unteroffiziertressen ausreichten, um die genügende 
Autorität herzustellen, sind vorbei. Die Autorität 
eines Unteroffiziers kann nur auf menschliche und 
fachliche Überlegenheit gegründet werden. 

Den erhöhten Anforderungen an das Unteroffi-
zierkorps hat der Gesetzgeber Rechnung getragen, 
indem er die Unteroffiziere aus dem Vergleich mit 
dem einfachen Beamtendienst herausnahm und sie 
den Beamten des mittleren, teilweise sogar des ge-
hobenen Dienstes gleichstellte. Freilich wachsen mit 
den höheren Anforderungen auch die Schwierigkei-
ten, den geeigneten Nachwuchs zu bekommen, der 
aus einer breiten Volksschicht geschöpft werden 
muß. 

Das Unteroffizierskorps kann angesichts der kur-
zen Aufstellungsdauer der Bundeswehr und bei sei-
ner unterschiedlichen Zusammensetzung aus altge-
dienten und jungen Unteroffizieren noch nicht seine 
endgültige und einheitliche Linie gefunden haben. 
Unter anderem ist nicht selten eine Unsicherheit im 
Gewinnen der Autorität festzustellen. Man wird die 
Entwicklung des Unteroffizierkorps mit Aufmerk-
samkeit beobachten und mit Bedacht lenken müs-
sen. Der Unteroffizier bestimmt auch in der moder- 
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nen Armee wesentlich das Gesicht des soldatischen 
Alltags und damit die Atmosphäre, in der die 
Grundsätze über die innere Führung zur Geltung 
kommen sollen. 

Die früher oft allzu leicht vorgenommene negative 
Typisierung des Unteroffiziers entbehrt unter den 
heutigen Verhältnissen der Voraussetzungen. Ge-
wisse Belastungen des Unteroffizierkorps aus der 
Vergangenheit sollten allmählich in Anerkenntnis 
der geänderten Situation durch die verständnisvolle 
Mithilfe der Vorgesetzten wie auch der Öffentlich-
keit abgebaut werden. 

Es ist offensichtlich schwer, den notwendigen 
hochwertigen Nachwuchs für das Unteroffizier

-

korps zu bekommen. Die Begründung hierfür scheint 
in erster Linie in der derzeitigen Überforderung der 
Unteroffiziere in ihrer dienstlichen Inanspruch-
nahme, in dem Risiko der Berufswahl — da der 
Eintritt in die Unteroffizierlaufbahn nicht sofort 
eine Entscheidung für den endgültigen Berufsweg 
zuläßt —, in der großen Verantwortung als Vorge-
setzte, in den persönlichen und familiären Bela-
stungen durch Trennung, häufige Versetzung usw. 
und nicht zuletzt in der mangelnden allgemeinen 
Wertung dieses Berufes zu liegen. Schließlich läßt 
die Hochkonjunktur vielfach eine Stellung in der 
Wirtschaft attraktiver erscheinen als die Laufbahn 
eines Unteroffiziers in der Bundeswehr. 

Es wird eingehender Überlegungen bedürfen, wie 
die Unteroffizierlaufbahn so anziehend gestaltet 
werden kann, daß der genügende hochwertige Nach-
wuchs gewonnen wird. Das Unteroffizierkorps be-
darf in jedem Falle nachdrücklicher Förderung. 

Man kann nicht von der inneren Situation der 
Bundeswehr sprechen, ohne ein Wort über die 
jungen Menschen zu sagen, die in der Armee ihren 
Wehrdienst leisten oder sich als Freiwillige zu län-
gerem Dienst verpflichten sollen. Die veränderten 
Verhältnisse im geistigen, gesellschaftlichen, poli-
tischen und technischen Bereich beeinflussen und 
prägen zwangsläufig am nachhaltigsten die junge 
Generation. Ihre Zielsetzung, ihre Denkweise, ihr 
Verhältnis zu materiellen und geistigen Gütern und 
zur Gemeinschaft sind Probleme, die das Volks-
ganze und sein Geschick berühren, die aber eben 
deswegen auch unmittelbaren Bezug zum inneren 
Aufbau der Armee haben, die in der Breite von 
dieser Jugend getragen werden soll. Mit der heu-
tigen Jugend steht zur soldatischen Ausbildung eine 
Generation heran, die von der Generation der Älte-
ren durch mehr als den natürlicherweise gegebenen 
Generationsunterschied getrennt zu sein scheint. Ihr 
Verhältnis zu den ideellen Gütern, die — wenn man 
vom Mißbrauch des jugendlichen Idealismus in der 
nationalsozialistischen Zeit absieht für die Vor-
kriegsgeneration noch viel bedeutet haben mögen, 
ist weitgehend versachlicht und ernüchtert. Einer 
der Wesenszüge dieser Jugend scheint die Skepsis 
zu sein. Nichts mehr wird ungeprüft übernommen; 
jedes falsche Pathos findet Ablehnung. Auf der an-
deren Seite sind diese jungen Menschen für alle 
Lebensbereiche aufgeschlossen. Doch macht sich bei 
ihnen teilweise eine größere Labilität und Emp-
findlichkeit bemerkbar. Achtung oder Respekt vor 

den Alteren sind nicht mehr selbstverständlich. 
Autorität wird nur dort anerkannt, wo sie sich auf 
charakterliche Haltung und auf Leistung gründet. 
Sie wird aber um so freudiger bejaht, wo sie sich 
aus Vorbild und vertrauenswerter Menschlichkeit 
rechtfertigt. Die Jugend braucht menschliches Ver-
stehen und sucht Anleitung ohne Bevormundung. 

Auch das Verhältnis zum Verdienst, zum Geld, 
scheint im Gesamten anders zu sein als bei der 
früheren Generation. Die jungen Soldaten sehen den 
Wehrdienst oftmals unter dem Gesichtspunkt mate-
rieller Verdienstmöglichkeiten. Die veränderte Ein-
stellung geht so weit, daß sie geneigt sind, den 
Wehrdienst am Maßstab des „Job" zu messen — 
etwas, was freilich auch bei der älteren Generation 
in der heutigen Zeit anzutreffen ist. Indessen wäre 
es voreilig, diese Erscheinung bei der Jugend nega-
tiv zu beurteilen. Vor allem wäre es falsch, nunmehr 
den Schluß zu ziehen, unsere Jugend habe kein Ver-
ständnis mehr für das selbstlose Dienen an der Ge-
meinschaft. Sie hat es in einem nüchternen, auf die 
Notwendigkeit abgestellten Sinne. 

Bei den jungen Menschen, die zur Bundeswehr 
kommen - sei es als Wehrpflichtige, sei es als 
Freiwillige —, spielt die Frage beruflicher Weiter-
bildung oder Laufbahnförderung eine wesentliche 
Rolle. Sie versprechen sich von ihrer Dienstzeit in 
vielen Fällen eine besondere Förderung ihrer zivi-
len Berufskenntnisse. Der wehrpflichtige Soldat hat 
den verständlichen Wunsch, die ihm abgeforderte 
Dienstzeit möglichst nutzbringend auch für seinen 
persönlichen Berufsweg auszuwerten. Der Freiwil-
lige, der nach mehrjähriger Dienstzeit wieder aus-
scheiden und in einen Zivilberuf zurückkehren soll, 
hat das Interesse, die Jahre seiner Dienstzeit für die 
Vorbereitung seines späteren Berufsweges auszu-
nutzen und sich möglichst weitgehend Kenntnisse zu 
verschaffen, die ihm später dienlich sind. Eine hoch-
technisierte Armee wie die Bundeswehr hat eine 
Fülle von Möglichkeiten, solchen Wünschen gerecht 
zu werden. Es wäre gut, wenn die Wehrersatzorga-
nisation sich diese Tatsache zu eigen machte und 
mehr als bisher darauf Bedacht nähme, die Solda-
ten Truppenteilen zuzuweisen, die eine Verwendung 
der jungen Menschen nach ihren Fähigkeiten und 
Wünschen ermöglichen. Dadurch würden Leistung 
und Dienstfreudigkeit der Soldaten vergrößert. Es 
soll dabei nicht verkannt werden, daß derartigen 
Wünschen durch die dienstlichen Belange gewisse 
Grenzen gesetzt sind. 

Die veränderte Einstellung der jungen Genera-
tion zum Wehrdienst äußert sich bei den Soldaten 
noch in anderer Hinsicht. In mehreren Fällen gingen 
heim Wehrbeauftragten Eingaben ein, in denen die 
Einführung der 45-Stunden-Woche für Soldaten ge-
fordert wurde. Zivile Maßstäbe werden hier ohne 
weiteres auf die militärischen Verhältnisse über-
tragen. Positiv wirkt sich dies bei der Reaktion auf 
den sogenannten „Gammeldienst" aus, wenn ein 
Vorgesetzter infolge fehlender Phantasie oder man-
gels Fähigkeit zu sinnvoller und rationeller Orga-
nisation und Ausbildung den Soldaten nach der 
früher wohlbekannten „Beschäftigungstheorie" die 
Zeit vertreibt. Für den alten Spruch „Die Hälfte 
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seines Lebens wartet der Soldat vergebens" haben 
die jungen Soldaten kein Verständnis mehr. Sie sind 
von ihren Betrieben her an rationelle Tätigkeit und 
straffe Zeiteinteilung gewöhnt und von dem Bestre-
ben geleitet, die Wehrdienstzeit, die sie ihrer be-
ruflichen Ausbildung oder Arbeit entzieht, nicht zu 
vertrödeln. Sie bringen dies auch drastisch zum Aus-
druck. Sicher läßt sich mancher Leerlauf im militä-
rischen Alltag nicht immer vermeiden. So sehr eine 
voll ausgenutzte und harte Grundausbildung von 
den jungen Soldaten bejaht wird, so sehr führt die 
anschließende Wehrdienstzeit vielfach zu Resigna-
tion und Unlust. Es bleibt daher eine vordringliche 
Aufgabe für den Kompaniechef, den Dienst so ein-
zuteilen und vorzubereiten, daß die Zeit sinnvoll 
genutzt und die schädigende Auswirkung des 
„Gammeldienstes" auf das innere Gefüge vermie-
den wird. 

Das Problem zeigt sich besonders hinsichtlich des 
Wachdienstes. Gerade geistig rege Soldaten weh-
ren sich immer wieder dagegen, über längere Zeit 
hinweg im Wachdienst verwendet zu werden, weil 
bei ihnen das Gefühl entsteht, daß das Opfer des 
Wehrdienstes von ihnen sinnwidrig gefordert sei. 
Im einen oder anderen Falle übersehen sie, daß der 
Wachdienst kein Leerlauf ist, sondern im Rahmen 
der militärischen Notwendigkeiten liegt. Aber die 
Klagen scheinen berechtigt, wenn zum Beispiel eine 
Anzahl von Abiturienten nach der Grundausbildung 
ihren restlichen Wehrdienst bei einer Fliegerhorst-
wachkompanie ableisten muß. 

Die jungen Menschen stellen immer wieder und 
unerbittlich die Frage danach, was sie angesichts 
der Tatsache, daß Deutschland geteilt ist, und die 
Bundesrepublik nur ein Provisorium darstellt, ver-
teidigen sollen. Sie nehmen es als selbstverständlich 
hin, daß sie im Genuß der Freiheit leben. Es ist ge-
wiß eine der schwersten Aufgaben der Vorgesetz-
ten, die Auseinandersetzung über diese Frage ernst 
und gewissenhaft zu führen. Freilich darf nicht ver-
kannt werden, daß die Grundeinstellung zu diesen 
Fragen in erster Linie vom Elternhaus und von der 
Schule vermittelt werden sollte. 

Die Bereitwilligkeit, den Wehrdienst zu leisten, 
ist bei der Jugend weitgehend vorhanden, führt 
aber nicht zu einer idealistisch angelegten oder gar 
sentimental gefärbten Bindung an die Gemeinschaft, 
an Volk oder Vaterland, sondern beruht überwie-
gend auf der Anerkennung einer gesetzlichen 
Pflicht, die aber spürbar als Opfer gewertet wird. 
Als besonderer Wert der Dienstzeit wird das Gefühl 
und Erleben der Kameradschaft betrachtet. 

Insgesamt ist die geistige Wachheit der jungen 
Soldaten eine erfreuliche Erscheinung. Sie sind auf-
gewachsen in einer Atmosphäre, die ihr freiheit-
liches Selbstbewußtsein sehr gefördert hat. Nicht 
selten fehlt ihnen aber das Gefühl für Pflicht, Bin-
dung und Unterordnung. Die Folge davon ist, daß 
sie sich der ernsten Forderung der militärischen Dis-
ziplin oftmals nicht genügend bewußt sind. Fühlt 
sich ein junger Soldat in seinen Rechten verletzt 
oder hält er einen Befehl für ungerechtfertigt oder 
sinnwidrig, so läßt er sich leicht zu Widersetzlich-
keit oder gar zu Ungehorsam hinreißen. Gelegent-

lich wird diese Gefahr durch vorschriftswidriges 
oder ungeschicktes Verhalten eines Vorgesetzten 
herbeigeführt. Der junge Soldat ist sich in Verken-
nung der Gehorsamspflicht dabei häufig nicht be-
wußt, daß er dadurch möglicherweise ein schwer-
wiegendes militärisches Delikt begeht, das zu Be-
strafung führen kann. Die der Unterordnung und 
Disziplin häufig noch ungewohnte Jugend bedarf 
daher frühzeitig einer Unterrichtung über den Ernst 
der Pflichten der Soldaten und einer verständnis- 
vollen Anleitung schon bei Beginn ihrer Dienstzeit. 

Diese wenigen Hinweise mögen genügen, um zu 
zeigen, wie sehr sich die innere Struktur der Bun-
deswehr von derjenigen früherer deutscher Armeen 
unterscheidet. Es läßt sich unschwer erkennen, daß 
für die innere Führung dieser Armee moderne 
fortschrittliche Leitsätze notwendig sind. 

Man wird nicht sagen können, daß die geistige 
Auseinandersetzung über diese Grundsätze in der 
Bundeswehr und insbesondere in der Truppe schon 
eindeutig abgeschlossen ist. So sehr sie aber in der 
Theorie noch umstritten sein mögen, ist doch fast 
überall und bei Vorgesetzten aller Grade das Be-
mühen zu erkennen, diese Grundsätze in der Praxis 
zu beachten und zu verwirklichen. Die allgemein zu 
beobachtende frische, natürliche und unbefangene 
Art im Auf treten der Soldaten gegenüber ihren Vor-
gesetzten gibt hierfür überzeugende Beweise. Wer 
glaubt, sich der Anwendung der Grundsätze über 
die innere Führung entziehen zu können, wird von 
Vorgesetzten und Kameraden und nicht zuletzt von 
Untergebenen -- denen nunmehr neben dem ge-
wöhnlichen Beschwerdeweg auch der Weg zum 
Wehrbeauftragten offensteht -- angehalten, sich 
umzustellen. Nicht selten ist noch eine gewisse Un-
sicherheit im Verständnis und in der Anwendung 
der Grundsätze über die innere Führung anzutref-
fen. Hierzu tragen insbesondere Mißverstehen oder 
gar Entstellung der Grundsätze bei, etwa in dem 
Sinne, daß sie Weichheit, unsoldatische Haltung 
oder gar Disziplinlosigkeiten zuließen oder förder-
ten. Solche Auffassungen führen naturgemäß zu 
Schwierigkeiten in der Disziplin und zu Schäden 
des soldatischen Geistes. Man wird jedoch der Bun-
deswehr und ihrem Führerkorps eine gewisse Ent-
wicklungszeit zubilligen müssen, bis die Grundsätze 
über die innere Führung überall richtig gewertet 
und zum selbstverständlichen allgemein verbind-
lichen Stil im militärischen Alltag geworden sind. 

Auch ist es falsch, womöglich ausgehend von 
einem zu optimistischen Menschenbild, zu erwar-
ten, daß bei Beachtung der Grundsätze über die 
innere Führung oder aus deren bloßem Vorhanden-
sein Willkür und Ungerechtigkeit künftig ausge-
schlossen bleiben. Da Ungerechtigkeiten mit der 
Unzulänglichkeit der menschlichen Natur zusam-
menhängen, werden sie bei aller Bemühung nie 
ganz zu vermeiden sein. Wohl aber hängt es mit der 
inneren Führung zusammen, daß und wie Verstöße 
gegen ihre Grundsätze rasch aus der Welt geschafft 
werden. Die richtig verstandene innere Führung 
sieht es zum Beispiel als ein falsches Erziehungs-
prinzip an, wenn gesagt wird, der Soldat müsse Un-
gerechtigkeiten ertragen lernen, ohne sich dagegen 
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zu wehren. Dieses Prinzip vertrüge sich nicht mit 
dem freiheitlichen Rechtsbewußtsein des Staatsbür-
gers in Uniform und dem Verantwortungsgefühl 
einer selbstbewußten Persönlichkeit. 

Das hohe menschliche Niveau und das große 
fachliche Können, die die Grundsätze über die 
innere Führung vom Vorgesetzten verlangen, wer-
den immer nur im begrenzten Maße vorausgesetzt 
werden können. Ihre Mängel rufen bei manchem 
durchschnittlichen Führer das Gefühl persönlichen 
Ungenügens gegenüber diesen Grundsätzen und 
damit die Ablehnung oder die Suche nach einem 
Ausweg hervor. 

So wird immer wieder das Verlangen nach einer 
Stärkung der äußeren Autorität laut — vielfach 
auch von Offizieren, die ihrerseits durchaus über 
die erforderliche Autorität verfügen, aber das Un-
vermögen von Kameraden und Untergebenen sehen. 
Alle Erwägungen, die in diesem Zusammenhang an-
gestellt werden — etwa in Richtung der Wiederein-
führung des allgemeinen Vorgesetztenverhältnisses 
und der allgemeinen Grußpflicht — sollten sorg-
sam daraufhin überprüft werden, ob zwingende 
dienstliche Gründe dafür gegeben sind und ob die . 

 fachliche und menschliche Befähigung und Bewäh-
rung der Vorgesetzten solche Zuerkennung recht-
fertigen. Dies gilt insbesondere im Blick auf die 
Unteroffiziere. 

Es gibt immer wieder Fälle, in denen unsichere 
Vorgesetzte aus ihrem Unvermögen zu echter Au-
torität unzweckmäßige Maßnahmen ergreifen und 
alte Gewohnheiten zu vermeintlicher Herstellung 
ihrer Autorität und der Disziplin heranziehen. Sol-
che Vorgesetzte neigen auch gelegentlich zu einer 
Überschätzung äußerer militärischer Formen. Hier 
stellt sich ein ernstes Erziehungsproblem. Der Bun-
desminister für Verteidigung hat bereits einen Er-
laß herausgegeben, der einen Anhalt für die Wahl 
erzieherischer Maßnahmen zur Förderung der Dis-
ziplin gibt. In jedem Fall müssen Zweck und Sinn 
der erzieherischen Maßnahme im Zusammenhang 
mit dem zu verbessernden Verhalten stehen. In 
dieser Hinsicht bedarf es noch ernster Belehrung 
und Anleitung. 

Für den Geist einer Truppe ist ein gutes Ver-
trauensverhältnis lebenswichtig. Der zu schnelle 
Aufbau der Bundeswehr und der zeitweise parallel 
laufende Umbau des Heeres haben zu einer Perso-
nalbewegung geführt, die zum Teil notwendig oder 
unvermeidlich gewesen sein mag, die aber zwangs-
läufig die Truppe nicht zur Ruhe kommen ließ. Stän-
dige Versetzungen, insbesondere bewährter Kom-
paniechefs und Kommandeure, in der mit allen 
Schwierigkeiten belasteten Aufbauzeit haben sich 
auf Erziehung und Menschenführung wie auf die 
Organisation und Leitung der Ausbildung fühlbar 
nachteilig ausgewirkt. Der ständige Wechsel ließ 
auf allen Gebieten den Kommandeuren und Ein-
heitsführern nicht die notwendige Zeit, ihre Un-
tergebenen ausreichend kennenzulernen und damit 
das unerläßliche Vertrauensverhältnis zu schaffen. 
So hatte zum Beispiel eine Batterie in drei Jahren 
zehn Batteriechefs, eine Kompanie in dreiviertel 
Jahren vier Kompaniechefs. Im Bereich einer Divi

-

sion ist zu einem bestimmten Stichtag bei 60 v. H. 
aller Offiziere ein Wechsel in der Verwendung ein-
getreten. Die gleiche Division hatte bei einem Be-
stand von rund 260 Offizieren in einem Jahr Ab-
gänge und Zugänge von 240 Offizieren zu verzeich-
nen. Bei der Luftwaffe und der Marine wird die 
Unruhe vergrößert durch die vielen, der techni-
schen Ausbildung wegen notwendigen Kommandie-
rungen zu Lehrgängen. Der Personalbestand beider 
Teilstreitkräfte befindet sich durchschnittlich ständig 
zur Hälfte „auf Schule". Das Entstehen des notwen-
digen Vertrauensverhältnisses der Truppe leidet 
darunter in einem nicht mehr zu verantwortenden 
Maße. Dringlichste Forderung für die Führung muß 
es daher sein, der Truppe die zwingend notwendige 
Ruhe zur inneren Festigung zu gewähren. Die Ver-
wurzelung von Vorgesetzten und Soldaten in ihrem 
Verband und die Bildung eines gewissen Heimat-
gefühls in ihrer Einheit sind unter den heutigen 
Verhältnissen nicht zu erreichen. Auch die notwen-
dige eigene Weiterbildung und Selbsterziehung der 
Offiziere und Soldaten am Beispiel erfahrener Vor-
gesetzter und älterer Kameraden und durch Erfolg 
oder Mißerfolg bei Untergebenen erfordert dringend 
eine größere Stetigkeit im Aufbau der Verbände. 

Im Berichtsjahr zeigten sich deutlich alle zwangs-
läufig nachteiligen Folgen des zu schnellen Auf-
baus der Bundeswehr. Die Überforderung der 
Truppenführer, der Mangel an erfahrenen Offizie-
ren (Kompaniechefs), die zu geringe Zahl junger 
Offiziere und Unteroffiziere, das Auseinanderrei-
ßen von Verbänden, hohe Abgaben zu Neuaufstel-
lungen, verwaltungsmäßige Schwierigkeiten, unzu-
längliche Ausrüstung, ungenügende Ausbildungs-
möglichkeiten (Standortübungsplätze usw.) wirkten 
sich teilweise fühlbar auf das innere Gefüge, auf 
Stimmung und Geist der besonders betroffenen 
Truppenteile aus. Mißmut und Resignation waren 
noch Einzelerscheinungen. Hierdurch kann aber das 
Vertrauen nicht nur zwischen Untergebenen und 
Vorgesetzten und gegenüber dem Dienstherrn, son-
dern letztlich auch zum Parlament und zur Demo-
kratie gefährdet werden. Diese politisch bedenk-
lichen Folgen sollten ernste Beachtung finden. 

In Gesetzgebung, Führung und Verwaltung zeigt 
sich ein bedenklicher Perfektionismus. Während 
des Aufbaues mag dies in gewissem Umfange not-
wendig gewesen sein, allmählich sollten hier aber 
wieder normale Maßstäbe Platz greifen. Es ist an-
zuerkennen, daß entsprechende Bemühungen laufen. 
Der höhere Vorgesetzte sollte wieder mehr zum 
Sieb werden, das nur nach unten durchläßt, was dort 
hingehört. Die unteren Vorgesetzten würden da-
durch entlastet und fänden wieder mehr Zeit, sich 
dem persönlichen Kontakt mit ihren Soldaten zu 
widmen. Der Verantwortungsbereich der Truppen-
führer sollte erweitert und ihre Entscheidungsbe-
fugnis weiter gestärkt werden. 

Dringlich ist auch eine Lösung der Fragen, die 
sich aus der Existenz abgelegener Standorte er-
geben. Die Bundeswehr war unter dem Blickpunkt 
der modernen militärischen Verhältnisse oder in-
folge örtlicher Schwierigkeiten gezwungen, ihre 
Garnisonen vielfach in Gebiete zu legen, die weni-
ger dicht besiedelt sind oder verhältnismäßig weit- 
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ab von größeren Wohnsiedlungen liegen. Die For-
derung versteht sich von selbst für viele Flieger-
horste der Luftwaffe. Doch gibt es auch eine Reihe 
von Heeresstandorten, die in diesem Sinne abge-
legen sind. Derartige Standorte sind meist gekenn-
zeichnet durch eine unzureichende verkehrstech-
nische Erschließung. So müssen zum Beispiel die 
Soldaten eines Standortes, der nur mit einer Stich-
bahn zu erreichen ist, übers Wochenende vier bis 
fünf Stunden auf der Bahn verbringen, um ihre in 
der Nähe wohnenden Familien zu eieichen. Die 
Autobusverbindungen sind vielfach völlig unzu-
länglich. Abgesehen von der oftmals ungesunden 
Relation der Einwohnerzahl der politischen Ge-
meinde zu der Belegungsstärke des Standorts fehlt 
es an Wohnungen zur Unterbringung der Familien 
und an Schul- und Berufsausbildungsstätten für die 
Kinder der Soldaten. So stehen zum Beispiel für min-
destens siebzig verheiratete Angehörige eines Ba-
taillons in einem derartigen Standort lediglich acht-
zehn Wohnungen zur Verfügung. Der nächstgele-
gene größere Ort besitzt weder eine höhere Schule 
noch Betriebe, die Lehrlinge ausbilden. Manche ver-
heirateten Soldaten sehen sich mit Rücksicht auf die 
Ausbildung ihrer Kinder nicht in der Lage, ihre 
Familie an diesen abgelegenen Standort nachzuzie-
hen. Andernfalls wären sie gezwungen, ihre Kin-
der in Internaten oder Lehrlingsheimen getrennt 
von der Familie unterzubringen. Es bedarf daher in 
diesen Bundeswehrsiedlungen einer großzügigen 
Wohnungsplanung und der Schaffung von Schul- 
und Ausbildungsmöglichkeiten. Ebenso sind Kin-
dergärten erforderlich. Die ärztliche Versorgung 
ist vielfach erschwert, weil ein Arzt schwer erreich-
bar oder weil er dem zusätzlichen, durch den Zuzug 
der Soldaten bedingten Arbeitsanfall nicht gewach-
sen ist. Den Truppenärzten sollte deshalb die Er-
laubnis erteilt werden, die Betreuung erkrankter 
Familienangehöriger von Soldaten zu übernehmen, 
wenn eine schnelle Betreuung durch zivile Arzte 
nicht sichergestellt ist. 

Die Verhältnisse in solchen Standorten bringen 
es zwangsläufig mit sich, daß die Soldaten nicht 
den genügenden menschlichen Kontakt mit der Zi-
vilbevölkerung finden. Vermehrter Hang zum Alko-
hol, größere sittliche Gefährdung, Zunahme der Dis-
ziplinarfälle sind die Folgen, die sich in solchen 
Standorten bemerkbar machen. Es ist daher eine 
dringliche Aufgabe, den Soldaten solcher Stand-
orte die Möglichkeit zu verschaffen, kulturelle Ver-
anstaltungen zu besuchen, ebenso durch den Bau 
von Sportplätzen, Schwimmanlagen und ähnlichem 
für ausreichende Sportmöglichkeiten zu sorgen. 
Sicher wird in derartigen Standorten die Fürsorge-
pflicht der Vorgesetzten besonders betont werden 
müssen, aber sie kann sich nur dort auswirken, wo 
die äußeren organisatorischen Voraussetzungen hin-
länglich vorhanden sind. Es braucht nicht besonders 
darauf hingewiesen werden, daß eine Truppe, die 
unter den beschriebenen ungünstigen Umständen 
leben muß, es schwer hat, Soldaten aus den eigenen 
Reihen zur Weiterverpflichtung oder sonstige Län-
gerdienende zu gewinnen. 

Viele Soldaten wissen nicht recht, was sie mit 
ihrer Freizeit anfangen sollen. Dieses Problem stellt 

sich nicht nur in den abgelegenen Standorten — 
dort freilich mit besonderer Dringlichkeit —, son-
dern es ist eine allgemeine Erscheinung. Allzu leicht 
besteht die Gefahr, daß die jungen Soldaten unter 
schlechten Einfluß geraten, wie die Briefe mancher 
besorgter Eltern und Seelsorger erkennen lassen. Es 
liegt eine große Verantwortung darin, die jungen 
Soldaten vor sittlichen und moralischen Schäden zu 
bewahren. Die maßgeblichen Stellen der Bundes-
wehr bemühen sich in vieler Hinsicht, hier zu hel-
fen, so zum Beispiel mit der Schaffung von Solda-
tenheimen, die den jungen Menschen in ihrer Frei-
zeit nicht nur kulturelle Bedürfnisse erfüllen, son-
dern auch ein gewisses Heimatgefühl geben kön-
nen. Fürsorglichen Vorgesetzten, die ihren Ver-
pflichtungen nachkommen wollen, bietet sich ein 
weites Feld, den ihnen anvertrauten jungen Men-
schen beratend, helfend und gegebenenfalls mit er-
zieherischem Einfluß zur Seite zu stehen. Freilich 
haben diese Möglichkeiten Grenzen, die mit der 
Freiheitssphäre der Soldaten außerhalb des Dien-
stes wie mit der verfügbaren Zeit des Vorgesetz-
ten zusammenhängen. Verständlicherweise ist es 
notwendig, daß auch örtliche Behörden und Vereine 
— wie es erfreulicherweise vielfach geschieht 
mithelfen, den Soldaten Gelegenheit zu sinnvoller, 
unterhaltender oder sportlicher Betätigung und 
menschlicher Begegnung zu geben. Freilich darf dies 
nicht zu einer „Freizeitgestaltung" führen. Es ist 
eine Frage des Maßes, der Anleitung und der An-
regung, das Richtige zu tun. 

Eine große Sorge über den gesamten Bereich der 
Bundeswehr hinweg bildet die Trennung vieler 
Soldatenfamilien. Verheiratete Soldaten sind oft-
mals jahrelang nicht in der Lage, mit ihren Fami-
lien zusammenzuleben, weil keine Wohnungen zur 
Verfügung stehen. Welche seelischen Belastungen 
und wirtschaftlichen Sorgen für solche Familien sich 
daraus ergeben, ist unschwer vorstellbar. Es gibt 
Familien, die seit mehr als zwei oder drei Jahren 
getrennt sind und noch keine Aussicht auf eine 
Wohnung haben, gar nicht zu reden von den Fällen, 
in denen kriegsgediente Soldaten durch Krieg und 
Gefangenschaft manchmal ein Jahrzehnt bereits von 
ihren Familien getrennt waren. 

Die häufigen Versetzungen bringen in die Zu-
sammenführung der Familien zusätzliche Schwierig-
keiten. 

Die an den Wehrbeauftragten gerichteten Einga-
ben lassen hinsichtlich der Familientrennung ein 
Bild seelischer Not und Bedrängnis, Gefährdung der 
Ehen, Überlastung der Ehefrauen mit Verantwor-
tung für die Kindererziehung usw. erkennen, das 
sich mit der Fürsorgepflicht des Dienstherrn schwer 
vereinen läßt. Hier geht es nicht um „soziale Für-
sorge", es bleibt vielmehr zu prüfen, inwieweit 
nicht durch diesen Zustand bereits das Grundrecht 
des Artikels 6 des Grundgesetzes (Schutz von Ehe 
und Familie) berührt ist. 

Im unmittelbaren Zusammenhang mit der Fami-
lientrennung ergeben sich zwangsläufig ernste 
Schulprobleme, die die spätere Entwicklung und 
Berufsausbildung der Kinder schwerwiegend beein- 
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trächtigen. Hierauf wird an anderer Stelle noch 
näher eingegangen. 

Geradezu bedrückende Probleme ergeben sich, 
wenn freiwillige Soldaten während ihrer Dienstzeit 
außerhalb ihres Standortes heiraten. Diese Solda-
ten sind — abgesehen von der menschlichen Härte 
des Getrenntseins sozial und finanziell in mehr-
facher Hinsicht derart belastet, daß eine Abhilfe 
dringlich geboten ist. Einzelheiten hierzu sind im 
Abschnitt „Grundsatzfragen" dargestellt. 

Die Bundeswehr hatte am 31. Dezember 1959 
einen Bedarf von 55 090 Wohnungen. Der Gesamt-
bestand zu diesem Zeitpunkt beträgt 34 066, wovon 
24 608 neu gebaut wurden. Im Jahre 1959 sind da-
von 11 700 Wohnungen erstellt worden. Wenn es 
trotz aller Bemühungen des Bundesministers für 
Verteidigung nicht gelingt, die Bautätigkeit für die 
Bundeswehr zu erhöhen, bedeutet dies noch eine 
Zeit von zwei Jahren bis allein der  am  Jahresende 
1959 bestehende Wohnungsbedarf gedeckt sein 
wird. 

Im vorstehenden ,sind die Grundlagen und einige 
der  wesentlichen Probleme aufgezeigt, die die in-
nere Situation der Bundeswehr kennzeichnen und 
das innere Gefüge der Truppe beeinflussen. Hier-
aus verstehen sich ,die Darlegungen in den folgen-
den Abschnitten. 

F. Truppenbesuche 

Zu den wesentlichsten Befugnissen, die dem Wehr-
beauftragten für die Erfüllung seiner Aufgaben ein-
geräumt sind, gehört das Recht des Truppenbesuchs. 

§ 3 Nr. 4 des Gesetzes über den Wehrbeauftrag-
ten sagt darüber: 

„Er kann alle Truppen, Stäbe, Verwaltungsstellen 
der Bundeswehr und ihre Einrichtungen jederzeit 
und ohne vorherige Anmeldung besuchen." 

Das bedeutet, daß es keine Institution der Bun-
deswehr gibt, die dem Visitationsrecht des Wehr-
beauftragten entzogen ist. 

Dem Wehrbeauftragten ist hierdurch die Mög-
lichkeit gegeben, sich einen unmittelbaren Einblick 
in den Dienst und das Leben der Truppe zu verschaf-
fen und mit Offizieren, Unteroffizieren und Mann-
schaften persönlichen Kontakt aufzunehmen. Die 
Eindrücke bei ,den Truppenbesuchen sind geeignet, 
dem Wehrbeauftragten in einem größeren Rahmen 
einen Überblick zu vermitteln, ob im militärischen 
Alltag die Grundrechte der Soldaten gewahrt wer-
den und ob die Grundsätze über die innere Füh-
rung zum Gemeingut der Vorgesetzten geworden 
sind, sich im täglichen Dienst bewähren und ihre 
Gültigkeit gewonnen haben. 

Die Besuche lassen sich nach ihrem Zweck in zwei 
Gruppen einteilen: 

— Besuche, die ohne besonderen Anlaß lediglich der 
Information über das innere Gefüge der besuch-
ten Truppe dienen, und 

— Besuche, die durch einen konkreten Vorgang 
veranlaßt sind, der auf eine Verletzung der 
Grundrechte von Soldaten oder der  Grundsätze 
über die innere Führung oder zumindest auf 
Mängel im inneren Gefüge einer Einheit schlie-
ßen läßt. 

Die praktische Abwicklung der Besuche in beiden 
Fällen wird sich in der Regel nicht wesentlich von-
einander unterscheiden, abgesehen davon, daß sich 
im letzteren Fall die Untersuchung auf bestimmte 
Ermittlungen und die Anhörung eines begrenzten 
Personenkreises beschränkt. 

Bei den Truppenbesuchen nimmt der Wehrbeauf-
tragte nach kurzer Rücksprache mit den Komman-
deuren oder Einheitsführern in der Regel Gelegen-
heit, die Mannschaften ohne Anwesenheit der Vor-
gesetzten persönlich zu sprechen und von Fall zu 
Fall — jeweils gesondert — die Offiziere und Un-
teroffiziere, die Vertrauensmänner, den Verpfle-
gungsausschuß usw. je nach dem Zweck seines Be-
suches anzuhören. Mit Genugtuung ist festzustel-
len, daß ,die Soldaten bei solchen Aussprachen mit 
großem Freimut und unbekümmert ihre Sorgen und 
Nöte vorbringen. Sehr häufig kommen dabei Kla-
gen und Vorkommnisse zur Sprache, von denen die 
Vorgesetzten bisher keine Kenntnis erhalten haben. 
Gelegentlich wird auch deutlich, wie empfindlich so-
wohl die Wehrpflichtigen als auch die freiwillig die-
nenden Soldaten auf eine vermeintliche Mißachtung 
ihrer freiheitlichen Rechte, auf vermutete Willkür 
oder Ungerechtigkeit und insbesondere auf das 
Fehlen einer vertrauensvollen und menschlichen 
Atmosphäre reagieren. Bei aller Bereitwilligkeit, 
sich einer notwendigen harten Ausbildung zu unter-
ziehen, sind sie außerordentlich kritisch, wenn ihnen 
der Sinn der getroffenen Ausbildungsmaßnahmen 
und die militärische Notwendigkeit gegebener Be-
fehle nicht verständlich sind. Dabei ist oft festzu-
stellen, daß die Soldaten mehr auf ihre Rechte 
bedacht sind, weniger jedoch ihre soldatisch not-
wendigen Pflichten anerkennen. 

Die in einzelnen Einheiten beobachteten Schwie-
rigkeiten im inneren Gefüge machen es vielfach 
offenkundig, daß die Kompaniechefs infolge ihrer 
Arbeitsbelastung nicht in der Lage sind, den Ange-
hörigen ihrer Einheit genügend Zeit zu einer allge-
meinen oder persönlichen Aussprache zur Verfü-
gung zu stellen und sich auch außerhalb des Dien-
stes ihnen fürsorglich zu widmen. 

Die Überlastung der Kompaniechefs führt auch 
offensichtlich dazu, daß die jungen Offiziere und 
die Unteroffiziere in der Wahrnehmung ihres Dien-
stes und in der Anwendung der Grundsätze über die 
innere Führung zu wenig angeleitet und beaufsich-
tigt werden können. 

Die unmittelbare Aussprache mit den Soldaten 
vermittelt dem Wehrbeauftragten sehr bald ein 
Bild von dem Geist in der betreffenden Einheit und 
dem Vertrauensverhältnis zwischen Vorgesetzten 
und Untergebenen. 

Die Kommandeure und Einheitsführer werden je-
weils durch 'den Wehrbeauftragten von dem Ergeb-
nis seiner Unterhaltung mit den Soldaten unterrich- 
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tet. Sie sind häufig von den dabei geäußerten Kla-
gen und Sorgen ihrer Untergebenen überrascht. 
Zweifellos wirkt es sich aber positiv aus, wenn den 
Vorgesetzten auf diese Weise Kenntnis von gewis-
sen Schwierigkeiten in ihrer Einheit und damit Ge-
legenheit gegeben wird, Mißverständnisse aufzu-
klären oder Mißstände zu beheben. Solche Ausspra-
chen mit dem Wehrbeauftragten können daher dazu 
beitragen, das gegebenenfalls getrübte Vertrauens-
verhältnis zwischen Vorgesetzten und Untergebe-
nen wiederherzustellen oder zu fördern. Sie dienen 
damit der Behebung von Schwierigkeiten. Gelegent-
lich bringen Truppenbesuche, die nicht durch einen 
bestimmten Vorgang veranlaßt worden sind, son-
dern lediglich der allgemeinen Information dienen, 
auch Vorfälle oder Zustände ans Licht, die einer 
eingehenden Prüfung bedürfen. 

Die Wirksamkeit der Kontrolle wird verständ-
licherweise erhöht, wenn der Besuch des Wehrbe-
auftragten bei der Truppe unangemeldet erfolgt. 
Dies war bei den meisten Truppenbesuchen im Be-
richtsjahr der Fall. Vielfach wird jedoch eine An-
meldung notwendig sein, zumal wenn der Zweck 
des Besuchs darin besteht, bestimmten Sachgebieten 
nach dem Dienstplan besonderes Augenmerk zuzu-
wenden, wie zum Beispiel dem allgemeinen Dienst-
betrieb, der Teilnahme am staatsbürgerlichen und 
lebenskundlichen Unterricht usw. 

Die Truppenbesuche haben dem Wehrbeauftrag-
ten unter anderem auch Gelegenheit gegeben, die 
Belastungen und Sorgen der Truppe anzuhören, die 
aus dem schnellen Aufbau und der gleichzeitigen 
Umorganisation im Berichtsjahr entstanden sind und 
nicht nur die Wahrnehmung der dienstlichen Auf-
gaben erschwert, sondern auch die notwendige 
innere Festigung der Truppe und die Wahrnehmung 
der Grundsätze über die innere Führung beeinträch-
tigt haben. 

Es ist immer wieder eindrucksvoll festzustellen, 
mit welcher Umsicht und welchen Aushilfen die 
Truppe bemüht ist, mit den vielfachen Belastungen 
und Schwierigkeiten der Aufbauzeit, insbesondere 
auch mit der Überlastung durch verwaltungsmäßige 
Aufgaben, angesichts der großen Verantwortung 
fertig zu werden. Dieses Bemühen verdient zweifel-
los Anerkennung. Nur gelegentlich war bei einzel-
nen Truppenführern eine gewisse Resignation zu 
beobachten. 

Im Berichtszeitraum hat der Wehrbeauftragte be-
sucht 

ein Luftwaffenausbildungsregiment 
eine Panzerbrigade 
zwei Panzerbataillone 
zwei Korpsstäbe aus Anlaß der Besprechung der 
Kommandierenden Generale mit ihren Divisions-
und Brigadekommandeuren und deren Stellver-
tretern 
eine Panzeraufklärungskompanie 
eine Panzerkompanie 
eine Panzergrenadierkompanie 
eine Fernmeldekompanie 
ein Versorgungsbataillon 

eine Panzerpionierkompanie 

ein Feldartillerieregiment 

die Schule für Innere Führung der Bundeswehr 
einen Fliegerhorst 

die Stammdienststellen des Heeres und der Luft-
waffe. 

Die nachstehenden Beispiele sollen Anlaß und Er-
gebnis von Truppenbesuchen erläutern: 

1. Anlaß zu einem Truppenbesuch bei einer Panzer-
jägerkompanie war ein Vorfall, der dem Wehr-
beauftragten auf Grund einer Meldung von be-
sonderen Vorkommnissen und durch die Presse 
zur Kenntnis gelangte. 

Ein Zug einer Panzerjägerkompanie, der mit 
Ausnahme der Ausbilder aus Wehrpflichtigen 
bestand, hatte bei regnerischem Wetter eine Ge-
fechtsausbildung durchgeführt. Der Zugführer, 
ein junger Leutnant und erst vor wenigen 
Wochen Offizier geworden, hatte für den Rück-
marsch in die Kaserne das Kommando einem 
Stabsunteroffizier übertragen, der altgedienter 
Soldat war. Dieser befahl: „Ein Lied!" Da die 
Soldaten nicht ordnungsmäßig sangen, führte der 
Stabsunteroffizier mit der Bemerkung: „Jetzt 
mache ich euch fertig!" den Zug ins Übungs-
gelände zurück und ließ ihn dort auf dem durch-
weichten Boden in Panzerspuren und wiederholt 
einen Hang hinauf „robben". Obgleich einige 
Soldaten offensichtlich stark erschöpft waren, 
wurde die Übung fortgesetzt. Der Zugführer 
hatte diesen Vorfall von der Straße aus beobach-
tet, ohne einzugreifen. Auf dem Rückmarsch in 
die Kaserne begegnete der Zug dem stellver-
tretenden Brigadekommandeur. Die stark ver-
schmutzten und erschöpften Soldaten fielen ihm 
auf. Er ordnete eine Prüfung des Vorfalles an. 
Hierbei stellte der Bataillonsarzt fest, daß die 
Soldaten über das vertretbare Maß hinaus bean-
sprucht worden waren; ein Soldat mußte ins 
Lazarett eingeliefert werden. 

Der Brigadekommandeur veranlaßte eine Straf-
anzeige gegen den Stabsunteroffizier und den 
Zugführer. Das Schöffengericht verurteilte beide 
nach § 30 des Wehrstrafgesetzes wegen Miß-
handlung bzw. Duldung der Mißhandlung zu je 

 14 Tagen Strafarrest mit Bewährungsfrist. 

Der Wehrbeauftragte sah sich veranlaßt, durch 
einen Besuch sich an Ort und Stelle über die in-
nere Situation der betreffenden Kompanie persön-
lich zu unterrichten. Nach einer informatorischen 
Rücksprache mit dem Brigadekommandeur und 
dem Chef der betreffenden Kompanie sprach der 
Wehrbeauftragte ohne Anwesenheit von Vorge-
setzten mit den Soldaten des Zuges, der an dem 
Vorfall beteiligt war. Hierbei stellte er fest, daß 
der Vorgang zu einer völligen Verhärtung in der 
Einstellung der Soldaten zu ihren Vorgesetzten 
und dadurch zu einer schweren Vertrauenskrise 
geführt hatte. 

Der Brigadekommandeur, dem die Kompanie 
unmittelbar untersteht, nahm die Feststellungen 
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des Wehrbeauftragten zum Anlaß, auf die 
Führung der Kompanie Einfluß zu nehmen und 
durch Belehrungen und Versetzungen die Ord-
nung und das erschütterte Vertrauen in der Kom-
panie wieder herzustellen. 

2. In einem Fall wurde der Truppenbesuch durch 
einen Badeunfall in der Ostsee veranlaßt, bei 
dem drei Soldaten einer Luftwaffeneinheit er-
trunken waren. Der Chef der Einheit, der die Sol-
daten angehörten, hatte auf allgemeinen Wunsch 
in der Zeit von 20 bis 20.30 Uhr das Baden als 
Dienst angesetzt und die Aufsicht darüber einem 
Leutnant übertragen. Obwohl die vom Regiment 
herausgegebenen Sicherheitsvorschriften beach-
tet waren, ertranken die drei Soldaten bei un-
günstigem Wetter infolge eines an dieser Bade-
stelle bestehenden starken Sogs; dem aufsichts-
führenden Offizier und den badenden Soldaten 
war von dieser Gefahr nichts bekannt. 

Dieser Sachverhalt ergab sich aus Besprechun-
gen, die der Wehrbeauftragte mit dem Komman-
danten des Truppenübungsplatzes, zu dem der 
betreffende Badeplatz gehört, dem Staatsanwalt, 
der die Ermittlungen führte, und dem Komman-
deur des betreffenden Regiments hatte. Die ab-
schließende Aussprache des Wehrbeauftragten 
mit den Soldaten, die bei dem Unfall zugegen 
gewesen waren, zeigte, daß diese von dem Un-
glück stark beeindruckt waren, sich aber rück-
haltslos hinter ihren Kompaniechef und ihren 
Kompanieoffizier stellten, da sie der Überzeu-
gung waren, daß diese alles getan hätten, was 
zur Vermeidung von Unfällen geschehen konnte. 

Der Wehrbeauftragte hat auf Grund des Vor-
falles den Bundesminister für Verteidigung ge-
beten, die Sicherheitsbestimmungen für das 
Baden in der See zu überprüfen. 

3. Zu einem weiteren Truppenbesuch gab eine Ein-
gabe Anlaß, in der behauptet wurde, bei einem 
nach anstrengendem Tagesdienst angeordneten 
Nachtmarsch von 25 km seien einige Wehrpflich-
tige einer Ausbildungskompanie vor Erschöpfung 
zusammengebrochen. 

Die Aussprache, die der Wehrbeauftragte mit 
den Soldaten dieser Einheit führte, ergab, daß 
kein Soldat ernstliche körperliche Schäden erlitten 
hatte, wie sie in der Eingabe behauptet worden 
waren. Wohl aber hatten sich zahlreiche Soldaten 
die Füße wund gelaufen und starke Ermüdungs-
erscheinungen gezeigt. Entgegen dem Dienstplan, 
nach dem ein Nachtmarsch von 12 km angesetzt 
war, waren 25 km in unwegsamem Gelände zu-
rückgelegt worden. Besonders erschwerend 
wirkte es sich aus, daß dieser Marsch drei 
Wochen nach Dienstantritt der Soldaten durch-
geführt wurde. Trotz dieser Anstrengung war der 
Dienstbeginn am nächsten Tage auf 5.30 Uhr an-
gesetzt worden. 

Bei einem Gespräch mit den Soldaten zeigte 
sich, daß die dienstliche Überforderung nach so 
kurzer Dienstzeit das Vertrauensverhältnis 
zwischen den Soldaten und ihren Vorgesetzten 
stark beeinträchtigt hatte. Über das innere Ge

-

füge der Einheit wurden zahlreiche Beanstandun-
gen vorgebracht, die das Verhalten der Vorge-
setzten zu den Rekruten, die Methoden der Aus-
bildung, unzureichende Fürsorge und Betreuung 
betrafen und insbesondere die mangelnde per-
sönliche Fühlungnahme des Kompaniechefs mit 
seinen Soldaten erkennen ließen. 

Der Wehrbeauftragte teilte das Ergebnis der 
Aussprache dem Bataillonskommandeur und dem 
betreffenden Kompaniechef mit. Dieser erhielt 
dadurch die Möglichkeit, die vorgebrachten 
Klagen und Beschwerden mit seinen Kompanie-
angehörigen zu besprechen, die bestehenden Un-
stimmigkeiten zu klären und berechtigten Be-
schwerden abzuhelfen. Der Bataillonskomman-
deur sagte zu, sich in verstärktem Maße per-
sönlich um die betreffende Kompanie zu küm-
mern. 

4. Ein Besuch bei einem Panzergrenadierbataillon 
ging zurück auf die Eingaben von zwei Soldaten, 
die über eine vorschriftswidrige Durchführung 
der Formalausbildung geklagt hatten. 

Die betreffende Vorfälle wurden mit dem Ba-
taillonskommandeur, dem Kompaniechef und 
dem Kompaniefeldwebel besprochen. Der Kom-
paniechef hatte von Vorfällen dieser Art Kennt-
nis erlangt und seine Zugführer auch entspre-
chend belehrt, es aber unterlassen, die Kompanie 
von seiner Stellungnahme und Belehrung zu un-
terrichten. 

Eine Besprechung mit den Vertrauensleuten 
und den Kompaniefeldwebeln des Bataillons 
diente der Aussprache über das innere Gefüge 
und die Dienst- und Betreuungsverhältnisse des 
betreffenden Bataillons. 

Der Bataillonskommandeur wurde von dem 
Ergebnis der Besprechung unterrichtet. Es han-
delte sich im übrigen um einen Kommandeur, 
der den Grundsätzen über die innere Führung 
besondere Beachtung schenkte und sich offen-
sichtlich der Erziehung seiner Untergebenen auf 
diesem Gebiete sehr eingehend widmete. 

In einer Abschlußbesprechung mit dem Divi-
sionskommandeur wies der Wehrbeauftragte 
darauf hin, daß die Nachprüfung der in den 
Eingaben geschilderten Vorfälle den Eindruck 
erweckt habe, daß die Wahrung der Grundsätze 
über die innere Führung in dem betreffenden 
Bataillon besonderer Aufmerksamkeit bedürfe. 

Der Divisionskommandeur veranlaßte, daß die 
Vorkommnisse der Staatsanwaltschaft übergeben 
wurden. Diese stellte jedoch das Ermittlungs-
verfahren gegen den betreffenden Kompaniechef 
und zwei Feldwebel ein, weil die Überprüfung 
keinen hinreichenden Verdacht einer strafbaren 
Handlung erbracht habe. Die beiden Feldwebel 
wurden durch den Kompaniechef aktenkundig 
belehrt bzw. verwarnt. Durch den Brigadekom-
mandeur wurde aus Anlaß des Vorfalls eine 
eingehende Belehrung der Kommandeure und 
des gesamten Offizierkorps seines Bereichs 
durchgeführt. 
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5. Auf die Eingabe eines Reserveoffizieranwär-
ters, der sich über die Ausbildungsmethoden bei 
einem ROA-Lehrgang beschwerte, begab sich 
der Wehrbeauftragte zum Kommandeur des Re-
giments, bei dem der  ROA-Lehrgang stattfand. 
Der Vorgang ist im einzelnen in Abschnitt „Ein-
gaben und Beschwerden" unter Nr. 6 der Ein-
zelbeispiele dargestellt. 

In einer Aussprache mit dem Regiments-Kom-
mandeur und dem stellvertretenden Divisions-
kommandeur wurde klargestellt, daß sich auch 
die bei einem ROA-Lehrgang notwendige straffe 
Ausbildung im Rahmen der Grundsätze über die 
innere Führung halten müsse. Gerade den Re-
serveoffizieranwärtern seien im Hinblick auf 
ihre spätere Aufgabe als Vorgesetzte während 
eines solchen Lehrganges die Grundsätze über 
die innere Führung in der Leitung und Durch-
führung der Ausbildung beispielgebend vorzu-
stellen. 

6. Dem Besuch auf einem Fliegerhorst lag die Ein-
gabe eines Soldaten zugrunde, der sich über die 
Zubereitung und Menge der Verpflegung be-
klagte. Insbesondere beanstandete er die un-
zureichende Verpflegung im Flugsicherungs-
dienst im Hinblick auf die Beanspruchung in 
Tag- und Nachtschicht. Im Beisein des Standort-
ältesten besuchte der Wehrbeauftragte die Kü-
che, den Unteroffizier- und den Mannschafts-
speiseraum. Gespräche mit mehreren Soldaten 
bestätigten im wesentlichen die in der Eingabe 
genannten Beanstandungen. Im Verlauf der Be-
sichtigung wurden auch Mängel in der Küchen-
ausstattung, und zwar eine zu geringe Ausstat-
tung an Kochkesseln, festgestellt. Die hinzuge-
zogenen Vertreter der Verwaltung sagten zu, 
die wesentlichsten Mängel sofort abzustellen, für 
den Nachtdienst zusätzlich Kaffee und Tee aus-
zugeben und für Möglichkeiten zur Warmhaltung 
zu sorgen. 

Der Bundesminister für Verteidigung hat auf 
Grund mehrfacher ähnlicher Klagen die Gewäh-
rung eines Verpflegungszuschusses von 0,75 DM 
täglich für derartige Sonderdienste verfügt. 

Inzwischen sind auch die Maßnahmen zur Er-
weiterung und Ergänzung des Küchengroßgerä-
tes sowie zur Instandsetzung des Gebäudes in 
die Wege geleitet worden. Als Übergangslösung 
ist ein anderes Wirts chaftsgebäude mit einer 
Verpflegungskapazität von 600 Verpflegungs-
teilnehmern zusätzlich in Betrieb genommen 
worden. 

7. Anläßlich einer größeren NATO-Übung in Süd-
deutschland besuchte der Wehrbeauftragte eine 

. Reihe von Truppenteilen. Dabei wurden in man-
nigfachen Gesprächen mit den Soldaten beson-
ders auch Probleme erörtert, die sich außerhalb 
des reinen Kasernen- und Ausbildungsdienstes 
ergeben. Ein entsprechender Besuch fand bei 
mehreren Truppenteilen anläßlich der Herbst-
übung einer Panzerbrigade in Norddeutschland 
statt. Bei diesen Übungen war festzustellen, daß 

die im Standort fühlbaren Belastungen, Sorgen 
und Klagen hinter den erfrischenden Eindrücken 
der Manöverübungen weitgehend zurücktraten 
und diese einen positiven Einfluß auf Stimmung 
und Haltung der Truppe ausübten. 

8. Besuche bei zwei Korpsstäben dienten der Füh-
lungnahme des Wehrbeauftragten mit den Kom-
mandierenden Generalen, Divisions- und Briga-
dekommandeuren und ihren Stellvertretern. Der 
Wehrbeauftragte nahm Gelegenheit, den Offi-
zieren seine Aufgaben zu erläutern und mit 
ihnen die Probleme zu besprechen, die sich unter 
anderem aus der Bearbeitung der an den Wehr-
beauftragten gerichteten Eingaben von Soldaten 
ergeben. 

9. Bei einem Besuch bei der Schule für Innere Füh-
rung besprach der Wehrbeauftragte mit dem 
Kommandeur der Schule eingehend die Ziele und 
Methoden des Unterrichts. Mit dem wissen-
schaftlichen Direktor der Schule erörterte er Fra-
gen aus dessen Arbeitsgebiet. Er nahm auch an 
einer Unterrichtsstunde im Rahmen eines Lehr-
ganges für Bataillonskommandeure teil und er-
läuterte ihnen seine gesetzlichen Aufgaben und 
die damit zusammenhängenden Fragen, insbe-
sondere die Zusammenarbeit mit der Truppe 
usw. 

Eine anschließende Aussprache gab den Lehr-
gangsteilnehmern Gelegenheit, die Truppe inter-
essierende Fragen über die Tätigkeit des Wehr-
beauftragten vorzubringen und zu klären. 

10. Der Wehrbeauftragte besuchte die  Stamm-
dienststellen des Heeres und der Luftwaffe, um 
sich über ihren Aufgabenbereich und ihre Orga-
nisation zu informieren. Bei dieser Gelegenheit 
unterrichtete er sich auch über die Arbeitsweise 
der Stammdienststellen und besprach mit den 
Leitern die Bearbeitung der an den Wehrbeauf-
tragten gerichteten Eingaben, insbesondere der 
vielfach an ihn herangetragenen Härtefälle (Fa-
milientrennung, Versetzungswünsche, Entlas-
sungsfragen, Laufbahnsorgen usw.). 

Der Aufbau der Dienststelle des Wehrbeauftrag-
ten und die Notwendigkeit, die Mitarbeiter in ihre 
Aufgaben einzuweisen und eine gemeinsame Linie 
für die Arbeitsweise der Dienststelle zu finden, ha-
ben es im Berichtsjahr dem Wehrbeauftragten noch 
nicht ermöglicht, sich in dem gewünschten und not-
wendigen Umfange von der Arbeit in seiner Dienst-
stelle freizumachen und die Truppe zu besuchen. Da 
die Befugnis zum Truppenbesuch dem Wehrbeauf-
tragten nur für seine Person zusteht, wird er jedoch 
auch in Zukunft immer nur einen begrenzten Teil 
der Truppeneinheiten erfassen können, wenn man 
berücksichtigt, daß allein das Heer zur Zeit aus na-
hezu 300 Bataillonen besteht. 

Die Möglichkeit unmittelbarer Untersuchungen 
wird sich infolgedessen ebenfalls auf wenige, be-
sonders schwerwiegende Sonderfälle beschränken, 
wenn es auch in vielen Fällen erwünscht ist, daß der 
Wehrbeauftragte nach einem ihm bekannt gewor- 
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denen Vorfall, der auf eine Verletzung der Grund-
rechte der Soldaten oder der Grundsätze über die 
innere Führung schließen läßt, den Sachverhalt per-
sönlich an Ort und Stelle durch eigene Ermittlungen 
untersucht. 

In jedem Fall ist es notwendig, daß der Wehr-
beauftragte von mindestens einem Beamten des hö-
heren Dienstes seiner Dienststelle begleitet wird, 
der ihn bei Untersuchungen unterstützt und das Er-
gebnis der Aussprachen und Ermittlungen schrift-
lich niederlegt. Die vielfachen Aufgabengebiete, die 
sich für den Wehrbeauftragten bei seinen Truppen-
besuchen ergeben, zum Beispiel Feststellungen über 
die Wahrnehmung des Beschwerderechts, über die 
Ausübung der Disziplinargewalt oder die vorliegen-
den Strafrechtsfälle in den besuchten Truppenein-
heiten würden es jedoch angezeigt erscheinen las-
sen, mehrere Beamte der Dienststelle des Wehrbe-
auftragten an den Truppenbesuchen zu beteiligen. 
Der schwedische Wehrbeauftragte läßt sich zum Bei-
spiel bei seinen Truppenbesuchen nicht nur von 
sämtlichen höheren Beamten seiner Dienststelle, 
sondern auch von jeweils sechs bis acht Sachver-
ständigen für die Nachprüfung auf bestimmten Ge-
bieten begleiten. Die laufende Arbeitsbelastung der 
Dienststelle des Wehrbeauftragten wird jedoch bis 
auf weiteres eine entsprechende Handhabung lei-
der nicht zulassen. 

Die bisherigen Truppenbesuche haben überwie-
gend bestimmte Vorgänge zum Anlaß gehabt, die 
auf eine Verletzung .der Grundrechte der Soldaten 
und der Grundsätze über die innere Führung oder 
doch auf Mängel in dem inneren Gefüge der Einhei-
ten schließen ließen. Naturgemäß führen Besuche 
aus solchem Anlaß in den meisten Fällen dazu, daß 
sie dem Wehrbeauftragten einen negativen Ein-
druck von dem inneren Gefüge der besuchten Trup-
penteile vermitteln; zudem erwecken sie bei den 
Einheiten den Eindruck, der Wehrbeauftragte er-
scheine stets nur im Zusammenhang mit Beschwer-
den. Hierdurch entsteht die Gefahr, daß der Wehr-
beauftragte ein einseitig negatives Bild von Geist 
und Haltung der Truppe erhält und daß das Ver-
trauen der Truppe zu ihm leidet. 

Es bleibt daher grundsätzlich anzustreben, daß 
Truppenbesuche zur Untersuchung bestimmter be-
anstandeter Vorgänge sich mit Besuchen abwech-
seln, die ohne konkreten Anlaß lediglich der allge-
meinen Information über Geist und Haltung der 
Truppe dienen. Solche Besuche ermöglichen es dem 
Wehrbeauftragten, die Sorgen und Nöte der Sol-
daten und der Kommandeure kennenzulernen und 
für ihre Abhilfe, für eine Festigung des Vertrauens 
zwischen Vorgesetzten und Untergebenen und für 
den Ausgleich aufgetretener Spannungen zu sorgen. 
Letzten Endes trägt dies zur Stärkung des Vertrau-
ens in  die  Arbeit des Wehrbeauftragten und damit 
in die freiheitliche demokratische Rechtsordnung 
bei. 

Es ist in Aussicht genommen, dementsprechend 
künftig in zunehmendem Maße Einheiten aller Teil-
streitkräfte auch ohne besonderen Anlaß zu besu-
chen. Für die Truppenbesuche werden in der Regel 

außer zu der Zeit des t Urlaubs und der Abfas-
sung des Jahresberichtes - monatlich acht his zehn 
Tage vorzusehen sein. 

G. Eingaben und Beschwerden 

Neben den Truppenbesuchen sind die an den 
Wehrbeauftragten gerichteten Eingaben und Be-
schwerden eine weitere wesentliche Erkenntnis-
quelle für das innere Gefüge in den Einheiten der 
Bundeswehr. 

Nach § 7 des Gesetzes über den Wehrbauftragten 
hat „jeder Soldat das Recht, sich einzeln, ohne Ein-
haltung des Dienstweges, unmittelbar an den Wehr-
beauftragten zu wenden". 

Das dem Soldaten hierdurch gewährte besondere 
Petitionsrecht unterliegt, abgesehen von der Unzu-
lässigkeit gemeinschaftlicher Eingaben und Be-
schwerden, nach dem Wortlaut des Gesetzes weder 
in sachlicher noch sonstiger Beziehung irgendeiner 
Einschränkung. Weder militärische Vorgesetzte noch 
der Wehrbeauftragte sind daher berechtigt, einen 
Einfluß darauf zu nehmen, inwieweit die Soldaten 
von diesem ihnen gesetzlich gewährten Recht Ge-
brauch machen wollen, oder gar dieses Recht einzu-
schränken. per  Wehrbeauftragte hat jedoch im Rah-
men der ihm übertragenen Aufgaben pflichtgemäß 
zu prüfen, ob auf Grund der betreffenden Eingaben 
und Beschwerden Grundrechte der Soldaten oder 
die Grundsätze über die innere Führung verletzt zu 
sein scheinen. Seine pflichtgemäße Entscheidung hat 
sich darauf zu erstrecken, ob, inwieweit und mit 
welchen Mitteln er im Einzelfall auf Grund einer 
Eingabe oder Beschwerde tätig wird. 

Zweifellos gewinnt der Wehrbeauftragte aus der 
Summe der Eingaben einen Überblick über Haltung 
und Stimmung der Soldaten und über die innere 
Situation in den Verbänden der Bundeswehr. Dabei 
ergibt sich ein Querschnitt der Belastungen, Sorgen 
und Nöte, die den Soldaten bewegen und das innere 
Gefüge der Bundeswehr beeinflussen. Allerdings ist 
dabei zu berücksichtigen, daß dem Wehrbeauftrag-
ten auf diesem Wege nur ein Einblick in die nega-
tiven Seiten und die Spannungen des Dienstes in 
der Bundeswehr gegeben wird, so daß es einer sorg-
samen Prüfung bedarf, inwieweit die dadurch ge-
wonnenen Eindrücke verallgemeinert werden dürfen. 

Vielfach wiederkehrende Eingaben aus gleichem 
Anlaß und gleichartige Beschwerden über besondere 
Härtefälle geben dem Wehrbeauftragten unter an-
derem auch Anregungen oder Anlaß, Ergänzungen 
oder Änderungen in Gesetzen und Verordnungen 
und  in.  Erlassen des Verteidigungsressorts vorzu-
schlagen. 

Eine Übersicht über Zahl, Art und Erledigung der 
Eingaben und Beschwerden enthält die als Anlage 2 
beigefügte Geschäftsstatistik. Daraus ergibt sich, daß 
die Zahl im Berichtszeitraum eine überraschend 
gleichbleibende Stetigkeit zeigt. 

Als die Dienststelle des Wehrbeauftragten am 
1. Juni 1959 ihre Arbeit aufnahm, lagen bereits etwa 
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700 Eingaben und Beschwerden vor. Die Verlaut

-

barungen der Presse und sonstiger Publikations 
organe über Wahl und Amtsübernahme des Wehr 
bauftragten hatten dazu beigetragen, die Institutior 
des Wehrbeauftragten bekanntzumachen. Vieh 
Soldaten oder ihre Angehörigen wurden dadurch 
veranlaßt, sich alsbald mit ihren Anliegen an ihr 
zu wenden. In der Folgezeit, sind dann monatlich 
etwa 350 bis 400 Eingaben bei der Dienststelle des 
Wehrbauftragten eingegangen. 

Seit der Übernahme seines Amtes (3. April 1959) 
bis zum 31. Dezember 1959 hat der Wehrbeauftragte 
insgesamt 3368 Eingaben erhalten. Hiervon fielen 
336 = 10 v. H. nicht in seinen Aufgabenbereich. Bei  
weiteren sieben Eingaben handelte es sich in dre: 
Fällen um nicht zu bearbeitende anonyme Zuschrif

-

ten und in vier Fällen um unzulässige Sammelbe

-

schwerden von Soldaten. 

Von den verbleibenden 3025 Eingaben entfallen 

auf das Heer 	 1634 = 54,2 v. H. 
auf die Luftwaffe 	 1108 = 36,6 v. H. 
auf die Marine 	 112 == 3,7 v. H. 
auf die TV 	  68 =- 2,2 v. H. 
auf zentrale militärische 

Dienststellen 	 7 - 0,2 v. H. 
auf sonstige Stellen 	 96 == 3,1 v. H. 

Angesichts der derzeitigen Stärke der Teilstreit-
kräfte bedeuten diese Zahlenangaben, daß von 
ihrem Eingaberecht Gebrauch gemacht haben: 

1,2 v. H. der Angehörigen des Heeres 
2,1 v. H. der Angehörigen der Luftwaffe 
0,6 v. H. der Angehörigen der Marine 
0,7 v. H. der Angehörigen der TV 
0,2 v. H. der Angehörigen der zentralen militäri- 

schen Dienststellen der Bundeswehr usw. 

Der verhältnismäßig hohe Anteil der Luftwaffe 
an den Eingaben liegt unter anderem daran, daß 
ihre vielen technischen Spezialausbildungszweige 
besondere Probleme auf dem Gebiet der Laufbahn-
förderung mit sich bringen und daß die Luftwaffe 
die meisten abgelegenen Standorte hat, die beson-
ders viele persönliche und dienstliche Belastungen 
hervorrufen. Auch die Verwendung der Wehr-
pflichtigen macht bei der Luftwaffe mit ihren vielen 
technischen Ausbildungszweigen gewisse Schwie-
rigkeiten. 

Von den einzelnen Dienstgradgruppen sind an 
den Gesamteingaben beteiligt: 

105 Offiziere 

1 072 Unteroffiziere 

1 412 Mannschaften 

Bei den Mannschaften entfielen auf die 

Wehrpflichtigen . . . . . . . 426 

Soldaten auf Zeit (Freiwillige) . 986 Eingaben. 

488 Eingaben kamen von Personen außerhalb der 
Bundeswehr, insbesondere von Ehefrauen und 
Eltern der Soldaten. 

Wegen ihres persönlichen Charakters haben die 
Eingaben neben den anderen Informationsquellen, 
wie Truppenbesuchen, Pressemeldungen usw., ein 
besonderes Gewicht. Sie gründen sich auf die ver-
schiedensten Probleme, die den ganzen Bereich der 
dienstlichen Behandlung und Verwendung und der 
aus dienstlichen Anordnungen sich ergebenden per-
sönlichen Sorgen und Nöte umfassen. 

Demgemäß erstrecken sich die Eingaben und Be-
schwerden auf folgende Gebiete: 
- menschenunwürdige Behandlung, Mißbrauch der 

Dienstgewalt, Schikanen, 
— Zurücksetzung in der Beförderung, Erschwerung 

der vorgesehenen Laufbahnförderung, Anträge 
auf vorzeitige Entlassung, Einsprüche gegen 
fristlose Entlassungen, gegen Entlassungen we-
gen Verletzung der Dienstpflichten und wegen 
Dienstunfähigkeit, 

— mangelnde Fürsorge, 

— Beanstandungen der Verpflegung, 
— Benachteiligung in Gebührnis-, Abfindungs- und 

Versorgungsfragen, 
— Klagen über langjährige Familientrennung und 

dadurch bedingte Gefährdung der Ehen, Schul-
sorgen und Fragen der Erziehung und Berufs-
ausbildung der Kinder, Anträge auf Familien-
zusammenführung durch Versetzung oder Zu-
weisung einer Wohnung, 

— besondere persönliche Härten infolge Einberu-
fung zum Wehrdienst, zum Beispiel . einziger 
Söhne von Kriegerwitwen, Klagen über Ausbil-
dungsschwierigkeiten der wehrpflichtigen Stu-
denten, Fragen der Unterhaltssicherung usw. 

Die Aufzählung zeigt die Vielfalt der Probleme, 
die im militärischen Bereich auftreten und bei denen 
die Soldaten von ihrem Recht einer Eingabe an den 
Wehrbeauftragten Gebrauch machen, insbesondere 
wenn sie glauben, auf dem Dienstweg nicht zu 
ihrem vermeintlichen Recht zu kommen bzw. ge-
kommen zu sein. 

Es ist daraus die ganze Breite des Aufgaben-
gebietes zu erkennen, mit dem sich der Wehrbeauf-
tragte im ersten Jahr seiner Tätigkeit zwangsläufig 
befassen mußte. 

Unter den Eingaben befinden sich auch Angele-
genheiten, die bei einem guten Vertrauensverhält-
nis zwischen Untergebenen und Vorgesetzten im 
Bereich der Truppe hätten bereinigt werden können. 
Daß derartige Beschwerden an den Wehrbeauftrag-
ten herangebracht werden, zeigt, daß vielfach das 
notwendige Vertrauensverhältnis und die überzeu-
gende Fürsorge des Vorgesetzten sich noch nicht 
in ausreichendem Ausmaße innerhalb der Truppe 
haben auswirken können. Die Gründe dafür liegen, 
abgesehen von menschlichen Unzulänglichkeiten, 
vor allem in dem aus dienstlichem Anlaß begrün-
deten häufigen Wechsel der Kommandeure und 
Kompaniechefs, in ihrer oft langdauernden Abwe-
senheit auf Lehrgängen und in dem ständigen 
Wechsel der Unteroffiziere und Mannschaften, ins-
besondere auch der Wehrpflichtigen nach ihrer 
Grundausbildung. 
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Viele an den Wehrbeauftragten herangetragene 
Klagen und Beschwerden sind durch die Schwierig-
keiten bedingt, die der schnelle Aufbau der Bun-
deswehr und die gleichzeitige, noch nicht voll zum 
Abschluß gekommene Umorganisation des Heeres 
hervorrufen. Die anhaltend hohen Abgaben zu Neu-
aufstellungen verhindern die so dringend notwen-
dige innere Festigung der Truppeneinheiten. 

Die Eingaben werden durch den Wehrbeauftrag-
ten im einzelnen sorgsam geprüft. Sie finden je 
nach ihrem Inhalt eine unterschiedliche Bearbeitung. 
Dabei hat sich die Bestimmung des § 3 Nr. 2 des 
Gesetzes über den Wehrbeauftragten als zweck-
mäßig, vereinfachend und wirksam erwiesen, daß 
er „den zuständigen Stellen Gelegenheit zur Rege-
lung einer Angelegenheit geben kann". 

Demgemäß werden die Eingaben in der Regel 
den zuständigen Truppenteilen oder Verwaltungs-
dienststellen der Bundeswehr zur Kenntnis ge-
bracht. Bei der Zuleitung wird je nach dem geschil-
derten Vorfall entschieden, ob der betreffende Vor-
gang dazu Anlaß gibt, die zuständige Dienststelle 
zu einer Überprüfung und Stellungnahme (Bericht) 
zu veranlassen, ob nur darum ersucht wird, den Ein-
geber zu bescheiden und dem Wehrbeauftragten 
eine Durchschrift des Bescheides (zur Kontrolle) zu-
zustellen, oder ob es genügt, den betreffenden Vor-
gang lediglich dem zuständigen Vorgesetzten zur 
Kenntnis zu bringen mit der Anheimgabe, die An-
gelegenheit zu klären und das ihm notwendig Er-
scheinende zu veranlassen. 

Welcher Dienststelle der Vorgang zugeleitet wird, 
richtet sich ganz nach dem Einzelfall. Besonders 
schwerwiegende Fälle, Grundsatzfragen und politi-
sche Angelegenheiten werden in der Regel an den 
Bundesminister für Verteidigung herangetragen. Im 
übrigen hängt die Wahl der zu beteiligenden Dienst-
stellen von der Bedeutung der betreffenden Eingabe 
ab. Es kommen für eine Zuleitung in einer ent-
sprechenden Abstufung die Vorgesetzten in der 
Stellung eines Kommandierenden Generals, eines 
Divisionskommandeurs, eines Brigade-, Regiments- 
und eines Bataillonskommandeurs in Frage. 

Der Wehrbeauftragte greift in die Befehlsbefug-
nisse der militärischen Vorgesetzten nicht ein. Er 
unterzieht jedoch die eingeforderten Stellungnah-
men und Berichte einer gründlichen Nachprüfung, 
um festzustellen, ob seiner Auffassung nach die 
vorgebrachten Beschwerden in angemessener Weise 
untersucht und bereinigt worden sind. 

Falls eine Erledigung nicht ausreichend erscheint, 
um die Angelegenheit als bereinigt anzusehen, 
leitet der Wehrbauftragte den betreffenden Gesamt-
vorgang, gegebenenfalls unter Mitteilung seiner 
eigenen Auffassung, der nächsthöheren Stelle zur 
nochmaligen Überprüfung mit der Bitte um Stel-
lungnahme zu. 

Durch die Zuleitung der Eingaben oder Beschwer-
den an die zuständigen Stellen wird in jedem Fall 
sichergestellt, daß der angesprochene Vorgesetzte 
von Vorgängen, die zu einer Eingabe oder Be-
schwerde Anlaß gegeben haben, Kenntnis erhält 
und dabei in die Lage versetzt wird, aufgetretene 

Mißverständnisse zu klären und fesigestellte Miß-
stände zu beseitigen. 

Werden in Eingaben an den Wehrbeauftragten 
Anliegen vorgetragen, die einen dienstlichen An-
trag des Eingebers zur Voraussetzung haben, so 
wird dem Eingeber anheimgestellt, den Antrag auf 
dem Dienstwege zu stellen. 

Eingaben, die nicht in die Zuständigkeit des 
Wehrbeauftragten fallen, werden den Stellen zuge-
leitet, die für das betreffende Sachgebiet zuständig 
sind. 

Insgesamt ist festzustellen, daß die Zusammen-
arbeit sowohl mit dem Bundesministerium für Ver-
teidigung als auch mit den nachgeordneten Dienst-
stellen und den Truppenvorgesetzten bisher außer-
ordentlich gut war und alle Beteiligten das Bemü-
hen gezeigt haben, ihnen zur Kenntnis gebrachte 
Umstände, die auf eine Verletzung der Grundrechte 
der Soldaten oder der Grundsätze über die innere 
Führung hindeuteten, einwandfrei zu klären und 
berechtigte Klagen abzustellen. Es bedarf beson-
derer Erwähnung, daß in Härtefällen, die die Für-
sorgepflicht berühren, insbesondere die Stamm-
dienststellen der Teilstreitkräfte bemüht sind, nach 
besten Kräften im Rahmen der dienstlichen Mög-
lichkeiten Abhilfe zu schaffen. 

Der Wehrbeauftragte hat daher bisher noch 
keinen Gebrauch von der ihm in § 3 Abs. 3 des 
Gesetzes über den Wehrbeauftragten gegebenen 
Möglichkeit gemacht, „einen Vorgang der für die 
Einleitung eines Straf- oder Disziplinarverfahrens 
zuständigen Stelle zuzuleiten". Es ist bisher auch 
kein Fall eingetreten, in dem der Wehrbeauftragte 
sich gezwungen sah, im Hinblick auf eine unbefrie-
digend gebliebene Klärung oder Bereinigung einer 
Beschwerde von seinem Recht Gebrauch zu machen, 
den betreffenden Vorgang dem Verteidigungsaus-
schuß des Bundestages mit einem Einzelbericht vor-
zulegen. 

Einen Querschnitt der zahlreichen Eingaben und 
Beschwerden, mit denen sich der Wehrbeauftragte 
im Berichtsjahr befaßt hat, geben nachstehende Bei-
spiele: 

1. Verletzung des Grundrechts der körperlichen 
Unversehrtheit, böswillige Erschwerung des 
Dienstes, Mißhandlung von Untergebenen 

Einige Soldaten einer Kompanie führten unab-
hängig voneinander Klage über die Erziehungs- 
und Ausbildungsmethoden ihres Kompaniechefs. 
Den Beschwerden lagen folgende Behauptungen zu-
grunde: 

Bei einem 30-km-Marsch befahl der Kompanie-
chef sämtlichen Soldaten, die Feldflaschen zu ent-
leeren, nachdem einige Soldaten ohne Erlaubnis 
daraus getrunken hatten. Am Ende dieses Marsches 
ließ er die Kompanie unter einem Drahtzaun durch-
kriechen. Diesen Befehl konnte ein Soldat, dem bei 
dem langen Marsch übel geworden war, nicht aus-
führen. Der Kompaniechef machte nunmehr An-
stalten, den Soldaten zu treten, besann sich jedoch 
und berührte lediglich mit dem Fuß die Schulter des 
Soldaten. 
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Ferner hatte der Kompaniechef eine „Woche der 
Schnelligkeit" befohlen, in der sich die Soldaten im 
Kasernenbereich nur im Laufschritt bewegen durf-
ten. 

Weil ihm einmal das Heraustreten zum Revier

-

reinigen. zu langsam ging, ließ der Kompaniechef 
die Soldaten etwa zwanzigmal im Laufschritt 
(„Marsch, Marsch") an- und wegtreten. Dabei be-
fahl er als Erschwerung zum Arbeitsanzug den 
Stahlhelm zu tragen. Ein erst kurz zuvor aus dem 
Sanitätsbereich entlassener Soldat erlitt hierbei 
einen Herzanfall und mußte wieder dorthin gebracht 
werden. 

Soldaten, die sich morgens krank gemeldet hat-
ten, wurden nach Rückkehr aus dem Sanitätsbereich 
durch einen Unteroffizier ins Gelände geführt, wo 
sie einer ;,Spezialausbildung" unterworfen wurden, 
während die übrige Kompanie Pause hatte. 

Zu Soldaten, die sich krank meldeten, pflegte der 
Kompaniechef gelegentlich sinngemäß zu sagen: 
„Welche Krankheit haben Sie? Sagen Sie es laut! 
Es interessiert die anderen auch. Vielleicht ist es 
etwas Neues, das die anderen auch als Ausrede 
gebrauchen können." 

Der Wehrbeauftragte ersuchte den Kommandie-
renden General des betreffenden Korps um eine 
gründliche Prüfung der Vorfälle. Die Vorgänge in 
der betreffenden Kompanie waren bisher noch kei-
nem der Vorgesetzten des Kompaniechefs bekannt 
geworden. Der Kompaniechef wurde daraufhin so-
fort abgelöst. Wegen des Verdachts von Vergehen 
nach den §§ 30 bis 32 des Wehrstrafgesetzes (Miß-
handlung, entwürdigende Behandlung, Mißbrauch 
der Befehlsbefugnis zu unzulässigen Zwecken) 
wurde die Sache an die Staatsanwaltschaft abgege-
ben. Außerdem wurde ein disziplinargerichtliches 
Verfahren eingeleitet, das jedoch bis zum Abschluß 
des Strafverfahrens ausgesetzt ist. 

2. Verstoß gegen die Dienstaufsichtspflicht 

Ein Wehrpflichtiger beklagte sich darüber, daß er 
nach dem Zapfenstreich eine Stunde lang dienstlich 
angesetzten Sport mitmachen mußte, weil einige 
seiner Kameraden in betrunkenem Zustande auf 
den  Stuben randaliert hätten; er selbst sei daran 
nicht beteiligt gewesen. Der Soldat faßte diese 
Strafe als Kollektivstrafe auf. 

Der Wehrbeauftragte veranlaßte eine Überprü-
fung. Sie ergab, daß es sich um eine Rekruten-
kompanie handelte und der Vorfall sich am ersten 
Sonntag nach dem Dienstantritt der Rekruten er-
eignet hatte. Diese durften nicht ausgehen und wa-
ren in der Kaserne sich selbst überlassen; der Kom-
paniechef und sein Kompanieoffizier hatten Wo-
chenendurlaub genommen. Viele Soldaten betran-
ken sich in der Kantine und waren beim Zapfen-
streich nicht in ihren Stuben. 

Der Unteroffizier vom Dienst setzte mit Einver-
ständnis des Offiziers vom Dienst, eines Fähnrichs 
(ROA), entgegen den Bestimmungen, daß erziehe-
rische Maßnahmen nur von Disziplinarvorgesetzten 
befohlen werden dürfen, „Ernüchterungssport" an, 
der aus einer sogenannten Laufschule bestand, und 
führte ihn unverzüglich durch. 

Der Vorfall wurde den Vorgesetzten des betref-
fenden Kompaniechefs erst durch den Wehrbeauf-
tragten bekannt. Der Kompaniechef wurde wegen 
Verstoßes gegen die Dienstaufsichtspflicht mit einer 
scharfen Zurechtweisung gerügt, die aktenkundig 
gemacht wurde (§ 21 Abs. 1 der Wehrdisziplinar-
ordnung). Ferner wurde er in einen anderen Stand-
ort versetzt. 

Der Fähnrich (ROA) ist bei seinem Ausscheiden 
aus der Bundeswehr nach der Beendigung des ver-
längerten Grundwehrdienstes von achtzehn Mona-
ten nicht zum Leutnant der Reserve befördert wor-
den. 

Der Unteroffizier hat eine scharfe Zurechtweisung 
erhalten. Außerdem mußte er vor dem Unteroffi-
zierkorps einen Vortrag über das Verhalten des 
Unteroffiziers vom Dienst bei besonderen Vorfällen 
halten. 

Der Vorfall wurde im Bataillon zum Anlaß einer 
allgemeinen Belehrung genommen. 

3. Mißbrauch der Befehlsbefugnis 

Der Vater eines Wehrpflichtigen beklagte sich in 
einer Eingabe an den Wehrbeauftragten darüber, 
daß die Rekruten des Zuges, dem sein Sohn ange-
hörte, Mitte Oktober 1959 auf dem Rückweg vom 
Geländedienst gegen 17.00 Uhr bis zum Hals in 
einen See gehen und mit dem Kopf unter Wasser 
tauchen mußten. 

Die auf Veranlassung des Wehrbeauftragten 
durchgeführten Ermittlungen ergaben, daß die Sol-
daten bereits vorher auf Befehl des Zugführers, 
eines 21jährigen Leutnants, bis in Kniehöhe einen 
Graben durchwaten mußten. Als dem Zug dann be-
fohlen wurde, in den See zu gehen, zögerte ein 
herzkranker Soldat, den Befehl durchzuführen, 
worauf ihn der Leutnant ins Wasser schob und ihm 
dabei einen Stoß versetzte, so daß er hinfiel. 

Der Kompaniechef, dem der Zugführer am Tage 
darauf beiläufig von dem Vorfall erzählt hatte, be-
lehrte diesen eindringlich und verbot ihm, in Zu-
kunft derartige Befehle zu geben. Offensichtlich 
waren sich aber weder der Leutnant noch der Kom-
paniechef der Strafbarkeit solcher Befehle bewußt 
geworden. 

Der Kommandeur erfuhr von dem Vorgang erst 
durch die ihm vom Wehrbeauftragten zugeleitete 
Eingabe. Er löste den Zugführer ab und versetzte 
ihn in eine andere Kompanie. Außerdem wurde 
gegen den Leutnant Strafanzeige wegen Mißhand-
lung und Mißbrauchs der Befehlsgewalt erstattet. 
Die Staatsanwaltschaft hat gegen ihn wegen Ver-
gehen nach §§ 30, 31, 32 des Wehrstrafgesetzes und 
nach § 240 des Strafgesetzbuches Anklage erhoben. 
Ein Urteil ist noch nicht ergangen. Der Leutnant 
scheidet am 31. März 1960 nach Ablauf seiner drei-
jährigen Dienstzeitverpflichtung aus der Bundes-
wehr aus. 

Auf Grund dieses Vorfalles wurden die Unter-
offiziere und Offiziere des Bataillons über Rechte 
und Pflichten im Umgang mit Untergegebenen er-
neut eingehend belehrt. 
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4. Verletzung des Grundrechts der körperlichen 
Unversehrtheit; Mißhandlung 

Ein wehrpflichtiger Kanonier schilderte in seiner 
Eingabe an  den  Wehrbeauftragten folgenden Vor-
fall: 

Sein Batterieführer hatte beim Abmarsch nach 
dem Formaldienst befohlen, ein Lied zu singen. 
Wegen schlechten Singens gab er den Befehl: „Nach 
links weg, marsch, marsch, volle Deckung." Dann 
ließ er die Soldaten „robben". Da ihm danach das 
Antreten nicht schnell genug ging, wiederholte er 
diesen Befehl mehrfach. Einige Soldaten meldeten 
sich infolge Überanstrengung anschließend krank. 

Auf Grund der vom Wehrbeauftragten veranlaß-
ten Überprüfung wurde gegen den Batterieführer 
ein Strafverfahren eingeleitet. Das Landgericht ver-
urteilte ihn wegen Mißhandlung gemäß § 30 des 
Wehrstrafgesetzes zu vier Wochen Strafarrest mit 
einer Bewährungsfrist von zwei Jahren. Über das 
von dem Batterieführer eingelegte Rechtsmittel der 
Revision ist noch nicht entschieden. 

5. Verletzung des Grundrechts der körperlichen 
Unversehrtheit 

Durch die Eingabe der Mutter eines Pioniers 
wurde dem Wehrbeauftragten folgender Fall be-
kannt: 

Bei einem Gewöhnungssprengen erlitten 29 Sol-
daten einer Pionierkompagnie Trommelfellverlet-
zungen. Die Untersuchung ergab, daß der Zugführer, 
ein Feldwebel, als Leitender nicht die vorgeschrie-
benen Sicherheitsvorkehrungen getroffen hatte. Er 
hatte weder für die vorgeschriebene Deckung der 
Übenden gesorgt noch die Sprengladung in vorge-
schriebener Entfernung von mindestens fünf Metern 
von der Deckung zur Detonation bringen lassen. 

Der Feldwebel wurde durch amtsrichterlichen 
Strafbefehl wegen fahrlässiger Körperverletzung 
gemäß § 230 des Strafgesetzbuchs mit einem Monat 
Gefängnis bestraft; die Vollstreckung wurde für 
die Dauer von zwei Jahren zur Bewährung aus-
gesetzt. Außerdem hatte er eine Buße von 300 DM 
in monatlichen Raten von 50 DM an eine Wohl-
fahrtseinrichtung zu zahlen. 

6. Mißbrauch der Dienstgewalt 

Ein Gefreiter, der an einem Lehrgang für Reserve-
offizieranwärter teilnahm, beschwerte sich in einer 
Eingabe an den Wehrbeauftragten über die Ausbil-
dungsmethoden seines Lehrgangsleiters, eines Ober-
leutnants, und der diesem unterstellten Zugführer 
und Ausbilder. 

Der Wehrbeauftragte nahm die Eingabe zum An-
laß, persönlich an Ort und Stelle den verantwort-
lichen Vorgesetzten die Vorwürfe zur Kenntnis zu 
bringen. Die daraufhin durchgeführte Überprüfung 
des Vorfalles bestätigte die Beschwerde des Ein-
gebers in allen wesentlichen Punkten. 

Auf Befehl eines Zugführers mußte ein Lehrgangs-
teilnehmer vor der Front seiner Kameraden in un-
würdiger Form „volle Deckung" nehmen, weil er 
falsche Kommandos gegeben hatte. 

Auf dem Marsch zum Truppenübungsplatz gab 
das befohlene Singen gelegentlich zu Beanstandun-
gen Anlaß. Die Zugführer ahndeten diese Mängel 
mehrfach durch Befehle wie „volle Deckung" und 
„Gasalarm". Danach mußten die Lehrgangsteilneh-
mer ihre Ausbilder, die inzwischen weitermarschiert 
waren, im Laufschritt mit aufgesetzter Gasmaske 
einholen. 

Bei verschiedenen anderen Anlässen äußerten 
sich einige Zugführer in beleidigender Form gegen-
über den Lehrgangsteilnehmern oder ließen sich zu 
vorschriftswidriger Behandlung hinreißen. 

Diese Vorfälle sind dem Bataillons- und Regi-
mentskommandeur erst durch den Besuch des Wehr-
beauftragten bekanntgeworden. Der Divisionskom-
mandeur löste den Lehrgangsleiter ab und nahm 
von einer vorgesehenen Verwendung als Jugend-
offizier der Division Abstand. Er sprach ihm außer-
dem seine Mißbilligung über die Art der Anleitung 
und Erziehung seiner Ausbilder und über seine 
Handhabung der Dienstaufsicht aus. Die Zugführer 
erhielten eine Zurechtweisung und wurden versetzt. 
Von einer Bestrafung wurde lediglich im Hinblick 
auf die bisher einwandfreie Führung und gute Be-
urteilung des betreffenden Offiziers und der Zug-
führer abgesehen. Die übrigen Ausbilder wurden 
eingehend belehrt. 

7. Unbefugte Einschränkung des Rechts von Solda-
ten, außerhalb des Dienstes Zivilkleidung zu 
tragen 

Ein Unteroffizier beschwerte sich beim Wehr-
beauftragten, daß er im Foyer eines Konzertsaales 
von seinem Bataillonskommandeur im Beisein von 
anderen zivilen Konzertbesuchern laut zurecht-
gewiesen worden sei, weil er bürgerliche Kleidung 
trug. 

Die Überprüfung ergab, daß der gleichzeitig mit 
der Eingabe an den Wehrbeauftragten erhobenen 
Beschwerde nach der Wehrbeschwerdeordnung statt-
gegeben wurde. Der Bataillonskommandeur wurde 
eingehend belehrt. 

8. Mißbräuchliche Anordnung von Erziehungsmaß-
nahmen 

Nach einer Truppenbetreuungsfahrt waren nicht 
alle Teilnehmer zum Zapfenstreich in den Batterie-
bereich zurückgekehrt. Bei der Morgenparole kün-
digte der Batterieoffizier an, der Dienst werde sich 
in Zukunft so lange von 6 bis 22 Uhr täglich er-
strecken, bis sich derartige Vorfälle in der Batterie 
nicht mehr wiederholten. 

Ein Soldat, der an der Betreuungsfahrt nicht teil-
genommen hatte, faßte diese gegen die ganze Batte-
rie gerichtete Maßnahme als Kollektivstrafe auf und 
wandte sich deswegen beschwerdeführend an den 
Wehrbeauftragten. 

Auf dessen Anfrage räumte der Regimentskom-
mandeur in seiner Stellungnahme ein, daß diese 
kollektive Erziehungsmaßnahme, wenn sie auch 
nicht nur auf Grund des einen Vorfalles, sondern 
wegen länger andauernder nachlässiger Haltung 
der Batterie verhängt worden sei, nicht gebilligt 
werden könne. Er habe den Batteriechef und den 
Batterieoffizier entsprechend belehrt. 
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9. Unrichtiges Verhalten von Vorgesetzten 

Ein Rekrutenausbilder, Gefreiter und Unteroffi-
zieranwärter, führte in einer Eingabe an den Wehr-
beauftragten Beschwerde, sein Kompanieführer, ein 
Oberleutnant, brülle die Rekruten auf dem Schie3-
stand an, wenn sie eine Meldung in unrichtiger 
Form erstatteten. Die Soldaten seien dadurch so 
eingeschüchtert worden, daß ihre Schußleistungen 
entsprechend schlecht ausgefallen seien. Der Batail-
lonskommandeur erklärte in seiner Stellungnahme 
gegenüber dem Wehrbeauftragten die Beschwerde 
für begründet und berichtete, er habe den Offizier 
eingehend belehrt und ihm sein Mißfallen über sein 
Verhalten zum Ausdruck gebracht. 

10. Falsche Wahl von Erziehungsmitteln 

Der stellvertretende Kommandeur eines Feld-
artilleriebataillons überprüfte bei der Rekruten-
batterie des Bataillons an einem Freitag den Gruß 
der Rekruten. Hierbei stellte er fest, daß die Aus-
führung des Grußes bei drei Gruppen eines Zuges 
mangelhaft war. Um den betreffenden Soldaten Ge-
legenheit zu geben, das Grüßen zu üben, verbot er 
ihnen, über das Wochenende die Kaserne zu ver-
lassen. Darüber hinaus ließ er den Rekruten die vor-
läufigen Truppenausweise abnehmen. Den Ausbil-
dern versagte er den Nachturlaub. 

Der Vorfall wurde dem Wehrbeauftragten durch 
die Eingabe eines Ausbilders (Unteroffizier) be-
kannt. Der Divisionskommandeur, den der Wehr-
beauftragte um Uberprüfung der Angelegenheit bat, 
brachte in seiner Stellungnahme im Gegensatz zum 
Bataillonskommandeur zum Ausdruck, daß er clie 
Maßnahme des stellvertretenden Bataillonskomman-
deurs nicht für zulässig im Sinne des § 21 Abs. 1 
der Wehrdisziplinarordnung (erzieherische Maß-
nahmen) halte. Nach seiner Ansicht kam die Einzie-
hung der Truppenausweise praktisch einer Aus-
gangsbeschränkung (§ 14 der Wehrdisziplinarord-
nung) gleich, die jedoch nicht außerhalb einer Dys-
ziplinarstrafe verhängt werden durfte. Da es sich 
hier aber nur um einen Fehlgriff in der Wahl der 
Mittel handelte, ist statt einer disziplinaren Ahn-
dung eine eingehende Belehrung als ausreichend an-
gesehen worden. 

11. Überschreiten der Erziehungsbefugnisse 

Ein Sanitätssoldat führte Beschwerde, daß sein 
Kompaniefeldwebel sein Eßbesteck, das er ver-
sehentlich auf dem Tisch habe liegenlassen, zusam-
men mit seinen Halbschuhen und Socken, die sich 
zum Auslüften unter dem Bett befunden hatten, in 
den Mülleimer geworfen habe. Der Kompaniefeld-
webel suchte sein Verhalten damit zu rechtfertigen, 
die Unordnung der Soldaten und der daraus her-
rührende Verlust von dienstlich gelieferten Sachen 
erfordere drastische Maßnahmen. 

Der Divisionskommandeur sprach dem Kompanie-
feldwebel seine Mißbilligung aus. Alle Offiziere und 
Unteroffiziere der Division wurden anläßlich des 
Vorfalles eingehend über die vorschriftsmüßige Be-
handlung von Untergebenen belehrt. 

12. Verletzung der Grundsätze über die innere 
Führung 

Ein Staffelführer gestattete zwei Zivilpersonen 
sowie einem Soldaten einer fremden Einheit, aus 
einem Zug seiner Staffel, der in Linie zu drei Glie-
dern angetreten war, einen Unteroffizier ausfindig 
zu machen, der im Verdacht stand, an einer Wirts-
hausschlägerei beteiligt gewesen zu sein. 

Ein Unteroffizier des betroffenen Zuges fühlte sich 
durch diese Maßnahme in seiner Menschenwürde 
verletzt und erhob Beschwerde nach der Wehr-
beschwerdeordnung, die jedoch zurückgewiesen 
wurde. Daraufhin wandte sich der Unteroffizier an 
den Wehrbeauftragten. Der Bundesminister für Ver-
teidigung schloß sich der Auffassung des Wehrbe-
auftragten an, daß der Befehl an einen angetretenen 
Zug, sich in dieser Form einer Gegenüberstellung 
auszusetzen, im Sinne einer richtig verstandenen 
inneren Führung zumindest einer klärenden Begrün-
dung bedurft hätte. Der Bundesminister für Vertei-
digung veranlaßte eine entsprechende Belehrung des 
Staffelführers. 

13. Mangel an politischer Bildung 
Durch ein Mitglied des Bundestages wurde dem 

Wehrbeauftragten folgender Fall zur Kenntnis ge-
bracht: 

Ein 22jähriger Leutnant war von seiner Einheit 
versetzt worden, weil er sich in seiner Eigenschaft 
als Rekruten-Offizier mehrfach gegenüber den 
Wehrpflichtigen im Ton vergriffen hatte. Bei der 
neuen Einheit äußerte er sich vor Unteroffizieren 
über den Versetzungsgrund etwa mit folgenden Wor-
ten: „Wenn ich wegen dieser beiden uniformierten 
Zivilisten (gemeint waren Rekruten seiner früheren 
Einheit) meine Uniform hätte ausziehen müssen, 
wäre ich in eine andere Armee gegangen. Ich kann 
überall Soldat werden. Die Bundeswehr muß dann 
aber auf mich verzichten. Ich möchte eines Tages 
General sein, dann würde ich den Bundestag za-
sammenstauchen." Bei einem Unterricht durch den 
Rechtsberater der Division über Partisanenbehand-
lung im Kriegsfall sagte derselbe Leutnant vor den 
Lehrgangsteilnehmern entgegen den Ausführungen 
des Rechtsberaters, er würde jeden Partisanen er-
schießen, auch wenn dieser als Kombattant gekenn-
zeichnet sei. Trotz der Einwände des Rechtsberaters 
beharrte der Leutnant vor dem Lehrgang auf seiner 
Meinung.  

Der Bundesminister für Verteidigung teilte in 
seiner Stellungnahme mit, der Leutnant sei wegen 
seiner Äußerungen von seinen Vorgesetzten zu-
rechtgewiesen und verwarnt worden. Die Äuße-
rungen seien ein Beweis dafür, daß der Leutnant die 
Pflichten und Aufgaben eines Offiziers in unserem 
demokratischen Staat noch nicht begriffen habe. Der 
Leutnant sei als Zugführer in ein Bataillon ver-
setzt worden, in dem die Persönlichkeiten des Kom-
mandeurs und des Kompaniechefs die Gewähr für 
seine Erziehung zu menschlicher und politischer 
Reife bieten. 

14. Menschenführung 
Ein achtzehnjähriger Gefreiter der Luftwaffe, der 

mit siebzehn Jahren freiwillig zur Bundeswehr ge- 
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gangen war, hatte einen Selbstmordversuch unter-
nommen. Seinem Vater gegenüber, der sich an den 
Wehrbeauftragten wandte, hatte er in einem Ab-
schiedsbrief dienstliche Gründe für seine Tat ge-
nannt. Eine Versetzung des Soldaten erschien aus 
psychologischen Gründen erforderlich, weil der Sol-
dat offenbar Schwierigkeiten hatte, sich in seiner 
dienstlichen Umgebung zurechtzufinden und . den 
notwendigen menschlichen Kontakt in seiner Staffel 
zu bekommen. 

Die Truppe wehrte sich gegen eine Versetzung. 
Als Begründung führte sie an, der Soldat habe den 
Selbstmordversuch nur unternommen, um eine ihm 
aus dienstlichen Gründen verwehrte Versetzung zu 
erzwingen. 

Der Wehrbeauftragte legte nach eingehender 
Prüfung des Falles der Stammdienststelle der Luft-
waffe dar, daß eine Versetzung angebracht er-
scheine. Die Stammdienststelle stimmte dem Vor-
schlag des Wehrbeauftragten zu und versetzte den 
Soldaten in die Nähe des Wohnsitzes seiner Eltern. 

Eignungsgemäße Verwendung 

Ein Freiwilliger, der auf seinen besonderen 
Wunsch zur Panzertruppe eingezogen worden war 
und dort mit großem Eifer seinen Dienst versehen 
hatte, wurde gegen seinen Willen zu einem Ver-
sorgungsbataillon versetzt. In einer Eingabe an den 
Wehrbeauftragten bat der Soldat, seine Rückver-
setzung zur Panzertruppe zu unterstützen, da er bei 
der Versorgungseinheit keine Aufgabe erhalten 
könne, die seinen soldatischen Neigungen ent-
spreche. Er sei zwar zum Gefreiten befördert wor-
den, wisse aber nicht, womit er dies verdient habe. 

Die Stammdienststelle des Heeres erklärte sich 
auf die Eingabe hin bereit, den Soldaten zur Panzer-
truppe zurückzuversetzen. 

15. Herabsetzung von Verpflichtungszeit 

Ein Gefreiter (Unteroffizieranwärter) der Luft-
waffe hatte sich mit dem Wunsch, Flugzeugführer 
zu werden, von drei auf acht Jahre weiterverpflich-
tet. Bei einer späteren eingehenden ärztlichen 
Untersuchung wurde er fliegeruntauglich geschrie-
ben. Darauf reichte er ein Gesuch auf „Rückver-
pflichtung" (d. h. Herabsetzung der Verpflichtungs-
zeit von acht wieder auf drei Jahre) ein. Da über 
das Gesuch infolge grundsätzlicher Bedenken bereits 
längere Zeit nicht entschieden war, wandte er sich 
an den Wehrbeauftragten. Die Stammdienststelle 
setzte daraufhin nach nochmaliger eingehender Prü-
fung die Verpflichtungszeit von acht auf drei Jahre 
herab, weil das Ziel, das für die Verpflichtung auf 
acht Dienstjahre ausschlaggebend gewesen war, 
ohne Verschulden des Soldaten unerreichbar gewor-
den war. 

16. Fürsorgepflicht des Dienstherren 

Ein auf vier Jahre verpflichteter Obergefreiter 
wandte sich in einer Eingabe an den Wehrbeauf-
tragten gegen die beabsichtigte vorzeitige Entlas-
sung wegen Dienstuntauglichkeit. Ihm war beim 
Geschützdienst ein Fuß überrollt worden, so daß er 
zweimal hatte operiert werden müssen. Er bat, 

weiterhin im Dienst verbleiben zu dürfen, um gegen 
Ende seiner Dienstzeit die Bundeswehrfachschule 
besuchen und sich dadurch den Übergang ins 
Zivilleben erleichtern zu können. 

Der Bundesminister für Verteidigung entschied 
auf die Eingabe hin, daß der Soldat bis zur Be-
endigung seiner vierjährigen Dienstzeit unter Ver-
wendung im Innendienst bei der Bundeswehr blei-
ben könne. 

17. Unrichtige Beurteilung 

Gegen einen Gefreiten (Offizieranwärter) war aus 
verschiedenen Gründen, aber vor allem auf Grund 
einer Beurteilung durch einen sehr jungen Lehr-
gangsleiter, die Entlassung gemäß § 55 Abs. 4 des 
Soldatengesetzes beantragt worden. Der Offizieran-
wärter wandte sich hiergegen in einer Eingabe an 
den Wehrbeauftragten. Die Eingabe und eine Vor-
sprache seines Vaters ergaben den Eindruck, daß 
eine lange Krankheit des Soldaten und die dadurch 
versäumte Ausbildung bei der Beurteilung keine 
genügende Berücksichtigung gefunden hatten. 

Auf Grund der vom Wehrbeauftragten erbetenen 
erneuten Überprüfung des Falles wurde von der 
Entlassung abgesehen; der Offizieranwärter erhielt 
durch Versetzung zu einem anderen Truppenteil 
Gelegenheit, seine Eignung zu beweisen. 

18. Aufhebung einer Entlassungsverfügung 

Ein Unteroffizier bat den Wehrbeauftragten um 
Unterstützung seiner Beschwerde gegen die frist-
lose Entlassung aus der Bundeswehr, da die als Ent-
lassungsgrund angegebenen Strafen seiner Meinung 
nach eine so schwerwiegende Maßnahme nicht 
rechtfertigten. 

Der Wehrbeauftragte informierte sich über das 
anhängige Beschwerdeverfahren und stellte dabei 
fest, daß der Unteroffizier zuletzt wegen einer Zap-
fenstreichüberschreitung von zehn Minuten mit sie-
ben Tagen Arrest — die Strafe war allerdings nur 
im Blick auf frühere Bestrafungen so hoch bemes-
sen worden — bestraft worden war. Der Komman-
dierende General hob unter Würdigung des gesam-
ten Falles die Entlassungsverfügung auf und gab 
damit der Beschwerde statt. 

19. Fürsorgepflicht des Dienstherrn 

Aus der Eingabe eines Freiwilligen, der im 
August 1944 als Fünfzehnjähriger zum Kriegsdienst 
eingesetzt und am 1. August 1957 in die Bundes-
wehr eingestellt worden war, ging hervor, daß er erst 
nach einer Dienstzeit von 15 Monaten zum Gefrei-
ten befördert worden war. Er schrieb, er habe seine 
Beförderungssorgen schon des öfteren seinem näch-
sten Disziplinarvorgesetzten vorgetragen, dabei 
aber den Eindruck gehabt, kein Gehör gefunden zu 
haben. 

Die durch den Wehrbeauftragten veranlaßte Nach-
prüfung ergab, daß es sich um einen besonders zu-
verlässigen Soldaten handelte. Seine Beförderung 
war offensichtlich durch eine Versetzung und durch 
den Wechsel von Vorgesetzten verzögert worden. 
Er wurde nunmehr unverzüglich mit einer Rückwir-
kung von zwei Monaten zum Unteroffizier beför- 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 	Drucksache 1796 

dert. Der Bundesminister für Verteidigung nahm 
den Fall zum Anlaß, die personalbearbeitenden Stel-
len in einem Rundschreiben auf ihre Fürsorgepflicht 
und die Einhaltung der für die Beförderung von Un-
teroffizieren und Mannschaften ergangenen Bestim-
mungen und Richtlinien hinzuweisen. 

21. Eignungsgerechte Verwendung 

Ein Unteroffizier der Luftwaffe, der sich für eine 
Verwendung beim technischen Personal zur Bun-
deswehr gemeldet hatte, beklagte sich darüber, daß 
seine mehrfachen Bemühungen, in eine technische 
Laufbahn zu kommen, nicht berücksichtigt würden. 
Vielmehr werde er dauernd als Ausbilder einge-
setzt. Der Unteroffizier hatte sich für eine sechs-
jährige Dienstzeit verpflichtet, mit der begründeten 
Aussicht, im Rahmen einer technischen Verwendung 
Kenntnisse zu erwerben, die ihm später ein besse-
res Fortkommen im erlernten Beruf als Elektriker 
ermöglichen würden. Er wies nunmehr darauf hin, 
daß die Verwendung als Ausbilder nicht seinem 
Ziel, die technische Laufbahn einzuschlagen, ent-
spreche. 

Die Stammdienststelle der Luftwaffe versetzte auf 
Grund der Eingabe den Unteroffizier zu einer an-
deren Einheit, wo er seinem Wunsche entsprechend 
als Flugzeugelektriker verwendet wird. 

22. Fürsorge des Dienstherrn 

Ein Soldat. auf Zeit (Luftwaffe) war auf Grund 
des Eignungstestes als Anwärter für die Tätigkeit 
eines Bordfeuerleitmechanikers eingesetzt worden. 
Nachdem er neun Monate vergeblich auf seine Kom-
mandierung zu einem Elektronikgrundlehrgang ge-
wartet hatte, wandte er sich an den Wehrbeauftrag-
ten und beklagte sich darüber, daß sich niemand 
mehr für ihn verantwortlich fühle, während andere 
Kameraden, die mit ihm eingetreten waren, sich 
schon längst in der Spezialausbildung befänden. 

Die Stammdienststelle der Luftwaffe überprüfte 
den Fall und veranlaßte die Kommandierung des 
Soldaten zu einem entsprechenden Lehrgang. In der 
Stellungnahme wurde zum Ausdruck gebracht, daß 
die Einheit, die ein Verschulden an diesem Ver-
säumnis treffe, nachdrücklich auf die Notwendig-
keit der fachlichen Ausbildung besonders qualifi-
zierten Personals hingewiesen worden sei. 

23. Unrichtige Beurteilung 

Ein fünfzigjähriger Hauptfeldwebel wandte sich 
in einer Eingabe dagegen, daß er nach Teilnahme 
an dem Stabsfeldwebellehrgang Teil I die Note 
„nicht ausreichend" erhalten habe, obwohl ihm der 
Hörsaalleiter versichert habe, er sei mit seinen Lei-
stungen zufrieden gewesen; die Beurteilung sei auf 
eine Äußerung zurückzuführen, die er vor zwei 
Jahren in betrunkenem Zustand gemacht habe und 
die mit einer zur Bewährung ausgesetzten Gefäng-
nisstrafe geahndet worden sei. 

Nach einer Überprüfung durch das Truppenamt 
wurde die erste Lehrgangsbescheinigung eingezo-
gen und festgestellt, daß der Hauptfeldwebel mit 
Erfolg am Lehrgang teilgenommen habe und für 

einen Besuch des Stabsfeldwebellehrganges Teil II 
geeignet sei. 

24. Dienstliche Rücksichtnahme auf Schwerbeschädigte 

Ein neununddreißigjähriger Stabsunteroffizier, 
Schwerkriegsbeschädigter mit einer Erwerbsminde-
rung von 50 v. H., führte in einer Eingabe darüber 
Klage, daß bei einem Feldwebellehrgang, den er 
nicht bestanden hatte, die Tatsache nicht berücksich-
tigt worden sei, daß er als Schwerbeschädigter nicht 
allen Anforderungen gewachsen sein könne, die an 
völlig Gesunde gestellt würden. 

Die durch den Wehrbeauftragten veranlaßte und 
durch die Inspektion für Erziehungs- und Bildungs-
wesen im Heer durchgeführte Untersuchung ergab, 
daß die vom Einsender vorgelegten Prüfungsarbei-
ten als ausreichend bezeichnet wurden. Da er bei 
einer zusätzlich angesetzten Überprüfung im Ge-
ländedienst ebenfalls ausreichende Leistungen 
zeigte, wurde der Lehrgang als bestanden aner-
kannt. 

25. Beachtung der Grundsätze über die innere Füh-
rung 

Ein Angehöriger der Marine beschwerte sich in 
einer Eingabe an den Wehrbeauftragten, daß der 
Kommandeur das Radiohören auf den Mannschafts-
stuben verboten habe. Der Kommandeur begründete 
diese Maßnahme damit, daß während der kurzen 
Grundausbildung den Rekruten nach dem Tages-
dienst Ruhe und Besinnung ermöglicht werden müß-
ten. 

Da der Wehrbeauftragte das Grundrecht der 
freien Meinungsäußerung berührt sah, erbat er eine 
grundsätzliche Stellungnahme des Bundesministers 
für Verteidigung. Dieser hat — nicht zuletzt im 
Interesse der staatsbürgerlichen Bildung der jun-
gen Soldaten — in einem Erlaß das Aufstellen pri-
vater Rundfunkgeräte in den Stuben der Kasernen 
ausdrücklich gebilligt. Er hat dabei darauf hinge-
wiesen, daß es nicht statthaft sei, das Radiohören 
auf den Stuben generell zu verbieten; ob und wel-
che Sendungen gehört würden, habe sich nach dem 
allgemeinen Interesse der Stubengemeinschaft zu 
richten. 

26. Fürsorge des Dienstherrn 

Der Kommandeur eines Instandsetzungsbataillons 
setzte den Wehrbeauftragten davon in Kenntnis, 
daß in seinem Kasernenbereich keine Dusch- und 
Badegelegenheiten angelegt seien, und bat um 
Überprüfung. Nach seiner Schilderung standen für 
ein ganzes Stockwerk lediglich fünf Wasserhähne 
zur Verfügung. Eine Einrichtung für Warmwasser 
sei nicht vorhanden. Die unzureichenden Waschan-
lagen mußten sich bei dieser Einheit, die durch die 
Eigenart ihres Dienstes besonders guter Säube-
rungsmöglichkeiten bedurfte, besonders nachteilig 
auswirken. 

Der Bundesminister für Verteidigung veranlaßte 
auf die Bitte des Wehrbeauftragten eine Überprü-
fung der hygienischen Verhältnisse in der Unter-
kunft und stellte baldige Abhilfe in Aussicht. 
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27. Respektierung des Persönlichkeitsrechts 

Ein Soldat der Luftwaffe beklagte sich in einer 
Eingabe darüber, daß der Truppenarzt seiner Ein-
heit im Beisein anderer Patienten die Soldaten nach 
ihren Beschwerden befragte. Der Inspekteur des 
Sanitätswesens nahm den ihm vom Wehrbeauftrag-
ten zugeleiteten Vorgang zum Anlaß, in den fach-
dienstlichen Anweisungen für das Sanitäts- und Ge-
sundheitswesen allen Truppenärzten nochmals vor-
zuschreiben, Befragungen von Patienten in Gegen-
wart anderer nach Möglichkeit zu vermeiden und 
durch Anschlag in jedem Sanitätsbereich besonders 
auf das Recht des Soldaten hinzuweisen, den Trup-
penarzt auf Wunsch allein zu sprechen. 

28. Verpflegungsmängel im Standort 

In mehreren Eingaben an den Wehrbeauftragten 
beschwerten sich Soldaten über die Qualität und Zu-
bereitung der Verpflegung bei ihrer Einheit. 

Im Rahmen der Überprüfung, die daraufhin einge-
leitet wurde, bestätigten Zeugen, daß teilweise min-
derwertige Wurst geliefert worden, das Essen ge-
schmacklos und unsauber zubereitet sei und daher 
bei den Soldaten bereits eine allgemeine Unzufrie-
denheit herrschte. 

Nach den getroffenen Feststellungen waren die 
Mängel in erster Linie auf Mangel an zivilem Kü-
chenpersonal zurückzuführen. Außerdem waren ver-
schiedene Küchengeräte nicht in Ordnung. Auf An-
ordnung des Bundesministers für Verteidigung 
wurde durch die Wehrbereichsverwaltung den be-
rechtigten Beanstandungen abgeholfen. 

29. Verpflegungsmängel während eines Manövers 

Bei der Überprüfung einer Eingabe, in der sich 
ein Soldat beim Wehrbeauftragten über die Ver-
pflegung während einer Übung beschwerte, wurde 
festgestellt, daß auch andere an der Übung beteiligte 
Soldaten über die abwechslungslose und schlecht 
zubereitete Kost geklagt hatten. Auf Grund des Er-
gebnisses der Überprüfung veranlaßte die zustän-
dige Wehrbereichsverwaltung die Abstellung der 
berechtigterweise beanstandeten Mängel. 

30. Liederauswahl 

Ein Mitglied des Bundestages nachte den Wehr-
beauftragten darauf aufmerksam, daß in einer Fall-
schirmjägereinheit das Lied der „Legion Condor" 
gesungen würde. Wie die Überprüfung ergab, hatte 
der betreffenden Einheit offensichtlich die Einsicht 
gefehlt, daß ein derartiges Lied nicht nur nach sei-
nem Inhalt, sondern auch im Rückblick auf die poli-
tischen Vorgänge und Hintergründe, unter denen es 
seinerzeit entstand und gesungen wurde, für die 
Bundeswehr untragbar ist. 

Der Bundesminister für Verteidigung hat das 
Singen dieses Liedes in der Bundeswehr verboten. 

Da sich bei einigen anderen Liedern ähnliche Be-
denken ergaben, hat der Generalinspekteur der 
Bundeswehr in einer Information für die Komman-
deure zum Singen und zur Liederauswahl in der 
Bundeswehr Stellung genommen und dafür Richt-
linien gegeben. 

31. Versetzung bei Härtefall 

Ein in Süddeutschland stationierter Soldat auf 
Zeit beantragte seine Versetzung nach Norddeutsch-
land, um seine dort wohnende blinde Verlobte zu 
heiraten. Die Versetzung wurde aus dienstlichen 
Gründen abgelehnt. 

Auf Grund einer Eingabe an den Wehrbeauftrag-
ten wurde dem Gesuch jedoch stattgegeben, um die 
in der Ablehnung liegende Härte zu vermeiden. 

32. Versetzung bei Härtefall 

Die kranke Mutter eines Wehrpflichtigen bat den 
Wehrbeauftragten um Unterstützung, nachdem das 
Versetzungsgesuch ihres einzigen Sohnes aus grund-
sätzlichen Erwägungen — keine Versetzung von 
Wehrpflichtigen — abgelehnt worden war. Nach-
dem der Wehrbeauftragte auf die besonders ge-
lagerten Familienverhältnisse in diesem Falle — 
Krankheit der Mutter, Scheidung der Eltern, Sohn 
einzige Stütze der Mutter — hingewiesen hatte, 
wurde die Versetzung durchgeführt. 

33. Unkorrekte Bearbeitung von Personalsachen 

Ein Gefreiter hatte seine Versetzung in die Nähe 
des Wohnortes seiner Mutter beantragt, da diese 
alleinstehend und hilfsbedürftig sei. In seiner Ein-
gabe an den Wehrbeauftragten beklagte er sich 
darüber, daß sein Versetzungsgesuch nicht bearbei-
tet und er im Gegensatz zu seinem geäußerten 
Wunsch noch weiter von dem Wohnsitz seiner Mut-
ter wegversetzt worden sei. 

Im Verlauf der durch den Wehrbeauftragten ver-
anlaßten Überprüfung wurde festgestellt, daß das 
Versetzungsgesuch nicht an die personalbearbei-
tende Stelle weitergeleitet worden war. Vielmehr 
war der Soldat bereits für eine Versetzung im Rah-
men einer Neuaufstellung gemeldet worden. Die 
Division bestätigte, daß der Einheitsführer, indem 
er die Weiterleitung unterließ, nicht bestimmungs-
gemäß gehandelt hat; er ist deshalb gerügt worden. 

34. Versetzung bei Härtefall 

Eine Kriegerwitwe hatte für das Versetzungs-
gesuch ihres einzigen Sohnes, der in einem ca. 
700 km entfernten Standort Dienst tat, ein ärztliches 
Zeugnis über ihre Hilfsbedürftigkeit beigebracht. 
Trotzdem wurde das Versetzungsgesuch abgelehnt. 

Die Stammdienststelle des Heeres überprüfte auf 
Grund der ihr vom Wehrbeauftragten zugeleiteten 
Eingabe nochmals die Angelegenheit und verfügte 
die Versetzung des Soldaten in die Nähe des Wohn-
sitzes seiner Mutter. 

35. Schulschwierigkeiten bei Versetzung des Fami-
lienvaters 

Ein Feldwebel (Berufssoldat) war Anfang 1957 
nach Württemberg versetzt worden und erhielt dort 
im Juli 1958 eine Wohnung, so daß die Familie des 
Feldwebels von Bayern aus umziehen konnte. Der 
siebenjährige Sohn war in Bayern für den Herbst 
zum Schulanfang gemeldet worden. In Württemberg 
konnte er hingegen erst Ostern eingeschult werden. 
Der Sohn war inzwischen acht Jahre alt geworden. 
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Sein Vater wurde trotz des Umzuges der Familie 
bereits im Juli 1959 nach Bayern zurückversetzt. 
Bei einem erneuten Umzug der Familie nach Bay-
ern hätte der Junge wegen des unterschiedlichen 
Schulbeginns wiederum ein halbes Jahr verloren, 
von den Umschulungsschwierigkeiten ganz zu 
schweigen. Das Gesuch des Feldwebels um Rück-
versetzung nach Württemberg wurde von seiner 
Einheit nicht befürwortet. Er wandte sich daraufhin 
an den Wehrbeauftragten. 

Die Zuleitung seiner Eingabe an den Bundes-
minister für Verteidigung veranlaßte diesen anzu-
ordnen, daß der Feldwebel wieder nach Württem-
berg zu versetzen sei. 

36. Härtefall auf Grund bürokratischer Entschei-
dungen 

Ein Feldwebel wehrte sich gegen die Erteilung 
einer Umzugsanordnung, die acht Monate vor sei-
nem Ausscheiden aus der Bundeswehr ausgespro-
chen war. Ein Wegzug von seinem bisherigen 
Wohnort hätte für seinen weiteren persönlichen 
und beruflichen Weg nach der Entlassung eine er-
hebliche Belastung dargestellt. Die zuständige 
Dienststelle bestand jedoch auf der Durchführung 
der Umzugsanordnung, weil die Umzugskosten 
niedriger seien als die andernfalls noch zu zahlende 
Trennungsentschädigung. 

Der Bundesminister für Verteidigung, dem der 
Wehrbeauftragte den Vorgang zuleitete, hob in An-
betracht der bevorstehenden Entlassung die Um-
zugsanordnung auf. 

37. Verweigerung eines Studienurlaubs 

Ein Leutnant hatte vor Eintritt in die Bundeswehr 
acht Semester an einer Technischen Hochschule stu-
diert und wollte zur Beendigung seines Studiums 
für die Dauer von zwei Semestern von der Bundes-
wehr beurlaubt werden. Sein dementsprechendes 
Gesuch war abgelehnt worden. 

Nach Bekanntgabe des Falles durch den Wehr-
beauftragten erklärte sich der Bundesminister für 
Verteidigung damit einverstanden, dem Leutnant 
den beantragten Sonderurlaub zu genehmigen und 
bis zur Dauer von sechs Monaten die Weiterzah-
lung der halben Dienstbezüge zu gewähren. 

38. Herabsetzung der Dienstzeit bei mangelnder 
Eignung zum Reserveoffizier 

Ein Abiturient verpflichtete sich zum verlänger-
ten Grundwehrdienst von achtzehn Monaten in der 
Marine in der Hoffnung, Reserveoffizier werden zu 
können. Als sich seine mangelnde Eignung heraus-
stellte, bemühte er sich — zunächst vergeblich — 
um  die Herabsetzung seiner Dienstzeit auf zwölf 
Monate. 

Auf Grund seiner an den Wehrbeauftragten ge-
richteten Eingabe erklärte sich die Stammdienst-
stelle der Marine mit der Entlassung nach zwölf-
monatigem Grundwehrdienst einverstanden. Sie ge-
stand zu, man könne unterstellen, daß Abiturienten 
die Verpflichtung zum verlängerten Grundwehr-
dienst nur in der Erwartung eingingen, Reserveoffi-
zier zu werden; wenn sie dieses Ziel nicht erreichen 

könnten, bedeute ein Verbleiben im Dienst im Hin-
blick auf ihre beabsichtigte Berufsausbildung eine 
besondere Härte. 

39. Entlassung bei Härtefall 

Der Antrag eines Gefreiten auf Verkürzung sei-
ner sechsjährigen Dienstverpflichtung bzw. auf vor-
zeitige Entlassung war von der zuständigen Stelle 
wiederholt abgelehnt worden. Zur Begründung sei-
nes Gesuches hatte der Gefreite angegeben, daß 
seine Eltern (Vertriebene) nach Kanada auswandern 
und er sich ihnen anschließen wolle, zumal er in 
dem Unternehmen seines Bruders in Kanada eine 
dauernde Existenzgrundlage finden könne. 

Der Wehrbeauftragte nahm sich der Sache an. 
Kurz vor dem Termin für die geplante Ausreise 
wurde in Anerkennung der besonders gelagerten 
Verhältnisse die Entlassung des Gefreiten aus der 
Bundeswehr genehmigt. 

Die bisher an den Wehrbeauftragten herangetra-
genen Eingaben und Beschwerden zeigen, daß die 
Zahl der ernsten Fälle, in denen die Grundrechte 
der Soldaten oder die Grundsätze über die innere 
Führung verletzt sind, insbesondere von Fällen vor-
schriftswidriger oder menschenunwürdiger Behand-
lung von Untergebenen, Mißbrauch der Dienstge-
walt, Schikanen usw., verhältnismäßig gering ist. 

Dies könnte als ein Zeichen dafür gewertet wer-
den oder zu der Annahme verleiten, daß die Grund-
sätze über die innere Führung in der Bundeswehr 
bereits weitgehend verwirklicht sind. Eine solche 
Schlußfolgerung aus den vorliegenden Eingaben 
wäre aber verfrüht. 

Die Eingaben vermitteln dem Wehrbeauftragten 
vielmehr nur einen Überblick in begrenztem Bereich. 

Die Unterschiede in dem inneren Gefüge der ein-
zelnen Truppenverbände, das zur Zeit noch weit-
gehend von der Persönlichkeit der Kommandeure 
und Kompaniechefs bestimmt wird, lassen ein allge-
meingültiges Urteil noch nicht zu. Darüber hinaus 
ist die Institution des Wehrbeauftragten noch so 
neu und in ihrer Wirksamkeit noch so wenig be-
kannt, daß bisher noch nicht die Gewähr dafür ge-
geben ist, daß die Soldaten von dem ihnen gesetz-
lich gegebenen Eingaberecht bei allen berechtigten 
Beschwerden, denen auf dem Dienstwege nicht ab-
geholfen ist, Gebrauch machen. Es muß vielmehr 
davon ausgegangen werden, daß die Soldaten bis 
zu einem gewissen Grade sich auch an den Wehr-
beauftragten nicht ohne Bedenken wenden, zumal 
die Überprüfung ihrer Eingaben und Beschwerden 
in der Regel durch ihren Truppenvorgesetzten er-
folgen muß. Dieser Eindruck wird dadurch bestä-
tigt, daß vielfach Beschwerden von wehrpflichtigen 
Soldaten über Verletzung der Grundsätze über die 
innere Führung erst kurz vor Beendigung ihrer 
Dienstzeit beim Wehrbeauftragten eingehen. Diese 
Erkenntnis macht deutlich, daß dem inneren Ge-
füge der Truppe unabhängig von den Beschwerden 
eingehende Beobachtung zu widmen ist. Damit wird 
die Bedeutung der Befugnis des Wehrbeauftrag-
ten unterstrichen, sich jederzeit durch eigene Be- 
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obachtung und im persönlichen Gespräch mit den 
Soldaten einen unmittelbaren Eindruck von der Be-
achtung der Grundsätze über die innere Führung in 
der Truppe zu verschaffen. 

Nach den bisherigen Erfahrungen werden aber 
doch viele Mißverständnisse oder Mißstände den 
zuständigen Vorgesetzten erst durch die an den 
Wehrbeauftragten gerichteten Eingaben bekannt. 
Auf diese Weise haben Kommandeure und Einheits-
führer Gelegenheit, für eine Abstellung der festge-
stellten Mängel Sorge zu tragen. Eine Übersicht über 
die positive oder negative Erledigung der durch den 
Wehrbeauftragten weitergeleiteten Eingaben zeigt, 
daß etwa 50 v. H. der Eingaben eine positive Erledi-
gong gefunden haben (siehe Anlage 2 Abschnitt C I.). 

Nur vereinzelt haben sich anfänglich bei den 
Truppenvorgesetzten gewisse Vorbehalte gegen die 
Institution und das Einschalten des Wehrbeauftrag-
ten gezeigt. Es ist verständlich, daß sich eine ver-
trauensvolle Zusammenarbeit erst allmählich ent-
wickeln kann. Die hier und da geäußerten Beden-
ken, daß sich das Einschalten des Wehrbeauftragten 
störend auf das Vertrauensverhältnis zwischen Vor-
gesetzten und Untergebenen auswirken könnte, dürf-
ten nicht aufrechtzuerhalten sein. Es kann sich 
vielmehr nur günstig auswirken, wenn der Vorge-
setzte in die Lage versetzt wird, ihm durch den 
Wehrbeauftragten bekanntgewordene Mißstände 
abzustellen und ein etwa gestörtes Vertrauensver-
hältnis in seiner Einheit wiederherzustellen. 

Einzelne Vorgesetzte hatten anfänglich versucht, 
das dem Soldaten gesetzlich zugestandene Recht der 
unmittelbaren Eingabe an den Wehrbeauftragten 
einzuschränken, zum Beispiel durch den Hinweis an 
die Untergebenen, daß eine Eingabe an den Wehr-
beauftragten nur nach vorheriger Beschwerde nach 
der Wehrbeschwerdeordnung oder nach Beratung 
mit ihren Vorgesetzten angängig sei, oder daß der 
Vorgesetzte den Soldaten, der sich an den Wehr-
beauftragten statt an ihn wende, als charakterlich 
nicht einwandfrei ansehen müsse. Solche rechts-
widrigen Einwirkungen sind mit aller Deutlichkeit 
unterbunden worden. 

Klagen von Soldaten, daß sie auf Grund von Ein-
gaben an den Wehrbeauftragten entgegen der ge-
setzlichen Bestimmung des § 7 des Gesetzes über den 
Wehrbeauftragten Nachteile erfahren hätten oder zu-
mindest unfreundlich behandelt worden seien, haben 
bei näherer Prüfung nur in wenigen Fällen Anlaß zu 
Belehrungen oder entsprechenden Maßnahmen ge-
geben. Es bleibt sicherlich eine besondere Pflicht 
des Wehrbeauftragten, darüber zu wachen, daß die 
Bestimmung des § 7 Satz 2 des Gesetzes, die den 
Eingeber vor Nachteilen schützen soll, in der Truppe 
sorgsam beachtet wird. 

Allgemein sind die Eingaben der Soldaten fast 
durchweg in einem sachlichen Ton gehalten. Die 
vorgebrachten Anliegen entbehren aus der Sicht des 
einzelnen in der Mehrzahl nicht der Berechtigung, 
auch wenn ihnen aus zwingenden dienstlichen Grün-
den oft nicht entsprochen werden kann. Briefe von 
Querulanten sind bisher äußerst selten. 

Nur wenige Soldaten haben bisher die Bitte ge-
äußert, bei der Weitergabe und Überprüfung ihrer 

Beschwerden ihren Namen nicht zu nennen. Der 
Wehrbeauftragte hat daher auch nur in wenigen 
Fällen von dem ihm in § 9 des Gesetzes über den 
Wehrbeauftragten gegebenen Ermessen Gebrauch 
gemacht, von der Nennung des Namens des Be-
schwerdeführers abzusehen. In besonderen Fällen, 
in denen der Eingeber lediglich Sachverhalte mitge-
teilt hatte, die nicht seine Person betrafen und un-
schwer ohne Nennung des Beschwerdeführers nach-
prüfbar waren, ist der Name des Einsenders auch 
zurückgehalten worden, ohne daß er darum gebeten 
hatte. 

Zusammenfassend kann demnach festgestellt wer-
den, daß das den Soldaten gesetzlich gewährte Ein-
gaberecht an den Wehrbeauftragten in Anspruch 
genommen wird, ohne daß bisher ein Mißbrauch 
dieses freiheitlich demokratischen Rechts des Staats-
bürgers in Uniform erkennbar geworden ist. 

H. Wehrbeschwerdeordnung 

Der Wehrbeschwerdeordnung kommt im Zusam

-

menhang mit den Eingaben und Beschwerden an 
den Wehrbeauftragten eine besondere Bedeutung 
zu. Sie regelt den Weg, auf dem der Soldat dienst-
lich sein Recht suchen kann, „wenn er glaubt, von 
Vorgesetzten oder von Dienststellen der Bundes-
wehr unrichtig behandelt oder durch pflichtwidriges 
Verhalten von Kameraden verletzt zu sein". 

Die Wehrbeschwerdeordnung vom 23. Dezember 
1956 (BGBl. I S. 1066) ist seit dem 30. Dezember 
1956 in Kraft. Sie findet nicht nur Anwendung bei 
truppendienstlichen Beschwerden, sondern — ge-
mäß § 30 der Wehrdisziplinarordnung mit ge-
wissen Abweichungen auch bei Beschwerden gegen 
Disziplinarstrafen. 

Das Bemühen. dem Soldaten ein möglichst voll-
kommenes System von Beschwerdemöglichkeiten an 
die Hand zu geben, hat zu einem ziemlich kompli-
zierten Beschwerdeweg geführt. Es gibt — ohne Be-
rücksichtigung der Beschwerdemöglichkeit beim 
Wehrbeauftragten -- nicht weniger als fünf Arten 
von Beschwerden. Ob und wie eine Vereinfachung 
möglich ist, läßt sich in diesem Jahresbericht noch 
nicht sagen. Eine Prüfung dieser Frage scheint 
jedoch geboten. 

Trotz der sehr fortschrittlichen Regelung der Be-
schwerdemöglichkeiten scheint die althergebrachte 
Problematik der Anwendung des Beschwerderechts 
durch die Soldaten auch heute noch zu bestehen, 
wenn auch ein klarer Überblick darüber bisher noch 
nicht vorliegt. Die Aussagen der Truppenführer dar-
über sind unterschiedlich. Eine große Zahl der Ein-
gaben an den Wehrbeauftragten, die über zu be-
anstandende Vorgänge berichten, deuten darauf 
hin, daß die Soldaten sich oft scheuen, von ihrem 
Recht der dienstlichen Beschwerde Gebrauch zu 
machen. 

Häufig beschweren sich aber Soldaten gleichzeitig 
beim -Wehrbeauftragten und nach der Wehr-
beschwerdeordnung. In solchen Fällen beschränkt 
sich der Wehrbeauftragte im allgemeinen darauf, 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 	Drucksache 1796 

der Stelle, der nach Wehrbeschwerdeordnung 
clie Entscheidung zusteht, die Eingabe zur Kenntnis 
zu bringen und sich durch eine Durchschrift des Be-
scheides von ihrer Entscheidung unterrichten zu las-
sen. Beschwert sich ein Soldat über eine Disziplinar-
strafe im Wege einer Eingabe an den Wehrbeauf-
tragten, so wird pflichtgemäß der Beschwerde nach-
gegangen, der Einsender aber darauf hingewiesen, 
daß die Eingabe die Fristen nach der Wehr-
beschwerdeordnung nicht wahrt; durch diesen Hin-
weis soll vermieden werden, daß er aus Rechts-
unkenntnis eines weiteren zulässigen Rechtsbehelfs 
verlustig geht. 

J. Ausübung der Disziplinargewalt 

§ 3 des Gesetzes über den Wehrbeauftragten 
gibt ihm zur Wahrnehmung seiner Aufgaben unter 
anderem die Befugnis, einen Vorgang der für die 
Einleitung des Disziplinarverfahrens zuständigen 
Stelle zuzuleiten, in Disziplinarverfahren den Ver-
handlungen der Gerichte beizuwohnen, wie der An-
klagevertreter Akteneinsicht zu nehmen und vom 
Bundesminister für Verteidigung zusammenfassende 
Berichte über die Ausübung der Disziplinargewalt 
in der Bundeswehr anzufordern. 

Die Tätigkeit des Wehrbeauftragten hat es ihm 
in den ersten sieben Monaten seiner Amtszeit noch 
nicht ermöglicht, sich über die Ausübung der Diszi-
plinargewalt ausreichend zu unterrichten. Ungeach-
tet dessen ergeben sich bei der Auswertung der 
vom Bundesministerium für Verteidigung erstellten 
Erfahrungsberichte, aus den Erfahrungen bei Trup-
penbesuchen und aus den Eingaben einige allge-
meine Bemerkungen. 

Die Wehrdisziplinarordnung vom 15. März 1957 
(BGBl. I S. 189) ist seit dem 1. April 1957 in Kraft. 
Bereits am Beginn des Berichtszeitraums waren so-
mit seit dem Inkrafttreten zwei Jahre verstrichen. 
Die Disziplinarvorgesetzten haben die anfänglichen 
Schwierigkeiten in der Anwendung der neuen Vor-
schriften offensichtlich überwunden; für den Be-
richtszeitraum ist eine zunehmende Sicherheit bei 
der Ausübung der Disziplinargewalt festzustellen. 
Der von den Rechtsberatern der Divisionen usw. 
und den Rechtslehrern der Bundeswehrschulen er-
teilte Unterricht hat dabei gute Ergebnisse gezeitigt. 

Die Wehrdisziplinarordnung weist einige wesent-
liche Änderungen gegenüber dem früher in der 
deutschen Armee gültigen Disziplinarrecht auf. Im 
Gegensatz zu früher und im Interesse der Rechts-
staatlichkeit kann grundsätzlich nur der nächste 
Disziplinarvorgesetzte — wenn dessen Disziplinar-
gewalt nicht ausreicht, der nächsthöhere Disziplinar-
vorgesetzte -- eine Disziplinarstrafe verhängen. Ein 
Divisionskommandeur zum Beispiel, dem gegenüber 
ein Soldat zu disziplinarem Eingreifen Anlaß gibt, 
kann diesen Soldaten nicht mehr selbst bestrafen, 
sondern muß den Vorgang dem nächsten Diszipli-
narvorgesetzten des Soldaten, etwa dem Kompanie-
chef, zur Prüfung und Erledigung in eigener Zu-
ständigkeit übergeben. 

Die  Befugnis. Arreststrafen auszusprechen, ist. er-
heblich eingeschränkt worden. Zum Beispiel kann 
der Kompaniechef, der früher bis zu einer Woche 
Arrest verhängen konnte, Arrest überhaupt nicht 
mehr verhängen, sondern erst der Bataillonskom-
mandeur oder ein ihm gleichstehender Offizier. 

Der wesentlichste Unterschied zur früheren 
Arrestregelung besteht jedoch darin, daß jede vom 
zuständigen Disziplinarvorgesetzten vorgesehene 
Arreststrafe erst noch der richterlichen Prüfung und 
Bestätigung bedarf. § 28 der Wehrdisziplinarordnung 
bestimmt, daß Arreststrafen erst verhängt werden 
dürfen, nachdem sie vom Richter des zuständigen 
oder notfalls des nächsterreichbaren Truppendienst-
gerichtes ihrer Art und Dauer nach für rechtmäßig 
erklärt worden sind. Diese Vorschrift berücksich-
tigt die in Artikel 104 des Grundgesetzes nieder-
gelegten Rechtsgarantien bei Freiheitsentziehung. 
Die Regelung hat sich auch im Verfahren einge-
spielt und wird von der Truppe wegen der damit 
verbundenen größeren Rechtssicherheit bejaht. Die 
ursprüngliche Befürchtung, die im Disziplinarverfah-
ren notwendige Schnelligkeit, mit der die Strafe der 
Tat auf dem Fuße folgen soll, sei so nicht zu er-
reichen oder doch gefährdet, ist nicht mehr gerecht-
fertigt. Vielmehr arbeiten die Truppendienstrichter 
unter Berücksichtigung der Erfordernisse der Truppe 
jetzt in der Regel so schnell, daß die Entscheidung 
nicht selten schon Stunden nach Eingang des ent-
sprechenden Antrages ergeht. Dies wird ermöglicht 
durch die Vorschrift der Wehrdisziplinarordnung, 
daß die Anträge auf Rechtmäßigkeitserklärung nicht 
auf dem Dienstwege weiterzuleiten, sondern un-
mittelbar an den Richter zu geben sind. Es kommt 
übrigens nicht selten vor, daß die beabsichtigte 
Strafe vom Richter nicht für rechtmäßig erklärt wird, 
sei es, daß sie zu hoch erscheint, sei es, daß eine 
Abgabe an die Einleitungsbehörde zwecks Einlei-
tung eines disziplinargerichtlichen Verfahrens er-
forderlich erscheint, nämlich wenn nach dem ge-
gebenen Sachverhalt eine Laufbahnstrafe in Betracht 
kommt. 

Insgesamt gibt und verteilt die Wehrdisziplinar-
ordnung die Disziplinarmittel so, daß dem militäri-
schen Vorgesetzten ausreichende Möglichkeiten ge-
geben sind, die soldatische Disziplin aufrechtzu-
erhalten. Als besonders wirksam sehen die Diszipli-
narvorgesetzten offenbar Ausgangsbeschränkung 
und Geldbuße an. Die letztere ist freilich besonders 
problematisch bei wehrpflichtigen Soldaten, die 
außer ihrem Wehrsold kein Einkommen haben. 

Die Ubersicht über die im Bereich einer Division 
des Heeres im Jahre 1959 verhängten einfachen 
Disziplinarstrafen zeigt, daß der größte Anteil der 
Ausgangsbeschränkungen und der Geldbußen auf 
Zapfenstreich- und Urlaubsüberschreitungen ent-
fällt; von 626 Ausgangsbeschränkungen sind 366, 
von 465 Geldbußen 248 wegen dieser Dienstpflicht-
verletzungen verhängt worden. 

Von den insgesamt verhängten einfachen Dizipli-
narstrafen entfielen bei der erwähnten Division 
60 v. H. auf Wehrpflichtige. 

In einer Truppenschule des Heeres haben sich im 
Zeitraum von neun Monaten (1. April bis 31. De- 
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zember 1959) 7,5 v.H. der  Soldaten eines Dienst-
vergehens schuldig gemacht. Das bedeutet praktisch, 
daß auf einen Monat etwa 0,8 v. H. entfallen. Durch-
schnittlich hat somit im Zeitraum von etwa fünf 
Wochen einer von hundert Soldaten ein Dienstver-
gehen begangen. Wenn man bedenkt, daß der Sol-
dat in dem verhältnismäßig strengen Rahmen, in 
dem er lebt, leichter in die Gefahr gerät, gegen eine 
Anordnung zu verstoßen als im zivilen Leben, ist 
das Ergebnis dieser statistischen Betrachtung von 
der Beurteilung der Gesamtdisziplin dieser Schule 
her als befriedigend anzusehen. 

Von den verhängten Disziplinarstrafen sind im 
übrigen auf die Gruppe  der  Feldwebel und Ober-
feldwebel 2,2 v. H., der Unteroffiziere und Stabs-
unteroffiziere 4,5 v. H., der Gefreiten, Obergefreiten 
und Hauptgefreiten 62,6 v. H. und der einfachen 
Soldaten 30,7 v. H. entfallen. 

Der Anteil der einzelnen Disziplinarstrafen ist 
folgender: 

Verweis . . . . . . . . . . . 	4,3 v. H. 
strenger Verweis 	. . . . . . 16,8 v. H. 
Soldverwaltung . . . . . . . . 	0,45 v. H. 
Geldbuße 	. . . . . . . . . . 25,45 v. H. 
Ausgangsbeschränkung . . . . . 28,85 v. H. 
verschärfte Ausgangsbeschränkung . 13,8 v. H. 
Arrest 	  10,35 v. H. 

Die Aufstellung bestätigt den großen Anteil der 
Ausgangsbeschränkung und der Geldbuße bei der 
praktischen Handhabung der Disziplinargewalt; sie 
ist insoweit typisch für die gesamte Bundeswehr. 

Von Interesse mag noch sein, welche Sachver-
halte im gleichen Zeitraum im einzelnen vorgelegen 
haben und mit welchem Anteil sie an der Gesamt-
zahl der Dienstvergehen beteiligt sind: 

Ungehorsam 	  22,2 v. H. 
Zapfenstreichüberschreitung 	. . 	 31,9 v. H. 
Urlaubsüberschreitung 	 9,5 v. H. 
Eigenmächtige Abwesenheit von der 
Truppe 	  5,2 v. H. 
Trunkenheit im Dienst 	 5,6 v. H. 

	Wachvergehen . . . . . . .  	2,6 v. H. 
Unerlaubte Benutzung von Bundes-
wehr-Kraftfahrzeugen 	 2,6 v. H. 

Schädigung des Ansehens der Bun
-

deswehr 	  3,9 v. H. 
Verstoß gegen die Pflichten der Vor

-

gesetzten 	  3,9 v. H. 
Beschädigung von Bundeswehreigen

-

turn  	1,3 v. H. 
Disziplinlosigkeit gegen Vorgesetzte 6,9 v. H. 
Verstoß gegen die Wahrheitspflicht 1,75 v. H. 
Durchbrechung der Ausgangsbe

-

schränkung 	  0,9 v. H. 

Sonstige  	1,75 v. H. 

Allgemeine Feststellungen lassen erkennen, daß 
manche Disziplinarvorgesetzte sich noch nicht ge-
nügend bewußt sind, welche vielfältigen Mittel 

ihnen die Wehrdisziplinarordnung zur Wahrung 
und Festigung der Disziplin an die Hand gibt. 

Neu im Bereich des militärischen Disziplinar-
wesens ist die Einführung des disziplinargericht-
lichen Verfahrens. Die Disziplinargerichte (Wehr-
dienstgerichte) sind zuständig für Verfahren über 
Beschwerden von Soldaten und für die Verhängung 
von Laufbahnstrafen (zum Beispiel Entfernung aus 
dem Dienstverhältnis, Dienstgradherabsetzung) bei 
schweren Dienstvergehen. Es entspricht heutiger 
rechtsstaatlicher Auffassung, daß ein derartiges 
Verfahren rechtsförmlich vor unabhängigen Gerich-
ten abgewickelt wird. Bereits jetzt kann gesagt 
werden, daß sich diese Einrichtung bewährt hat, 
weil sie in der Truppe das Gefühl der Rechtssicher-
heit wesentlich gesteigert hat. 

Im folgenden seien zwei Anregungen aus der 
Truppe zur Änderung der Wehrdisziplinarordnung 
erwähnt, die dem Wehrbeauftragten durch seine 
Tätigkeit bekanntgeworden sind und denen sich 
eine gewisse Berechtigung nicht absprechen läßt. 

1. Nach § 22 Abs. 1 der Wehrdisziplinarordnung 
hat der Disziplinarvorgesetzte das Verfahren an 
die Staatsanwaltschaft abzugeben, wenn „das 
Dienstvergehen eine strafgerichtlich zu verfol-
gende Handlung oder . . . dies zweifelhaft" Lit. 

 Verstöße gegen diese Pflicht sind durch § 40 des 
Wehrstrafgesetzes unter gewissen Vorausset-
zungen sogar mit Strafe bedroht. 

Im Beamtenrecht besteht eine entsprechende 
Regelung nicht. Dort geht die Anzeigepflicht des 
Dienstvorgesetzten nicht weiter als die jedes 
anderen Staatsbürgers; sie beschränkt sich also 
auf besonders schwere Delikte wie zum Beispiel 
Hoch- und Landesverrat, Mord und Totschlag 
(§ 138 des Strafgesetzbuchs). Im militärischen Be-
reich ist dagegen jede Tat — auch jede noch 
so geringfügige Übertretung — anzuzeigen, so-
fern sie zugleich ein Dienstvergehen darstellt. 
Das ist bei Taten im Dienst die Regel, aber auch 
bei Taten außer Dienst sehr häufig, denn nach 
§ 17 Abs. 2, § 23 Abs. 1 des Soldatengesetzes 
liegt ein Dienstvergehen vor, wenn das Verhal-
ten des Soldaten nicht „dem Ansehen der Bun-
deswehr sowie der Achtung und dem Vertrauen 
gerecht" wird, „die sein Dienst als Soldat erfor-
dert". Zudem führt offenbar eine weite Ausle-
gung des § 22 der Wehrdisziplinarordnung 
manche Disziplinarvorgesetzten dazu, die Sache 
auch dann abzugeben, wenn nicht nur das Vor-
liegen einer Straftat, sondern auch das Vorlie-
gen eines Dienstvergehens „zweifelhaft" ist. Ins-
besondere diese Auslegung kann zu einer Be-
nachteiligung des beschuldigten Soldaten führen, 
die vom Gesetzgeber nicht gewollt war. 

In den zahlreichen Fällen, in denen das Dienst-
vergehen strafrechtlich gesehen geringfügig ist, 
das Ermittlungsverfahren daher nach § 153 der 
Strafprozeßordnung eingestellt und damit die 
disziplinare Ahndung freigegeben wird, empfin-
det die Truppe den Zeitverlust, der durch die 
Einschaltung der Justiz entsteht, als unnötig und 
sachwidrig. Eine Disziplinarstrafe soll, wenn 
irgend möglich, stets der Tat auf dem Fuße 
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folgen; sonst ist die erzieherische und ab

-

schreckende Wirkung in Frage gestellt. 

Im Bundesministerium für Verteidigung ist 
daher ein Änderungsvorschlag zu § 22 der 
Wehrdisziplinarordnung ausgearbeitet worden, 
der die Reihenfolge zwischen dem Disziplinar-
vorgesetzten und der Justiz umkehrt: Hält der 
Disziplinarvorgesetzte die Voraussetzungen für 
gegeben, unter denen die Justiz das Verfah-
ren wegen Geringfügigkeit einstellen kann, 
dann kann er die Tat sofort disziplinar ahnden 
und braucht erst danach die Sache an die Staats-
anwaltschaft abzugeben. Diese Neuerung würde 
noch einen weiteren Vorteil bieten. Für die 
Justiz hängt die Entscheidung, ob ein Verfahren 
wegen Geringfügigkeit eingestellt werden soll, 
nicht zuletzt von der Frage ab, ob und wie die 
Tat disziplinar geahndet werden würde. Zur Zeit 
kann die Justiz hier nur von Erwartungen aus-
gehen; wird die vorgeschlagene Neuregelung 
Gesetz, dann erfährt sie die disziplinare Ahn-
dung jeweils schon vor ihrer Entscheidung. Das 
wird ihr in vielen Fällen den Entschluß zur Ein-
stellung des Verfahrens erleichtern und damit 
dem Soldaten eine gerichtliche Ahndung erspa-
ren. Die vorgesehene Regelung kann daher vom 
Standpunkt des Wehrbeauftragten im Interesse 
der Soldaten begrüßt werden. 

2. § 42 Abs. 5 Satz 2 der Wehrdisziplinarordnung 
schreibt vor, daß einfache Disziplinarstrafen bei 
Soldaten, die nicht Berufssoldaten oder Soldaten 
auf Zeit sind, getilgt werden, wenn der Bestrafte 
drei Jahre lang weder strafgerichtlich noch 
disziplinar bestraft worden ist. Der Wehrpflich-
tige, der während seines Grundwehrdienstes 
disziplinar bestraft wurde, hat es also in der 
Hand, durch dreijährige einwandfreie Führung 
die Tilgung seiner Strafe zu erwirken. Leistet 
er nach drei Jahren eine Wehrübung ab, so er-
scheint seine Disziplinarstrafe nicht mehr. 

Anders verhält es sich bei Berufssoldaten und 
Soldaten auf Zeit. Aus dem Gedanken der An-
gleichung des Soldatenrechts an das Beamten-
recht hat . man bei ihnen die beamtenrechtliche 
Regelung übernommen, wonach Disziplinarstra-
fen nicht getilgt werden; die Personalakten sol-
len ein möglichst lückenloses Bild von der Per-
sönlichkeit des Bestraften geben. So berechtigt 
dieses Anliegen sein mag, darf doch nicht ver-
kannt werden, daß die Verhältnisse des militä-
rischen Lebens anders sind als die im zivilen 
Bereich. Der Soldat mit den engen Bindungen 
seines Tätigkeitskreises und den besonderen 
Unterordnungsverhältnissen gerät ungleich häu-
figer in die Gefahr eines Dienstvergehens als 
der Beamte. Auch  sollte im geschlossenen Le-
bens- und Kameradenkreis der Truppe der rei-
nigende Charakter der Disziplinarstrafe im Vor-
dergrund stehen. Das bringt es mit sich, daß 
jeder bestrafte Soldat die Möglichkeit haben 
sollte, sich durch nachhaltige Bemühungen wie-
der von dem Makel dieser Strafe zu befreien. 
Die Tilgung von Disziplinarstrafen bei allen 
Soldaten, ungeachtet ihres Status, erscheint da-
her zugunsten des inneren Gefüges der Truppe 

zweckdienlich und sollte deshalb bei guter Füh-
rung des bestraften Soldaten möglich gemacht 
werden, wobei allgemein eine Bewährungszeit 
von drei Jahren angebracht sein mag. Eine ent-
sprechende Änderung der Wehrdisziplinarord-
nung wird voraussichtlich vom Bundesminister 
für Verteidigung vorgeschlagen werden. 

Beobachtungen des Wehrbeauftragten über die 
Anwendung der Wehrdisziplinarordnung werden 
außer durch die Berichte des Bundesministers für 
Verteidigung durch die Truppenbesuche und durch 
die Eingaben ermöglicht. Bei den Truppenbesuchen 
werden ihm oft Disziplinarfälle vorgetragen; bei 
Einheiten, deren inneres Gefüge gestört erscheint, 
kann die Einsichtnahme in die Disziplinarbücher 
wertvolle Aufschlüsse geben. 

Kommt bei einer rechtskräftigen Disziplinarstrafe 
der Wehrbeauftragte zu dem Ergebnis, daß die Be

-

strafung zu beanstanden ist, so kann er — in den 
Grenzen des § 32 der Wehrdisziplinarordnung --
den zuständigen höheren Vorgesetzten bitten, die 
Angelegenheit im Dienstaufsiditswege nachzuprü-
fen und gegebenenfalls die Strafe aufzuheben. Dies 
kommt namentlich dann in Betra cht, wenn ein Sol-
dat aus irgendwelchen Gründen davon abgesehen 
hat, sich nach der Wehrbeschwerdeordnung zu be-
schweren. Der Wehrbeauftragte kann dann aus 
eigenem Recht und ungeachtet der Fristversäumnis 
des Soldaten eine Prüfung des Falles vornehmen 
oder veranlassen. 

Bei disziplinargerichtlichen Urteilen, die in 
Rechtskraft erwachsen sind, hat der Wehrbeauf-
tragte die Möglichkeit, seine Ansi cht im Gnaden-
verfahren zum Ausdruck zu bringen oder dem zu-
ständigen Vorgesetzten ein Gnadengesuch anheim

-

zugeben. 

K. Strafrechtspflege 

Nach § 3 des Gesetzes über den Wehrbeauftrag-
ten hat dieser das Re cht, vom Bundesminister der 
Justiz und den Landesjustizverwaltungen statisti-
sche Berichte über die Ausübung der Strafrechts-
pflege anzufordern, soweit sie die Bundeswehr oder 
ihre Angehörigen berührt; er kann in Strafverfah-
ren, die mit seinem Aufgabenbereich zusammenhän-
gen, den Verhandlungen der Geri chte beiwohnen, 
auch soweit sie unter Ausschluß der Öffentlichkeit 
stattfinden, und besitzt in gleichem Umfange wie 
der Anklagevertreter das Recht der Akteneinsicht. 

Die Bedeutung der Strafrechtspflege für das in-
nere Gefüge einer Armee kann kaum überschätzt 
werden. Sie hat entscheidenden Einfluß auf die Dis-
ziplin und vermittelt zugleich ein Bild vom inneren 
Geist der Truppe. Mit der Aufgabe des Wehrbeauf-
tragten, die Grundrechte der Soldaten zu schützen 
und über die Wahrung der Grundsätze über die 
innere Führung zu wachen, steht sie in engem Zu-
sammenhang. Sie zu beobachten, gehört daher zu 
seinen wesentlichsten Pflichten. Dabei macht es, 
vom Grundsätzlichen her gesehen, keinen Unter- 
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schied, ob die Strafrechtspflege von Militärgerich-
ten oder von den allgemeinen Gerichten ausgeübt. 
wird. 

Militärgerichte (Wehrstrafgerichte) gibt es bisher 
in der Bundeswehr nicht. Sie sind nach Artikel 
96a des Grundgesetzes außerhalb des Verteidi-
gungsfalles nur zugelassen für die Gerichtsbarkeit 
über Soldaten, die in das Ausland entsandt oder an 
Bord von Kriegsschiffen eingeschifft sind. Auch von 
dieser beschränkten Befugnis, Wehrstrafgerichte zu 
errichten, hat der Bund einstweilen keinen Ge-
brauch gemacht. Die Strafrechtspflege gegen Sol-
daten liegt somit zur Zeit ausnahmslos in der Hand 
der allgemeinen Justiz. 

Auf statistische Berichte des Bundesministers der 
Justiz und der Landesjustizverwaltungen hat der 
Wehrbeauftragte für den Berichtszeitraum verzich-
ten müssen. Sie konnten nicht angefordert werden, 
weil die notwendigen Erhebungen des Bundes und 
der Länder über die Strafrechtspflege gegen Ange-
hörige der Bundeswehr noch in den Anfängen ste-
hen. Eine vollständige Statistik über alle Straftaten 
von Soldaten wird voraussichtlich erstmals für das 
Jahr 1960 erstellt werden. 

Für die Teilnahme an Gerichtsverhandlungen hat 
sich im Berichtszeitraum ein konkreter Anlaß nicht 
ergeben. Die Teilnahme zu dem Zweck, unabhängig 
vom Einzelfall dem Wehrbeauftragten einen allge-
meinen Eindruck von der Strafrechtspflege im Ge-
richtssaal zu verschaffen, mußte in den ersten sie-
ben Monaten seiner Tätigkeit hinter den dringen-
deren Aufgaben, die unerwartet zahlreichen Einga-
ben und Beschwerden zu bearbeiten und die not-
wendigsten Truppenbesuche zu erledigen, zurück-
stehen. 

Von dem Recht auf Akteneinsicht hat der Wehr-
beauftragte dagegen schon in zahlreichen Fällen Ge-
brauch gemacht, um sich in Fällen, die durch Ein-
gaben oder Truppenbesuche an ihn herangetragen 
worden waren, von dem Sachverhalt und von den 
Gründen strafrechtlicher Entscheidungen zu unter-
richten. Häufig ging es dabei auch um die Frage, 
ob sich in dem Verfahren Verletzungen der Grund-
sätze über die innere Führung oder doch Mängel 
im inneren Gefüge der betreffenden Einheit ge-
zeigt hatten, die dienstliche Maßnahmen im Zusam-
menhang mit der Straftat angebracht erscheinen lie-
ßen, zum Beispiel die Belehrung, Versetzung oder 
Maßregelung des Beschuldigten oder eines Vorge-
setzten, die Einleitung eines disziplinargericht-
lichen Verfahrens usw.  

Einige Fälle von strafrechtlicher Bedeutung sind 
in den Abschnitten „Truppenbesuche" und ,,Einga-
ben und Beschwerden" als Einzelbeispiele darge-
stellt. Für ein allgemeingültiges, zusammenfassen-
des Urteil über die Strafrechtspflege gegen Solda-
ten hat der Wehrbeauftragte jedoch noch keine aus-
reichenden Erfahrungen sammeln können. Im fol

-

genden sollen daher nur einige Eindrücke wieder-
gegeben werden. 

Für Soldaten gilt neben dem allgemeinen Straf-
recht das Wehrstrafgesetz vom 30. März 1957 
(BGBl. I S. 298). Es enthält — wie früher das  Mili

-

tärstrafgesetzbuch die besonderen militärischen 
Straftatbestände wie zum Beispiel Fahnenflucht 
Gehorsamsverweigerung, Meuterei, Mißhandlung 
und entwürdigende Behandlung von Untergebenen, 
Wachverfehlung usw. Im ganzen gesehen hat das 
Gesetz sich anscheinend bewährt. Ob es allerdings 
das Problem jeder Militärstrafgesetzgebung, näm-
lich die Abgrenzung der gerichtlichen von der dis-
ziplinaren Strafbarkeit befriedigend gelöst hat, wird 
sich erst nach längerer Beobachtungszeit sagen las-
sen. 

Zu Bedenken gibt hier besonders sein § 20 Anlaß. 
Nach dieser Bestimmung sind Gehorsamsverweige-
rungen ausschließlich gerichtlich strafbar, also auch 
in unbedeutenden Fällen. § 95 des Militärstraf-
gesetzbuches in der Fassung von 1926 hatte die ge-
richtliche Ahndung nur bei gewissen erschwerenden 
Tatumständen vorgesehen, zum Beispiel wenn die 
Tat vorversammelter Mannschaft oder unter den Waf-
fen begangen worden war; lagen solche Tatumstän-
de nicht vor, so konnte die Sache disziplinar erle-
digt werden. Die Rückkehr zu einer solchen Lösung, 
heutigen Verhältnissen angepaßt, wird vielleicht zu 
erwägen sein, zumindest dann, wenn nicht durch 
eine Änderung von Verfahrensvorschriften der dis-
ziplinare Bereich allgemein erweitert wird; darauf 
ist noch einzugehen. 

Der Art und der Höhe der Strafen kommt von der 
Aufgabe des Wehrbeauftragten her gesehen eine 
besondere Bedeutung zu. Das Wehrstrafgesetz, im 
Grundsatz milder als das frühere Militärstrafgesetz-
buch, scheint den Gerichten genügend Spielraum 
für eine sachgerechte Strafzumessung zu lassen. 
Sein Strafsystem ist gekennzeichnet durch eine we-
sentliche Neuerung: Früher konnte bis zur Straf-
höhe von sechs Wochen nur Arrest, darüber hin-
aus nur Gefängnis verhängt werden; heute reicht 
der Arrest, „Strafarrest" genannt, bis zu sechs Mo-
naten, während die Gefängnisstrafe bei einem Mo-
nat beginnt. In dem Bereich zwischen einem und 
sechs Monaten stehen dem Richter bei den meisten 
Tatbeständen beide Strafarten zur Wahl. Mit Recht 
geben offenbar die Gerichte, wo immer es angängig 
ist, dem Strafarrest den Vorzug. Er ermöglicht eine 
nicht weniger nachdrückliche Ahndung als die Ge-
fängnisstrafe, wirkt sich aber auf das dienstliche 
und das soziale Ansehen des Verurteilten nicht 
ebenso nachteilig aus. 

In den ersten Jahren ist in der Öffentlichkeit 
mehrfach eine gewisse Uneinheitlichkeit der Recht-
sprechung gegen Soldaten — namentlich auf dem 
Gebiet der Strafzumessung — gerügt worden. Im 
Berichtszeitraum sind jedoch dem Wehrbeauftrag-
ten schwerwiegende Mängel, die zu grundsätzlichen 
Bemerkungen Anlaß gellen könnten, nicht bekannt-
geworden. Offensichtlich ist die Justiz mit den Ver-
hältnissen in der Bundeswehr, die sich in vielfacher 
Hinsicht von denen in der Wehrmacht unterschei-
den, vertrauter geworden. Dazu mag beigetragen 
haben, daß bei vielen Gerichten die Strafsachen ge-
gen Soldaten jeweils bestimmten Richtern, Straf-
kammern und Staatsanwälten zugewiesen worden 
sind. Die militärische Sachkunde der Schöffenge-
richte und der Strafkammern würde aber noch grö- 
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ßer werden, wenn jeweils einer der beiden Laien-
richter Soldat der Bundeswehr wäre. Eine entspre-
chende Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 
wird daher zu erwägen sein. 

Auf dem Gebiet des Strafverfahrens ist vorweg 
die gute Zusammenarbeit hervorzuheben, die sich 
offensichtlich zwischen der Truppe und der Justiz 
herausgebildet hat. Sie ist besonders wertvoll im 
Hinblick auf die Notwendigkeit, Verfahren gegen 
Soldaten mit größtmöglicher Beschleunigung durch-
zuführen. Vor allem bei Taten nach dem Wehr-
strafgesetz sollte die Strafe der Tat möglichst auf 
dem Fuße folgen. Nur so kann die Disziplin wirk-
sam gewahrt und zugleich dem Täter eine unnötige 
und für das Leben in der Gemeinschaft nachteilige 
seelische Belastung erspart werden. 

Leider läßt sich diese Beschleunigung offenbar in 
vielen Fällen noch nicht erreichen. Häufig vergehen 
bis zum rechtskräftigen Abschluß eines Verfahrens 
viele Monate, zuweilen mehr als ein Jahr. Oft ist 
der Verurteilte zu dieser Zeit längst entlassen und 
damit eine Auswirkung der Strafe auf die notwen-
dige Wahrung der Disziplin kaum mehr möglich. 
Um wenigstens den ersten Rechtszug abzukürzen, 
sollten daher Einzelrichter und Schöffengerichte bei 
einfachen Sachverhalten noch mehr als schon bis-
her von der Möglichkeit des beschleunigten Verfah-
rens (§§ 212 ff. der Strafprozeßordnung) Gebrauch 
machen. 

Für die Behandlung von Bagatellsachen ist im 
Abschnitt „Ausübung der Disziplinargewalt" eine 
Anregung der Truppe zur Änderung des § 22 der 
Wehrdisziplinarordnung wiedergegeben, auf die 
hier zu verweisen ist. Sie soll eine sofortige diszi-
plinare Ahndung — schon vor der Abgabe an die 
Staatsanwaltschaft — ermöglichen, wenn der Diszi-
plinarvorgesetzte erwarten darf, daß die Justiz das 
Verfahren wegen Geringfügigkeit einstellt. Auf län-
gere Sicht wird aber vielleicht zu prüfen sein, ob es 
nicht einen weiteren Fortschritt darstellen würde, 
wenn die Justiz — auf Grund oder in Erwartung 
disziplinarer Ahndung — auch Verfahren einstellen 
könnte, in denen es nicht um Bagatellsachen geht, 
eine Disziplinarstrafe aber trotzdem ausreicht. Zur 
Zeit ist nämlich nach § 153 der Strafprozeßordnung 
die Einstellung nur möglich, wenn „die Schuld des 
Täters gering und die Folgen der Tat unbedeutend" 
sind. 

Diese gesetzliche Begründung hat übrigens bei 
einem Soldaten, der anschließend mit Arrest be-
straft wurde und sich deshalb an den Wehrbeauf-
tragten wandte, den Eindruck erweckt, der Diszipli-
narvorgesetzte und der Truppendienstrichter, der 
den Arrest für rechtmäßig erklärt hatte, hätten sich 
über die Entscheidung der Justiz hinweggesetzt. 
Wenn dieser Eindruck auch auf irrigen rechtlichen 
Vorstellungen beruht, so ist er doch verständlich. 
Bedenkt man, daß die Einstellung des Verfahrens, 
die mangels einer weiterreichenden Vorschrift mit 
„Geringfügigkeit" begründet werden muß, die Mög-
lichkeit von disziplinaren Arreststrafen bis zu drei 
Wochen eröffnet, so zeigt sich, daß die geltende 
Regelung, mag sie auch praktischen Erfordernissen 
meist gerecht werden, doch einer Überprüfung be-
darf. 

Fragen des Strafvollzuges an Soldaten schließlich 
sind ebenfalls von nicht zu unterschätzender Bedeu-
tung für das innere Gefüge der Bundeswehr. Ge-
fängnis und Strafarrest bis zu einem Monat sowie 
Jugendarrest werden seit dem 1. Januar 1959 in den 
Arrestzellen der Kasernen vollzogen, und zwar 
auch dann, wenn die Straftat vor dem Beginn des 
Wehrdienstverhältnisses begangen worden war. 
Dieser Kasernenvollzug scheint sich zu bewähren. 
Er schützt den Soldaten vor dem Odium des Voll-
zuges in den allgemeinen Strafanstalten, bewahrt 
ihn vor schädlichen Einflüssen Mitgefangener und 
läßt in den Augen seiner Angehörigen, seiner 
Kameraden und der Öffentlichkeit die Tatsache, daß 
er sich eine Straftat hat zuschulden kommen lassen, 
in den Hintergrund treten. Denn nicht nur die Unter-
bringung, sondern auch die sonstigen Umstände des 
Vollzuges sind dem disziplinaren Arrest so weit-
gehend angeglichen, daß ein wesentlicher Unter-
schied mindestens äußerlich nicht mehr besteht. 

Eine Bundeswehrstrafanstalt für Strafen von 
einem bis zu sechs Monaten wäre gesetzlich eben-
falls zulässig. Nach den Berechnungen des Bundes-
ministers für Verteidigung hätten aber bisher 
durchschnittlich höchstens 25 Verurteilte gleichzeitig 
in dieser Anstalt ihre Strafen verbüßt. Die Anstalt 
würde sich daher einstweilen nicht lohnen. Zudem 
würde durch ihre Errichtung das hier an sich beson-
ders erstrebenswerte Ziel, den Verurteilten vor 
krimineller Ansteckung zu bewahren, gleichfalls lei-
der längst nicht in allen Fällen erreicht, weil die 
Anstalt gesetzlich ausschließlich für Soldaten vor-
gesehen ist, das Wehrdienstverhältnis vieler Ver-
urteilter aber noch vor dem Abschluß des Verfah-
rens endet. 

Strafaussetzung zur Bewährung ist bei Soldaten 
offenbar kaum weniger häufig als bei anderen Ver-
urteilten. Das ist im Grundsatz zu begrüßen. Aller-
dings klagt die Truppe darüber, daß das Fehlen 
einer sichtbaren Ahndung oft nachteilige Wirkun-
gen auf die Disziplin habe. Auch dies spricht für die 
bereits erwähnte Erweiterung des Bereichs der 
disziplinaren Strafbarkeit. Hinzu kommt, daß da-
durch die Eintragung ins Strafregister vermieden 
werden würde, über die mehrere Soldaten in Ein-
gaben an den Wehrbeauftragten geklagt haben. In 
der Tat liegt in der Eintragung oft eine besondere 
Härte, vor allem bei Taten, die im zivilen Leben 
nicht unter Strafe gestellt sind. Schädigungen im 
späteren zivilen Fortkommen sind angesichts der 
Eintragung nicht auszuschließen, Abhilfe könnte 
dadurch geschaffen werden, daß Verurteilungen 
wegen Taten der genannten Art von vornherein 
oder wenigstens schon nach kürzeren Zeiträumen 
als sonst der beschränkten Auskunft unterworfen 
werden. Es liegt jedoch auf der Hand, daß der Ver-
such einer solchen Gesetzesänderung erhebliche Ab-
grenzungsschwierigkeiten mit sich bringen würde. 

L. Grundsatzfragen 

Aus den verschiedenen Quellen, namentlich aber 
den Eingaben und Beschwerden, ist dem Wehrbeauf-
tragten eine Anzahl von Fragen bekanntgeworden, 
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welche die Grundrechte oder die Grundsätze über 
die innere Führung berühren, aber grundsätzlicher 
Art sind und daher einer Lösung durch gesetzgebe-
rische oder durch Verwaltungsmaßnahmen bedür-
fen. Zum Teil ist dies im Berichtszeitraum bereits 
geschehen, ein großer Teil der Fragen harrt jedoch 
noch einer Lösung. 

Im folgenden sind die wesentlichsten Fragen ge-
schildert: 

1. Beratung durch die Annahmestellen 

Freiwillige haben sich in ihren Eingaben darüber 
beklagt, der Ausbildungsgang und die Laufbahn-
aussichten stimmten nicht mit den Versprechungen 
überein, die ihnen vor ihrer Einstellung von den 
Annahmestellen gemacht worden seien; sie fühlten 
sich dadurch getäuscht und benachteiligt. 

Nach den Feststellungen des Wehrbeauftragten 
ist nicht auszuschließen, daß es sich dabei um Miß-
verständnisse gehandelt hat. Jedoch ergeben sich 
auch aus solchen Mißverständnissen Verbitterung 
und Unlust am Dienst. Dies wirkt sich nicht selten 
in mangelhaften Dienstleistungen und in Disziplin-
widrigkeiten aus, vor allem wenn Entlassungs- oder 
Versetzungsgesuchen nicht stattgegeben wird. 

Der Wehrbeauftragte hat sich in derartigen Fäl-
len wiederholt an die zuständigen übergeordneten 
Stellen gewandt und darum ersucht, die Annahme-
stellen zu besonders sorgfältiger und unmißver-
ständlicher Beratung anzuhalten. 

2. Steuerung der Einberufungen durch die Kreis-
wehrersatzämter 

Wie aus mehreren Eingaben zu ersehen ist, wird 
bei der Einberufung nicht immer genügend auf die 
persönlichen Verhältnisse, auf landsmannschaftliche 
Zugehörigkeit und auf begründete Sonderwünsche 
Rücksicht genommen. Teilweise sind die Wehr-
pflichtigen anscheinend von den Wehrersatzbehör-
den mit dem Hinweis beschwichtigt worden, daß sie 
Gelegenheit haben würden, später bei der Truppe 
ein Gesuch um Versetzung an den gewünschten 
Standort einzureichen. 

Eine sachgemäße, weitergehende Berücksichti-
gung berechtigter Wünsche bei der Einberufung von 
Wehrpflichtigen durch die Kreiswehrersatzämter 
hätte in vielen dieser Fälle Härten vermieden. 

3. Verwendung von Wehrpflichtigen für Verwal-
tungsarbeiten 

Dienststellen der Bundeswehr sind teilweise ge-
zwungen, wehrpflichtige Soldaten für Verwaltungs-
arbeiten einzusetzen, die eigentlich durch zivile Ar-
beitskräfte zu erledigen wären. Diese Soldaten wer-
den damit ihrem eigentlichen Ausbildungszweck 
entzogen. Der Mangel an zivilen Arbeitskräften 
zwingt jedoch dazu, Soldaten nach Beendigung ihrer 
dreimonatigen Grundausbildung bei Kommando-
behörden und Verwaltungsdienststellen der Bun-
deswehr einzusetzen. 

Es wäre zu erwägen, ob durch bessere Dotierung 
ziviler Arbeitskräfte eine größere Werbekraft er-
reicht werden könnte.  

4. Benachteiligung von guten Soldaten 

Immer wieder kommen Klagen von gut qualifi-
zierten Soldaten, die sich in ihrer Laufbahn benach-
teiligt fühlen, weil ihre Vorgesetzten auf ihre 
Dienstleistungen nicht verzichten wollen und sie 
deswegen zum Beispiel von der Teilnahme an den 
für die Weiterbildung erforderlichen Lehrgängen 
zurückhalten. Es ist bekannt, daß manche Einheits-
führer mit allen Mitteln versuchen, ihrer Einheit 
gute Unterführer und qualifizierte Spezialisten zu 
erhalten. Solchen Soldaten wird erklärt, sie seien 
unabkömmlich und die Einheit könne sie keinesfalls 
entbehren. Bei der Kommandierung zu Lehrgängen, 
die ihrer Beförderung dienlich sein würden, sind 
derartige Soldaten daher benachteiligt. Der Kom-
mandierung weniger gut qualifizierter Soldaten zu 
laufbahnfördernden Lehrgängen wird dagegen eher 
zugestimmt, so daß diese Soldaten es nicht selten 
leichter haben, in ihrer Laufbahn vorwärts zu kom-
men. Entsprechendes gilt bei Versetzungen, wenn 
in der neuen Einheit höhere Planstellen zur Ver-
fügung stehen oder wenn sie dringenden persönli-
chen Gründen gerecht würden.. 

Diese Einstellung mancher Einheitsführer, sich 
gute Ausbilder und Spezialisten zu sichern, ist ver-
ständlich, führt jedoch zu Ungerechtigkeiten, welche 
die betroffenen qualifizierten Soldaten verbittern 
müssen. 

5. Beförderung von Soldaten mit langwieriger Spe-
zialausbildung 

Soldaten, deren Laufbahn eine besonders lang-
wierige Spezialausbildung, unter Umständen mit 
längerem Auslandsaufenthalt, vorsieht, werden viel-
fach gegenüber ihren Kameraden, die im allgemei-
nen Truppendienst verwendet werden, hinsichtlich 
der Beförderung benachteiligt. Diese Benachteili-
gung wiegt um so schwerer, als naturgemäß nur be-
sonders qualifizierte Soldaten fürderartige Son-
derlaufbahnen ausgesucht werden. Diese Härten 
sind dem Bundesminister für Verteidigung bekannt. 
Durch Richtlinien und Weisungen wird versucht, 
ihnen abzuhelfen. Die Schwierigkeit liegt aber darin, 
daß die langwierige Sonderausbildung den betref-
fenden Soldaten daran hindert, an den Lehrgängen 
und Prüfungen, die nach der Soldatenlaufbahnver-
ordnung für eine Beförderung vorgeschrieben sind, 
teilzunehmen. 

Das Problem könnte vielleicht dadurch gelöst wer-
den, daß für diese Sonderfunktionen besondere 
Laufbahn- und Beförderungsvorschriften erlassen 
würden. So wäre an die Schaffung der sogenannten 
„Technicals" zu denken, wie es sie in den amerika-
nischen Streitkräften gibt. Diese Soldaten haben 
einen ihrer Ausbildung und ihren Leistungen ent-
sprechenden Dienstgrad inne und unterscheiden sich 
in ihren Dienstgradabzeichen durch ein „T" von ih-
ren Kameraden der normalen Truppenlaufbahn. Auf 
diese Weise würde nicht nur der Verbleib dieses 
wertvollen Personals in der Bundeswehr gesichert, 
sondern darüber hinaus für qualifizierte Techniker 
und Handwerker aus dem zivilen Bereich ein An-
reiz für den Dienst in der Bundeswehr geboten. 
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6. Anrechnung von Vordienstzeiten, wenn vor Voll-
endung des 17. Lebensjahres Kriegsdienst gelei-
stet wurde 

§ 60 des Soldatengesetzes sieht für Angehörige 
der Bundeswehr die Berücksichtigung von soge-
nannten Vordienstzeiten vor, d. h. unter anderem 
von Dienstzeit, die bis zum 8. Mai 1945 als Soldat 
geleistet worden war. Nach dem vor dem 8. Mai 
1945 geltenden Recht konnte aber nur Soldat im 
Rechtssinn sein, wer das 17. Lebensjahr vollendet 
hatte. Daraus ergibt sich, daß bei Festsetzung der 
Vordienstzeiten die vor Vollendung des 17. Lebens-
jahres liegende Kriegsdienstzeit nicht berücksichtigt 
wird. Da manche Bundeswehrangehörige seinerzeit 
bereits vor Vollendung des 17. Lebensjahres zum 
Kriegsdienst einberufen waren, stellt diese Rege-
lung für sie eine Härte dar. 

Entsprechendes gilt für Bundeswehrangehörige, 
die im ehemaligen Volkssturm Dienst taten, da der 
Dienst im Volkssturm nicht als Dienst in der Wehr-
macht gilt. 

Eine Berücksichtigung solcher Vordienstzeiten 
wäre angebracht. 

7. Zuschüsse zu den Wohnungs- und Heizkosten 

Angehörigen der Besoldungsgruppen A 1 bis A 9, 
die aus Mangel an anderem Wohnraum in beson-
ders aufwendige Wohnungen eingewiesen werden 
mußten, kann ein Zuschuß zu den Wohnungs- und 
Heizkosten aus Bundesmitteln gewährt werden. Die 
hierzu ergangenen Richtlinien erfassen jedoch nicht 
die Soldaten, die gemäß ihrer Verpflichtung nach 
dem Umzugskostengesetz, selbst um Wohnraum be-
müht zu sein, sich auf dem freien Markt eine Woh-
nung beschafft haben. 

Wegen mehrerer derartiger Fälle wandte sich 
der Wehrbeauftragte an den Bundesminister für 
Verteidigung, der sich bereit erklärte, diese Fälle 
als Härtefälle zu betrachten und den betreffenden 
Mietern auf Antrag eine einmalige Unterstützung 
zu gewähren. Allerdings bedeutet dies noch keine 
volle Gleichstellung. Eine grundsätzliche Regelung 
dürfte daher zu erwägen sein. 

8. Nachteile für neuverheiratete Soldaten 

Soldaten auf Zeit und Berufssoldaten, die nach 
ihrer Einstellung in die Bundeswehr heiraten und 
ihren Familienwohnsitz nicht am Dienstort begrün-
det haben, werden — von der gehaltlichen und 
steuerlichen Behandlung abgesehen — wie Ledige 
behandelt. Sie sind dadurch in mehrfacher Hinsicht 
benachteiligt. 

a) Heiratet jemand vor seinem Eintritt in die Bun-
deswehr, so erhält er eine Trennungsentschädi-
gung, welche die doppelte Haushaltsführung 
finanziell ermöglichen soll. Soldaten, die nach 
ihrer Einstellung in die Bundeswehr heiraten, 
erhalten die Trennungsentschädigung nicht. Da-
bei wird es auch nicht berücksichtigt, wenn die 
betreffenden Soldaten das Fehlen einer ehe-
lichen Wohnung am Dienstort nicht zu vertreten 
haben. 

b) Trennungsentschädigungsempfänger haben An-
spruch auf Reisekostenbeihilfen für sechs Fami-
lienheimfahrten im Jahr, neuverheiratete Solda-
ten hingegen nur für zwei. 

c) Trennungsentschädigungsempfänger erhalten den 
Ortszuschlag, der dem Wohnsitz ihrer Familie 
entspricht, wenn dieser einer höheren Orts-
klasse zugehört als ihr dienstlicher Wohnsitz. 
Neuverheiratete Soldaten erhalten nur den Orts-
zuschlag, der ihrem Standort entspricht, auch 
wenn der Standort einer niedrigeren Ortklasse 
zugehört als der Familienwohnsitz. 

d) Neuverheiratete Soldaten müssen von ihrem Ge-
halt gegebenenfalls eine Kasernenunterkunfts-
gebühr bezahlen, die sich wie bei Ledigen be-
mißt und die Hälfte des Ortszuschlages beträgt. 
Bei Trennungsentschädigungsempfängern wird 
lediglich die Trennungsentschädigung gekürzt. 

e) Neuverheiratete Soldaten rangieren bei der 
Wohnungszuteilung am Dienstort hinter den 
Trennungsentschädigungsempfängern. 

f) Erhält der neuverheiratete Soldat am Dienstort 
eine Wohnung, so bekommt er im Gegensatz 
zum Trennungsentschädigungsempfänger keine 
Umzugskostenvergütung. 

g) Wird dem neuverheirateten Soldaten eine zu auf-
wendige Wohnung zugewiesen, so erhält er im 
Gegensatz zum Trennungsentschädigungsempfän-
ger keinen Wohnungs- und Heizkostenzuschuß. 

Abhilfe scheint hier dringend geboten. 

9. Verpflegungszuschuß für die Zeit der Grund-
ausbildung 

Die Truppenverpflegung hat einen Durchschnitts-
wert von 3600 Kalorien täglich. Es ist festgestellt 
worden, daß die neu in den Dienst der Bundeswehr 
getretenen Soldaten — offenbar bedingt durch die 
vielfach ungewohnten körperlichen Anforderungen 
und durch die ungewohnte Truppenverpflegung — 
während der Grundausbildung zunächst an Körper-
gewicht verlieren. Diesen Gewichtsverlust holen sie 
erfahrungsgemäß später wieder auf. Teilweise las-
sen sich dann darüber hinaus sogar Gewichtszunah-
men feststellen. 

In einer Reihe von Eingaben wird von den be-
troffenen Soldaten empfohlen, die Verpflegung der 
Rekruten während der Grundausbildung den er-
höhten körperlichen Anforderungen durch Verpfle-
gungszuschüsse anzugleichen. 

Eine Prüfung der Frage erscheint empfehlens-
wert. 

10. Abzug von Verpflegungsgeld bei Krankenhaus-
oder Lazarettaufenthalt 

Die Heilfürsorge in der Bundeswehr schließt die 
Verpflegungskosten nicht mit ein. Wird ein Soldat 
ins Lazarett eingeliefert, so wird ein Verpflegungs-
geld von täglich 2,75 DM einbehalten. Verköstigt 
sich der Soldat ansonsten in seiner Familie, so er-
gibt sich eine Art „doppelter Haushaltsführung", 
ohne daß er hierfür einen finanziellen Zuschuß be-
kommt. Diese Regelung wird von vielen Soldaten 
nicht verstanden, nicht zuletzt deswegen, weil die 
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von den Krankenkassen übernommene Heilfürsorge 
und die Heilfürsorge, wie sie den Soldaten früher 
gewährt wurde, die Verpflegungskosten mit ein-
schließen. 

Vor allem wehrdienstbeschädigte Soldaten, die 
ein Heilverfahren durchführen, empfinden diese 
Regelung als Härte. Wehrdienstbeschädigte, die 
unter das Bundesversorgungsgesetz fallen, genie-
ßen bei der Durchführung von Heilverfahren volle 
Kostenfreiheit. Die Bundeswehrverwaltung hat je-
doch für den Bereich der Bundeswehr die Durchfüh-
rung solcher Heilverfahren selbst übernommen und 
behält das Verpflegungsgeld in Höhe von 2,75 DM 
täglich ein. Wehrdienstbeschädigte der Bundeswehr 
sehen hierin eine Benachteiligung gegenüber den 
Wehrdienstbeschädigten, die unter das Bundesver-
sorgungsgesetz fallen. 

Eine Überprüfung der Vorschriften erscheint ge

-

boten. 

11. Reisekostenbeihilfen 

Ledigen Wehrpflichtigen stehen während ihrer 
Grundwehrdienstzeit jährlich zwei, verheirateten 
Wehrpflichtigen drei Familienheimfahrten zu, deren 
Kosten sie im Wege der Reisekostenbeihilfe ersetzt 
bekommen. 

In einer Reihe von Eingaben beschwerten sich 
wehrpflichtige Soldaten darüber, daß es ihnen bei 
einem Wehrsold von 2 DM täglich nicht zuzumu-
ten sei, hieraus die Kosten für die Familienheim-
fahrt — zumal wenn sie ihren Wehrdienst zwangs-
weise weit entfernt vom Heimatort leisteten - vor-
zuschießen. 

Die Frage wurde vom Wehrbeauftragten an den 
Bundesminister für Verteidigung herangetragen. Er 
hat durch einen Erlaß Abhilfe geschaffen. Danach 
wird den Wehrpflichtigen nunmehr vor der Reise 
eine Abschlagszahlung in Höhe von 80 v. H. ge-
währt. 

12. Gewährung von Kindergeld für Wehrpflichtige 

Gemäß § 2 des Gesetzes über die Gewährung von 
Kindergeld und die Errichtung von Familienaus-
gleichskassen vom 13. November 1954 (BGBl. I 
S. 333) wird für Kinder nach Vollendung des 18. Le-
bensjahres bis zum vollendeten 25. Lebensjahr Kin-
dergeld gezahlt, wenn sie auf Kosten des Berechtig-
ten unterhalten und für einen Beruf ausgebildet 
werden. 

Die Ableistung des Wehrdienstes zur Erfüllung 
der gesetzlichen Wehrpflicht wird jedoch nicht als 
Berufsausbildung im Sinne des Kindergeldgesetzes 
angesehen. Dies bedeutet eine Härte für Soldaten, 
die wegen des Wehrdienstes ihre Berufsausbildung 
erst ein Jahr später beginnen können und sie des-
wegen über das 25. Lebensjahr hinaus fortsetzen 
müssen. 

Der Bundesminister für Verteidigung hat deswegen 
dem Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
vorgeschlagen, sich für eine Änderung der Kinder-
geldbestimmungen mit dem Ziele zu verwenden, 
daß in derartigen Fällen Kindergeld für eine der ge-
leisteten Wehrdienstzeit entsprechende Zeit über 
das 25. Lebensjahr hinaus gewährt werden kann. 

Die gleiche Frage ergibt sich bei der Waisenrente 
und bei der Kinderermäßigung im Steuerrecht. 

13. Nichtgewährung von Auslandskinderzuschlägen 
für Stiefkinder 

Für Stiefkinder, die in der Familie eines Berufs-
soldaten oder eines Soldaten auf Zeit leben und 
als Waisen selbst einen versorgungsrechtlichen An-
spruch auf Kinderzuschlag haben, kann der Stief-
vater gemäß § 19 Abs. 3 des Bundesbesoldungsge-
setzes aus eigenem Recht keinen Kinderzuschlag ver-
langen. Da für die Höhe der versorgungsrechtlichen 
Bezüge der Wohnsitz oder dauernde Aufenthalt des 
Wohnversorgungsberechtigten grundsätzlich ohne 
Bedeutung ist und auch kein Unterschied zwischen 
einem Inlands- und Auslandsaufenthalt gemacht 
wird, wird diesen Waisen in jedem Falle nur der 
Inlandskinderzuschlag in der durch § 18 Abs. 6 des 
Bundesbesoldungsgesetzes bestimmten Höhe ge-
währt. Wohnt eine solche Waise bei ihrem Stief-
vater, der sich aus dienstlichen Gründen im Ausland 
aufhalten muß, im Ausland, so steht ihr danach auch 
kein Unterschiedsbetrag zwischen dem Inlands- und 
dem Auslandskinderzuschlag zu. Diese Regelung stellt 
für den Stiefvater eine Härte und für das betroffene 
Kind darüber hinaus eine zurücksetzende Behand-
lung gegenüber den leiblichen Kindern des Stief-
vaters dar. Der Bundesminister für Verteidigung 
hat in einer Stellungnahme mitgeteilt, daß dieses 
Problem bei den Vorbereitungen zur Neuregelung 
der Dienstbezüge mit erörtert werden würde. 

14. Schulprobleme 

In den Fällen der Familientrennung fehlt natür-
licherweise oftmals die Autorität des Vaters, um die 
Kinder in ihren schulischen Bemühungen zu beauf-
sichtigen und anzuspornen. Oft kommen Klagen, 
daß deswegen erhebliche Schwierigkeiten für die 
Kinder in der Schule entstehen. Es liegt auf der 
Hand, daß ein Vater, der dieses Problem sieht und 
zum Beispiel 500 km entfernt von seiner Familie 
in der Bundeswehr Dienst tut, davon bedrückt ist, 
was sich auch bei guten Soldaten nachteilig auf die 
dienstlichen Leistungen auswirken kann. 

Das Schulproblem zeigt sich aber auch noch in 
anderer Sicht: Selbst wenn die Familie an den 
Dienstort des Vaters ziehen kann, weil eine Woh-
nung zur Verfügung steht, macht die Umschulung oft 
große Schwierigkeiten. Dies gilt vor allem für Um-
züge nach Bayern, wo das Schuljahr bekanntlich 
nicht im Frühjahr, sondern im Herbst beginnt. Da-
durch werden gut begabte und leicht lernende Kin-
der beim Schulwechsel über Gebühr belastet, wäh-
rend weniger begabte Kinder ein halbes Jahr ver-
lieren. 

Auch ohne dieses Sonderproblem sind die Schwie-
rigkeiten für Eltern und Kinder groß genug. Oft fin-
det sich am neuen Wohnort nicht die gleiche Schul-
art wie am bisherigen. Dann wollen die Eltern das 
Kind verständlicherweise lieber auf der alten Schule 
belassen, obwohl dies wieder eine große finanzielle 
Belastung mit sich bringt. Stehen Kinder vor einer 
Abschlußprüfung, so verbietet sich ein Schulwechsel 
meist von selbst. 
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Die Belastung, die — auch wenn die äußeren Um-
stände einen reibungslosen Wechsel erlauben —
allein mit dem Wechsel der Lehrer vielfach verbun-
den ist, sei nur am Rande erwähnt. Nicht selten er-
wachsen aus all diesen Problemen nachteilige Fol-
gen für die Entwicklung und das Berufsleben des 
Kindes in der Zukunft. 

Da die Versetzung von Soldaten mit schulpflich-
tigen oder im Lehrverhältnis stehenden Kindern na-
turgemäß oftmals nicht vermieden werden kann, 
sollte in vermehrtem Umfange durch besondere 
Maßnahmen, wie zum Beispiel durch die Schaffung 
von Schulheimen, die Förderung internatsmäßiger 
Unterbringung, die Gewährung zusätzlicher finan-
zieller Hilfen und — im Rahmen des Möglichen — 
durch Berücksichtigung der persönlichen Umstände 
vor Erteilung einer Umzugsanordnung eine für die 
Beteiligten tragbare Lösung angestrebt werden. 

15. Pflichtversicherung „im Zeitpunkt der Einberu-
fung" 

Wehrpflichtige werden für die Dauer der Wehr-
dienstleistung in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung nur dann weiterversichert, wenn sie im Zeit-
punkt der Einberufung pflichtversichert waren. Nach 
der bisherigen Auslegung des Begriffes „im Zeit-
punkt der Einberufung" mußte der Wehrpflichtige 
bis zum Tage vor dem Beginn des Wehrdienstes in 
einem versicherungspflichtigen Arbeitsverhältnis 
gestanden haben. Diese Auslegung hat vor allem 
bei den Wehrpflichtigen, die noch dringende Privat-
oder Behördenangelegenheiten vor ihrem Dienst-
antritt bei der Bundeswehr zu erledigen hatten und 
deshalb das Arbeitsverhältnis einige Tage früher 
lösten, zu unbilligen Härten geführt. 

Der Wehrbeauftragte ist mehrfach mit dieser Fra-
ge befaßt worden. Durch einen ergänzenden Erlaß 
des Bundesministers für Verteidigung ist nunmehr 
festgelegt worden, daß vom Vorliegen einer Pflicht-
versicherung im Zeitpunkt der Einberufung auch 
dann noch gesprochen werden kann, wenn der Ein-
berufene bis zum achten Kalendertag vor dem Tage 
des Dienstantritts versicherungspflichtig beschäftigt 
gewesen ist. 

16. Unterschiede in der Dienstzeitversorgung 

Soldaten auf Zeit, die auf eigenen Antrag vor Ab-
lauf der vierjährigen Dienstzeit entlassen werden, 
haben keinen Anspruch auf Zahlung ,der Übergangs-
gebührnisse gemäß § 11 Abs. 5 des Soldatenversor-
gungsgesetzes und erhalten auch keine Übergangs-
beihilfe nach § 12 des Soldatenversorgungsgesetzes. 
Sie sind damit, auch wenn sie länger als 18 Monate 
gedient haben, schlechter gestellt als Soldaten, die 
nach 18monatiger Verpflichtungszeit ausscheiden 
und denen eine Übergangsbeihilfe nach § 13 des 
Soldatenversorgungsgesetzes gewährt wird. 

Da in derartigen Fällen ein Ausscheiden nur bei 
Vorliegen triftiger Gründe genehmigt wird und an-
dererseits eine tatsächliche Dienstleistung von mehr 
als 18 Monaten vorliegt, wäre die Gewährung von 
Übergangsgebührnissen sowie einer Übergangsbei-
hilfe zu vertreten. 

17. Verzögerung der Dienstzeitversorgungsregelung 
infolge personeller Unterbesetzung der Wehrbe-
reichsgebührnisämter 

Aus zahlreichen Eingaben ist zu entnehmen, daß 
durchschnittlich zwei bis drei Monate vergehen, be-
vor die entlassenen Soldaten auf Zeit von den 
Wehrbereichsgebührnisämtern, die mit der Durch-
führung der Dienstzeitversorgung nach dem Sol-
datenversorgungsgesetz beauftragt sind, eine Be-
rechnung der ihnen zustehenden Versorgungsge-
bührnisse erhalten. Die Gebührnisämter führen 
diese Verzögerung auf anhaltende personelle Un-
terbesetzung der hierfür zuständigen Abteilungen 
zurück und versuchen, durch Abschlagszahlungen 
einen Ausgleich zu schaffen. Aber auch die Ab-
schlagszahlungen erfolgen oft so verspätet, daß der 
eigentliche Zweck, dem Soldaten die Rückkehr in 
den Zivilberuf zu erleichtern, nicht erreicht wird 
und zuweilen sogar die öffentliche Fürsorge in An-
spruch genommen werden muß, um den Familien-
unterhalt in den ersten Wochen nach der Entlassung 
aus der Bundeswehr sicherzustellen. Es sollten da-
her wenigstens rechtzeitige Abschlagszahlungen er-
möglicht werden. 

18. Durchführung des Unterhaltssicherungsgesetzes 
durch Sozialämter 

Die Durchführung des Unterhaltssicherungsgeset-
zes ist den Sozialämtern übertragen, die gleichzeitig 
als Behörden der öffentlichen Fürsorge tätig sind. 
Diese Tatsache wird von den Wehrübenden und 
ihren Familien, die ansonsten nichts mit der öffent-
lichen Fürsorge zu tun haben, als psychologische 
Belastung empfunden. Eine anderweitige Regelung 
wäre zu begrüßen. 

19. Sonderleistungen nach § 8 des Unterhaltssiche-
rungsgesetzes; hier: Junghandwerksparen 

In § 8 des Unterhaltssicherungsgesetzes sind die 
zur Zeit erstattungsfähigen Beitragszahlungen er-
schöpfend aufgeführt. Eine Ergänzung dieses Kata-
logs ist nach Mitteilung des Bundesministers für 
Verteidigung in der Novelle zum Unterhaltssiche-
rungsgesetz vorgesehen. Bisher haben die beteilig-
ten Ressorts es nicht für vertretbar angesehen, die 
Verpflichtungen aus dem Junghandwerker-, Genos-
senschafts- und Innungssparen den steuer- bzw. 
prämienbegünstigten Sparraten gleichzustellen. In 
Handwerkerkreisen wird dies als Benachteiligung 
des Junghandwerksparens angesehen, da diesem 
Sparen eine ähnliche Kapitalansammlung zur Zu-
kunftssicherung zugrunde liege, wie den steuer-
begünstigten Kapitalansammlungsverträgen. 

Eine Prüfung dieses Anliegens ist zu empfehlen. 

20. Unzureichende Leistungen nach dem Unterhalts-
sicherungsgesetz bei Wehrübenden 

In mehreren Eingaben von Wehrübenden sind die 
Leistungen nach dem Unterhaltssicherungsgesetz 
angesprochen. Richter und Beamte erhalten wäh-
rend einer Wehrübung ihre vollen Dienstbezüge. 
Wehrübende, die diesen Berufsgruppen nicht ange-
hören — selbst Angestellte des öffentlichen Dien-
stes — erhalten je nach Familienstand und Zahl der 
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unterhaltsberechtigten Angehörigen während ihrer 
Wehrübung einen Unterhaltssicherungsbetrag für 
ihre Familie, der zwischen 50 und 90 v. H. ihres bis-
herigen Netto-Einkommens beträgt. Soweit dieser 
Personenkreis laufenden Verpflichtungen durch 
Ratenzahlungen usw. nachzukommen hat, die nicht 
unter § 8 des Unterhaltssicherungsgesetzes (Sonder-
leistungen) fallen, ist es nicht ausgeschlossen, daß 
der Betroffene und seine Familie dadurch in eine 
Notlage geraten. Die Gleichstellung mit den Rich-
tern und Beamten wäre daher zu erwägen. 

21. Rentenversicherung während der Wehrübung 

Für die Berechnung des - vom Bund zu tragen-
den — Beitrages zur Rentenversicherung der Ange-
stellten und Arbeiter während der Wehrübung sind 
die Geld- und Sachbezüge maßgebend, die der 
Wehrübende während der Wehrdienstleistung er-
hält. In einer Stellungnahme, die der Bundesmini-
ster für Verteidigung zu einer beim Wehrbeauftrag-
ten eingegangenen Beschwerde abgegeben hat, 
wurde mitgeteilt, es seien Bestrebungen im Gange, 
für die Beitragsberechnungen zur Rentenversiche-
rung die vor der Wehrübung bezogenen Einkünfte 
zugrunde zu legen. Ein entsprechender Gesetz-
gebungsvorschlag der Bundesregierung liegt nun-
mehr dem Bundestag vor. 

22. Beiträge zu privaten Krankenversicherungen 
während der Wehrübung 

Die Beiträge zur gesetzlichen Krankenversiche-
rung werden als Sonderleistungen nach § 8 Abs. 2 
Nr. 2 des Unterhaltssicherungsgesetzes anerkannt 
und dem Soldaten für die Zeit seiner Wehrübung 
erstattet. Anders verhält es sich mit den Beiträgen 
zu privaten Krankenversicherungen. Solche Beiträge 
werden nur als Sonderleistungen im Sinne des 
Unterhaltssicherungsgesetzes anerkannt, wenn das 
Netto-Einkommen des Einberufenen während seiner 
Wehrübung die Bemessungsgrundlage des § 11 des 
Unterhaltssicherungsgesetzes (z. Z. 400 DM) nicht 
überschreitet. Dem betreffenden Soldaten bleibt 
lediglich die Möglichkeit, unter Hinweis auf die ihm 
zustehende freie Heilfürsorge während der Wehr-
übung eine Herabsetzung des Beitrages zur pri-
vaten Krankenversicherung zu beantragen. Dabei 
ist jedoch zu berücksichtigen, daß die Heilfürsorge 
sich nicht auf die Ehefrau und die Kinder erstreckt. 
Die Wehrübenden, die Mitglieder von Privatkran-
kenkassen sind, empfinden diese unterschiedliche 
Behandlung gegenüber den Mitgliedern der Pflicht-
krankenkassen verständlicherweise als Härte, zu-
mal die Pflichtversicherung bis zu einem Monats-
einkommen von 750 DM vorgeschrieben ist. 

23. Wehrsold bzw. Bezüge für Studenten während 
der Wehrübung 

Wehrpflichtige Studenten, die im Anschluß an 
den Grundwehrdienst weitere sechs Monate, insge-
samt also achtzehn Monate dienen, erhalten nach 
zwölf Monaten die Bezüge eines Freiwilligen. 
Wehrpflichtige Studenten hingegen, die nach zwölf 
Monaten als Fahnenjunker d. R. ausscheiden und 
— meist nach 1 1 /2 jähriger Unterbrechung — zur 
ersten dreimonatigen Wehrübung einberufen wer- 

den, erhalten während dieser drei Monate lediglich 
Wehrsold (gegebenenfalls auch Unterhaltsleistun-
gen für Familienangehörige nach dem Unterhalts-
sicherungsgesetz). Der Unterschied in der Bezahlung 
beträgt bei gleichem Dienstgrad monatlich 200 DM. 
Da viele Studenten ihre Semesterferien dazu ver-
wenden, das notwendige Geld für das weitere Stu-
dium zu verdienen, bringen ihnen die Wehrübun-
gen während der Semesterferien finanzielle Nach-
t e ile.  

Diesem Umstand soll, wie der Bundesminister für 
Verteidigung mitgeteilt hat, bei der Neufassung des 
Unterhaltssicherungsgesetzes Rechnung getragen 
werden. 

24. Anrechnung des Wehrdienstes als Praktikanten

-

zeit bei Aufnahme eines technischen Studiums 

Den Soldaten, die an technischen Sonderlehrgän-
gen der Bundeswehr teilgenommen haben und nach 
Beendigung ihrer Dienstzeit an einer Technischen 
Hochschule studieren wollen, werden diese Lehr-
gänge unter gewissen Bedingungen als Praktikan-
tenzeit angerechnet. Es besteht keine bundesein-
heitliche Regelung, da die Beurteilung der Anrech-
nungsfähigkeit in den Bereich der akademischen 
Selbstverwaltung fällt. Aus Stellungnahmen ver-
schiedener Prüfungsämter ist jedoch zu schließen, 
daß die Anrechnungsmöglichkeit bei einer Reihe 
von Fakultäten besteht. Sofern eine diesbezügliche 
Empfehlung der Ständigen Konferenz der Kultus-
minister oder der Westdeutschen Rektorenkonfe-
renz erwirkt werden könnte, dürfte dies von Nut-
zen sein. 

Von den betroffenen Soldaten wird unter ande-
rem  angeregt, bei Abiturienten, die den Grundwehr-
dienst geleistet haben, das Praktikum nicht — wie 
sonst vor dem Studium, sondern in den Semester-
ferien absolvieren zu lassen. 

Auch wäre es empfehlenswert, die Wänsche der 
Abiturienten, die ein technisches Studium vor-
haben, hinsichtlich ihrer Verwendung bei einer be-
stimmten Truppe zu berücksichtigen (zum Beispiel 
künftige Bauingenieure bei der Pioniertruppe, 
Hochfrequenzingenieure bei der Fernmeldetruppe). 

M. Schlußbemerkungen 

Die Bundeswehr wird inmitten einer Zeitenwende 
nach dem Gesetz unserer freiheitlichen demokra-
tischen Rechtsordnung aufgebaut. Nur wenn sie die 
veränderten geistigen und politischen Grundlagen 
unseres staatlichen Lebens erfaßt und sie als ge-
schichtliche Wandlung unseres Volkes anerkennt, 
wird sie das ihr anvertraute geistige Gut von Frei-
heit und Recht in ihren eigenen Reihen verwirk-
lichen und nach außen verteidigen können. 

Die Verwirklichung der freiheitlichen Rechtsord-
nung im militärischen Alltag und das Einstehen für 
unseren demokratischen Staat werden der Bundes-
wehr das ihr zukommende Ansehen und notwen-
dige Vertrauen in unserem Volk gewinnen. Zugleich 
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aber wird die Bundeswehr hierdurch wesentlich 
dazu beitragen können, das im Ausland aus unse-
rer belasteten Vergangenheit noch vorhandene Miß-
trauen abzubauen und das Vertrauen zu unserer 
Demokratie zu stärken. 

Der „Staatsbürger in Uniform" beginnt im solda-
tischen Bereich immer deutlicher Gestalt zu gewin-
nen und das Bild der Bundeswehr im freiheitlich 
demokratischen Rechtsstaat mehr und mehr zu prä-
gen. Der Staatsbürger in Uniform kann aber nur 
Wirklichkeit werden, wenn die Armee Soldaten be-
kommt, die bereits Staatsbürger im eigentlichen 
Sinne dieses Wortes sind, d. h., daß sie ihre Rechte 
und Pflichten gegenüber dem Staat mit seiner frei-
heitlichen Ordnung und gegenüber unserem Volk 
anerkennen und unsere staatliche Gemeinschaft in 
persönlicher tätiger Mitverantwortung tragen. In 
dieser Hinsicht bedarf die politische Bildung in 
unserem Volke von allen Seiten, beginnend beim 
Elternhaus über die Schule, noch einer erheblichen 
Vervollkommnung und ernster Bemühungen. Es ist 
nicht möglich und politisch nicht wünschenswert, 
daß die Bundeswehr die erzieherische und bildende 
Aufgabe erfüllt, die den anderen schöpferischen 
Kräften in Gesellschaft und Staat zufällt. Je wirk-
samer die staatsbürgerliche Erziehung der jungen 
Menschen vor dem Eintritt in die Armee ist, um so 
eher und leichter wird eine Grundlage dafür ge-
geben sein, daß die Grundsätze über die innere 
Führung im militärischen Alltag verwirklicht wer-
den. 

In Führung und Truppe der Bundeswehr lebt 
weithin das verpflichtende Bewußtsein, daß die 
Bundeswehr dem ganzen Volk in allen seinen 
Schichten zu dienen hat. Für die Verwirklichung 
dieser Aufgabe ist es von entscheidender Bedeu-
tung, daß die Bundeswehr mit allen Kreisen der 
Bevölkerung in einen engen vertrauensvollen Kon-
takt kommt. Es ist anzuerkennen, daß die Bundes-
wehr diese Verbindung nicht nur zu den Volksver-
tretungen und Parteien, den kommunalen und 
staatlichen Stellen, sondern vor allem auch zu den 
Vertretern und Verbänden aller Berufsgruppen, zu 
Kirchen, Gewerkschaften, Lehrer- und Jugendver-
bänden, zu Hochschulen, Studentengruppen usw. 
sucht. Vielfache Diskussionen auf Tagungen und 
anderen Zusammenkünften haben Gelegenheit ge-
geben, Mißverständnisse oder Belastungen aus der 
Vergangenheit zu klären und durch persönliche Be-
gegnung und offene Aussprache das gegenseitige 
Verständnis und Vertrauen zu fördern. Es ist zu 
hoffen, daß alle zivilen Kreise dem gezeigten guten 
Willen und Bemühen der Bundeswehr zu solcher 
Fühlungnahme entgegenkommen und sie auch von 
sich aus suchen. 

Die Bereitwilligkeit der Bundeswehr, der Presse, 
den Schulen und allen Bevölkerungsschichten den 
Besuch von Kasernen, die besuchsweise Teilnahme 
an der Ausbildung im täglichen Dienst, an Übungen 
und Manövern in großzügiger Weise zu ermög-
lichen, sollte anerkannt und genutzt werden. Dies 
wird dazu beitragen, Unkenntnis über das innere 
Gefüge der Bundeswehr und daraus resultierende 
Vorbehalte allgemeiner Art gegen die Welt der 

Soldaten abzubauen und der Truppe das Gefühl zu 
vermitteln, mitten im Leben unseres Volkes zu 
stehen. Das wird nicht nur jede Isolierung der Bun-
deswehr verhindern und ihr Hineinwachsen in die 
staatliche Gemeinschaft und unser öffentliches Leben 
erleichtern, sondern auch den Blick der Soldaten auf 
das Allgemeine richten und sich dadurch auf den 
Geist und das innere Gefüge der Truppe im Sinne 
unserer freiheitlichen Demokratie befruchtend aus-
wirken. 

Die Frage der Traditionspflege in der Bundes-
wehr bedarf noch einer Klärung. Das überkommene 
Bild und die Traditionswerte aus der vaterländi-
schen Geschichte sind durch die Geschichtsentwick-
lung, insbesondere durch die Zeit der nationalsozia-
listischen Gewaltherrschaft, weithin in Frage ge-
stellt. Volk und Staat bedürfen zur Neugestaltung 
unseres nationalen Lebens eines erneuerten Ge-
schichtsbewußtseins und einer geläuterten Tradi-
tion. Nur auf ihrer Grundlage kann auch die Tra-
ditionspflege in der Bundeswehr aufgebaut werden. 
Sie wird ihren Geist in Zukunft bestimmen. Es 
wäre gut, wenn es gelänge, diese Frage in abseh-
barer Zeit allgemeingültig zu beantworten. Bei der 
Vereidigung bzw. der Abnahme des feierlichen Ge-
löbnisses von Soldaten verwenden die Truppenteile 
— vielfach aus eigener Initiative — die Fahne der 
Bundesrepublik als Symbol des Staates, dem das 
Versprechen des Soldaten gilt. Einige Soldaten als 
Vertreter der übrigen legen eine Hand auf die 
Fahne, während der Eid oder das Gelöbnis gespro-
chen wird. Derartige Feiern sind schlicht und wür-
dig. Es scheint einer Überlegung wert, ob man den 
Truppenverbänden nicht die Fahne der Bundes-
republik zur Bewahrung und Führung verleihen 
sollte. Derartige Symbole in den Farben der Bun-
desrepublik würden der Repräsentation unseres 
demokratischen Staates im soldatischen Bereich die-
nen, ohne das Mißverständnis eines noch umstrit-
tenen Traditionsverlangens hervorzurufen. Es wäre 
denkbar, daß solche Symbole ihren Teil beitrügen 
zur Bildung einer Tradition, die die verpflichtende 
Bindung an den neuen Staat stärker ins Bewußt-
sein der Soldaten rückt und das für jede Armee 
notwendige Zugehörigkeitsgefühl zum Volk und 
seinem Staat festigt. 

Der Bericht wirft die Frage auf, ob und inwie-
weit es dem Wehrbeauftragten durch seine Tätig-
keit ermöglicht wird, ein verläßliches Bild von dem 
inneren Gefüge der Bundeswehr zu gewinnen. Es 
wurde schon darauf hingewiesen, daß die Kürze 
der Berichtszeit allgemeingültige Eindrücke oder 
Urteile noch nicht zuläßt. Diesen Umstand berührt 
die obige Frage nicht; sie hat vielmehr grundsätz-
lichen Charakter. Die im § 3 des Gesetzes über den 
Wehrbeauftragten festgelegten Befugnisse erschei-
nen im wesentlichen ausreichend, um den erforder-
lichen Einblick in das innere Gefüge der Bundes-
wehr zu bekommen und den gesetzlichen Aufgaben 
gerecht zu werden. Fraglich bleibt jedoch, ob es 
einer Einzelperson möglich sein wird, die ihr ge-
gebenen Befugnisse im genügenden Ausmaße wahr-
zunehmen. Bei der Größe der Bundeswehr, nament-
lich nach Beendigung der Aufstellung, werden zum 
Beispiel die Truppenbesuche notwendigerweise im- 
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mer nur den Charakter von Stichproben haben. 
Freilich lassen sie gleichwohl ein gewisses Durch-
schnittsbild erkennen, wenn sie die Truppen, Stäbe 
und Dienststellen der Bundeswehr in allen Berei-
chen gleichmäßig einbeziehen. Dies wird aber erst 
im Laufe der Zeit der Fall sein können. 

Die Eingaben dürften ein Bild hohen Verläßlich-
keitsgrades ergeben. Sie kommen von überall her, 
wo die Soldaten „der Schuh drückt". Sie lassen 
auch erkennen, daß sich die Angehörigen der Bun-
deswehr in größerer Zahl als erwartet vertrauens-
voll an den Beauftragten des Parlaments wenden, 
wenn sie glauben, auf dem dienstlichen Wege nicht 
zu ihrem Recht oder zur Erfüllung ihrer vermeint-
lichen Rechtsansprüche zu kommen. Da sich die 
Eingaben über alle Gebiete des militärischen Le-
bens erstrecken, geben sie — naturgemäß in ge-
wissen Grenzen — ein vielschichtiges Bild von den 
Mängeln im inneren Gefüge der Bundeswehr. 

Die darüber hinausgehende Unterrichtung des 
Wehrbeauftragten über besondere Vorkommnisse 
ergänzt das aus den Eingaben gewonnene Bild. 
Hierbei ist die Beobachtung der nicht seltenen 
Selbstmordversuche und Selbstmorde von Soldaten 
von Bedeutung. Nach der bisherigen Ubersicht ist 
die Zahl der Selbstmorde von Soldaten im Durch-
schnitt nicht höher als in der zivilen Bevölkerung. 
Offensichtlich sind auch nur in einer verschwindend 
geringen Zahl der Fälle dienstliche Gründe aus-
schlaggebend gewesen. In der Mehrzahl handelte 
es sich um Gründe privater Natur. Dieses ernste 
Problem, das einen wichtigen Einblick in die innere 
Situation der Truppe geben kann, wird auch künf-
tig besonderer Beachtung bedürfen. 

Die Erkenntnisse über die Wahrnehmung des 
dienstlichen Beschwerderechts, die Ausübung der 
Disziplinargewalt und die Strafrechtspflege sind 
bisher im wesentlichen durch ,die Gesamtberichte 
gewonnen worden, die der Wehrbeauftragte vom 
Bundesminister für Verteidigung erhalten hat. Sie 

sind durch unmittelbare Feststellungen des Wehr-
beauftragten bei seinen Truppenbesuchen, aus Ein-
gaben und Akteneinsicht ergänzt worden. 

Die Verbindung zu den Militärgeistlichen beider 
Konfessionen ist für die Wahrnehmung der Auf-
gaben des Wehrbeauftragten von hohem Wert. 
Ebenso hat die Teilnahme an den Sitzungen des 
,.Beirates für Innere Führung" beim Bundesminister 
für Verteidigung dem Wehrbeauftragten vielseitige 
Erkenntnisse und Anregungen für seine Tätigkeit 
vermittelt. Auf diesen Gebieten bleibt ein engerer 
Gedankenaustausch und ein Zusammenwirken an-
zustreben. 

Die Zusammenarbeit mit der Presse war im Be-. 
richtszeitraum dankenswerterweise ausgesprochen 
gut. Fast die gesamte Presse hat sich den Grund-
gedanken der Institution zu eigen gemacht und 
durch eine sachliche und ausführliche Berichterstat-
tung dazu beigetragen, die Institution des Wehr-
beauftragten bekanntzumachen und das Verständ-
nis für seine Aufgabe zu fördern. Gleiches gilt für 
Rundfunk und Fernsehen. 

In diesem Zusammenhang ist besonders auch auf 
das Interesse hinzuweisen, das die Auslandspresse, 
namentlich die amerikanische und englische Presse, 
dem Amt und den Aufgaben des Wehrbeauftragten 
entgegengebracht hat. Offensichtlich wird eine posi-
tive Entwicklung der Institution in diesen Ländern 
stark unter dem Blickwinkel gesehen, in welchem 
Maße die demokratische Entwicklung in der Bun-
desrepublik Deutschland fortschreitet. 

Der Wehrbeauftragte soll im Auftrag des Parla-
ments über die Grundrechte der Soldaten und die 
Grundsätze einer mit neuem Geist erfüllten solda-
tischen Menschenführung wachen. Er wird seine 
Aufgabe nur dann sinnvoll erfüllen, wenn er bei 
der Ausübung einer wachsam prüfenden Kontrolle 
zugleich der Bundeswehr bei ihrem Neuaufbau hel-
fend zur Seite steht. 
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Anlage 1 

Organisations- und Stellenplan 
der Dienststelle des Wehrbeauftragten des 

Deutschen Bundestages 

Stand am 31. Dezember 1959 

Wehrbeauftragter (B 10) Vorzimmerdienst 
1 Schreibkraft (TO.A VIb) 

Leitender Beamter 
der Dienststelle 

1 Ministerialrat (A 161 
1 Schreibkraft (TO.A VII) 

Referat I 

Grundsatzreferat 

Referent: 1 Oberregierungsrat (A 14) 

a) Verfassung, insbesondere Schutz 
der Grundrechte der Soldaten 

b) Schutz der Grundsätze über die 
Innere Führung in der Bundeswehr 

c) Beobachtung der Ausübung der 
Disziplinargewalt in der Bundes-
wehr und der Strafrechtspflege 

d) Besondere Vorkommnisse in der 
Bundeswehr 

e) Politische Angelegenheiten 

f) Presse, Rundfunk, Informationen 

g) Einzel- und Jahresberichte 

Referat II 

Eingaben und Beschwerden 

Referent: 1 Regierungsrat (A 13) 

a) Bearbeitung aller Eingaben und 
Beschwerden 

b) Truppenbesuche 

1. Vorbereitung 

2. Begleitung des Wehrbeauftrag-
ten 

3. Auswertung der Ergebnisse 

Büroleitung und Verwaltung 

Leiter: 1 Amtsrat (A 12) 

a) Innerer Dienst 

b) Personalangelegenheiten 

c) Haushalts-Kassenwesen 

d) Registratur 

e) Statistische Auswertung der Ein-
gaben und Beschwerden für den 
Jahresbericht 

Hilfskräfte 

1 Verwaltungsangestelltes (TO.A Vb) 

1 Schreibkraft 	(TO.A VII) 

Hilfskräfte 

1 Regierungs

-

oberinspektor 	(A 10) 
1 Verwaltungsangestellter (TO.A Vb) 

1 Schreibkraft 	(TO.A VII) 

Hilfskräfte 

1 Verwaltungsangestellte (TO.A Vb) 

1 Verwaltungsangestellter (TO.A VIb) 

1 Schreibkraft (TO.A VIII) 

1 Verwaltungsangestellter (TO.A VII) 
als Aushilfskraft 

Hilfskräfte 

1 Hilfsamtsgehilfe (2) 	(TO.B) 
1 Chefkraftfahrer 	(TO.B) 

1 Kraftfahrer 	 (TO.B IV) 

1 Raumpflegerin 	(TO.B IX) 
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Anlage 2 

Geschäftsstatistik für das Berichtsjahr 1959 

Inhaltsübersicht 

A. Gesamtübersicht 

I Gesamtzahl und Art der Eingaben, Beschwerden und son-
stigen Vorgänge 

VI. Zeitlicher Anfall der Eingaben usw. 

VII. Aufschlüsselung nach Anlaß, Anteil der Teilstreitkräfte und 
dem sachlichen Grund der Eingaben usw. 

B. Übersicht zur Person der an den Eingaben beteiligten Angehörigen 
der Bundeswehr 

C. Erledigung der Eingaben, Beschwerden und sonstigen Vorgänge 

I. Eingaben usw. im gesetzlichen Aufgabenbereich 

II. Sonstige Eingaben 

D. Besondere Ergebnisse 
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A. Gesamtübersicht 

I. Gesamtzahl der Eingaben, Beschwerden und sonstigen Vorgänge 	  3 368 

Davon 

a) Eingaben, Beschwerden und sonstige Vorgänge im Auf-
gabenbereich gemäß § 2 des Gesetzes über den Wehr-
beauftragten 	  3 025 

b) Sammeleingaben  	4 

c) Anonyme Eingaben  	3 

d) Eingaben, die den gesetzlichen Aufgabenbereich nicht 
berühren  	336 

Summe wie oben . . 	 3 368 

II. Zeitlicher Anfall der Eingaben usw. 

Erst- Eingänge insgesamt 

Monat 
des 

Eingangs 

Zahl  der 
Ar

-

beits

-

tage 

ein

-

gaben 
und 
Be

-

schwer- 
den 

(Neu- 
ein- 

gänge) 

Im
,

Durch

-

schnitt 
tag

-

lich 

Stel - 
lung

-

nahmen, 
 Berichte 

Nach

-

gange  
(Rück

-

läufer) 

Durch-
Im 

schnitt 
täg

-

lich 

Zu- 
sammen 
Spalte 

3 +  5  

Im 
Durch

-

schnitt 
tag 

lich bis  
Neu  

ein

-

gänge 

Rück

-

Läufer 

Zu
sam

-

men 

1 2 3  4 5 6 7 8 9 10 11 12 

1959  
April bis 
Juni 30. Juni 1 087 ca. 700 1 ) 1 787 

Juli 23 334 14,5 712 31,0 1 046 45,5 31. Juli 1 421 1 412 2 833 

August 21 345 16,4 657 31,3 1 002 47.7 31. August 1 766 2 069 3 835 

September  22 410 18,6 607 27,6 1 017 46,2 30. September 2 176 2 676 4 852 

Oktober 22 478 21,7 762 34,6 1 240 56,3 31. Oktober 2 654 3 438 6 092 

November 20 442 22,1 608, 30,4 1 050 52,5 30. November 3 096 4 046 7 142 

Dezember  20 303 15,1 684 34,2 987 49,3 31. Dezember 3 3992) 4 730 8 129 

128 2 312 18,1 4 030 31,4 6 342 49,5  

1) Geschätzt! Da die systematische Bearbeitung der Eingaben erst im Mai aufgenommen wurde, war der Eingang 
der Stellungnahmen im Mai/Juni folglich noch gering. 

2) Davon ab wegen Aktenzusammenführung = 31; verbleiben 3368 
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III. Aufschlüsselung nach Anlaß, Anteil der Teilstreitkräfte und dem sachlichen Grund der Eingaben (Ia) 

a) nach dem Anteil der Teilstreitkräfte 

Betroffen waren 

Anlaß des Tätigwerdens des 
Wehrbeauftragten im Sinne des § 2 

des Gesetzes über den Wehr

-

beauftragten Heer Luftwaffe, Marine 

Terri

-

toriale 
Ver

-

teidigung 

Zentrale 
militä

-

rische 
Dienst

-

stellen  

Sonstige 
Stellen 

der 
Bundes

-

wehr 

Sonstig 
Stellen  
außer

-

halb der 
Bundes

-

wehr 

Zu 
sammen 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 

1. Weisungen des Bundestages 
und des Bundestags-
ausschusses für Verteidigung 

2. Truppenbesuche 	 9 3 1 13 

3. Mitteilungen durch Mit-
glieder des Bundestages 	. 	. 6 3 3 2 14 

4. Eingaben und Beschwerden 
von 

a) Soldaten 
(einschließlich Familien-
angehöriger) 	 1 427 997 101 57 7 2 589 

b) ehemaligen Bundeswehr-
angehörigen 	 115 51 7 4 42 31 250 

c) sonstigen Einzelpersonen 
 

76 57 4 3 
 

10 
 

8 158 

d) Organisationen und 
Verbänden 	 

5. Presseberichte 	 1 1 

Summe 	  1 634 1 108 112 68 7 55 
1  

41 3 025 

Von insgesamt 3025 Eingaben wurden 488 durch Persönlichkeiten außerhalb der Bundeswehr, u. a. 
von Abgeordneten und Familienangehörigen von Soldaten, insbesondere von deren Ehefrauen einge-
leitet, und zwar: 

Heer 	  285 

Luftwaffe 	  146 

Marine 	13 

Territoriale Verteidigung  	3 

Ehemalige Bundeswehrangehörige 	5 

Sonstige Fälle  	36 
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b) nach dem sachlichen Grund der Eingaben 

Sachgruppe  

Innere Führung 

Anlaß 
Ver

-

fassung, 
Wehr

-

pflicht

-

gesetz 

Men

-

schen

-

führg 

im 

 

Rahmen 
der Er

-

ziehung  
und  
Aus

-

bildung 

Rechts

-

verhält- 
nisse 

der Sol

-

daten 

Rechte 
aus dem 
Dienst

-

verhält

-

nis 

 

sorgesorge 
im per

-

sön

-

lichen 
Bereich 

Rechts

-

pflege   
Zu

-

sammen 

1 2 3 4 5 6 7 8  

Tätigwerden des Wehrbeauftragten im 

 

Sinne des § 2 des Gesetzes über den 
Wehrbeauftragten 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	 52 867 398 972 884 343 3 516  

Davon entfallen auf: 

Heer 	  8 450 205 419 494 194 1 770  

Luftwaffe 	  6 327 118 250 363 96 1 160 

Marine 	  — 37 28 37 11 18 131 

Territoriale Verteidigung 	. 	• 	. 	. 	 4 22 6 22 13 12 79 

Sonstige Stellen 	  34 31 41 244 3 23 376 

Summe wie oben 	  52 867 398 972 884 3 516  343 

In den Eingaben usw. berührte Fragen 
grundsätzlicher Art 	  8 54 17 73 5 2 159  

Heer 	  86  

Luftwaffe 	  20 

Marine 	  7 

Territoriale Verteidigung 	. 	. . 	2 

Zusammen 	  115 

Zahl der bekanntgewordenen und überprüften „Beson-
deren Vorkommnisse" in der Bundeswehr: 
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B. Ubersicht zur Person der an den Eingaben beteiligten Angehörigen der Bundeswehr 

a) Beteiligte nach Zugehörigkeit, Status und Dienstgrad 

Freiwillige 
Werlichtige  

Soldaten auf Zeit Berufssoldaten 
Wehrübende  

Zugehörigkeit Im 
Grund- Passan

-

wehr- ten 
dienst 

Offi

-

ziere 

Unter

-

offi

-

ziere 

Mann

-

schaf

-

ten 

Offi

-

ziere 

Unter

-

offi

-

ziere  

Offi

-

ziere  

Unter

-

offi

-

ziere 

Mann

-

Schaf

-

ten 

Zu

-

sammen 

1 2 	3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 

Heer 	 258 	3 6 390 544 44 171 3 2 6 1 427 

Luftwaffe 	. 	. 	. . 	149 	— 3 252 389 27 174 1 2 —  997 

Marine 	 7 	— — 37 38 9 10 — — — 101 

Territoriale Vertei- 
digung 	  g 	g 3 	— — 14 12  9 18 — 1 — 57 

Sonstige Stellen . . 	— 	— -- 1 3 3 — — — — 7 

Summe 	. 	. 	. 	. . 	417 3 9 694 986 92 373 4 5 6 
I 

2 589 

b) Beteiligte nach Lebensalter und Familienstand 

1. 	Lebensalter 

bis 30 Jahre 	. 	. 69 	1 3 66 156 6 4 — — -- 	305 

31 bis 40 Jahre . — 	— — 59 20 4 19 — 1 — 	103 

über 40 Jahre . 	. — 	— — 14 — 6 64 — 1 — 	 85 

ohne Angabe . 	. 348 	2 5 556 810 76 286 4 3 6 	2 096 

2 589 
2. 	Familienstand J  

ledig 	 123 	— — 56 215 4 4 	— — — 402 

verheiratet 	. 68 	— 1 379 280 43 281 	1 4 1 1 058 

ohne Angabe . 	. 226 	3 8 259 491 45 88 	3 1 5 1 129 

1 2 589 
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C. Erledigung der Eingaben, Beschwerden und sonstigen Vorgänge 

(Stand 31. Dezember 1959) 

I. Eingaben usw. im gesetzlichen Aufgabenbereich 

Zugehörigkeit des Einsenders Positiv 
erledigt 

Negativ 
erledigt 

bzw. 
Auskunft 

erteilt 

Bearbei

-

tung noch 
nicht abge-
schlossen 

Zusammen 

Heer 	  484 664 278 1 426 

Luftwaffe 	  427 346 224 997 

Marine 	  29 51 21 101 

Territoriale Verteidigung 	  28 27 2 57 

Ehemalige Bundeswehrangehörige 	  85 112 53 250 

Sonstige 51 108  35 194 

Summe 	. 	. 1 104 1 308 613 3 025 

II. Eingaben außerhalb des gesetzlichen Aufgabenbereichs 

(Unzuständigkeit des Wehrbeauftragten) 

Abgabe an: 

Einsender Auskunft 
erteilt 

Bundes

-

ministe

-r

ium für Ver

-

teidigung 

Nachgeord

-

des Bundes

-

ministe 
riums für 
Verteidi

-gung 

nete Stellen  
Sonstige 
Stellen 

Zusammen 

Verschieden 	  75 186 26 49 336 

III. Nichtbearbeitete Eingaben 

4 Sammeleingaben 

3 Anonyme Eingaben 
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D. Besondere Ergebnisse 

Als Folge des Einschreitens des Wehrbeauftragten sind durch Diszi-
plinarvorgesetzte gegen Beschuldigte 

in 47 Fällen Disziplinarmaßnahmen 

in 4 Fällen Strafverfahren 

durchgeführt worden. 

In 10 Fällen wurden Verstöße gegen § 7 Abs. 2 des Gesetzes über 
den Wehrbeauftragten festgestellt. 

Es entfallen auf: 

Teilstreitkräfte 

Beleh

-

rungen, 
Disziplinar

-

maßnahmen 

Straf

-

verfahren 

Verstoß 
gegen 

§ 7 Abs. 2 
des Geset

-

zes  über 
den Wehr

-

beauf

-

tragten 

Zusammen 

Heer 	  32 4 8 44 

Luftwaffe 	  11 — 2 13 

Marine 	  3  — — 3 

Territoriale Verteidigung 	  1 — — 1 

Summe 	. 	. 	. 47 4 10 61 


